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Vorwort 

Die umweltpolitische Diskussion der 1990er Jahre war spätestens seit dem sogenannten 

,Gipfel von Rio' vom Konzept der nachhaltigen Entwicklung geprägt. Für angewandte 

Umweltforschung und - planung ergab sich damit die Möglichkeit, Fragen der ökologischen 

Funktionsfähigkeit von Systemen, insbesondere von Landschaften, eine breitere Aufmerk­

samkeit zu verschaffen. Es existieren inzwischen eine Vielzahl von Arbeiten zu „Konzepten einer 

dauerheft-umweltgerechten Nutzung liindlicher Raume" (SRU 1996) und zum „Gesamtinstrumentarium 

Z!'r Emichung einer umweltgerechten R.aumnutZf'ng" (Bauer et al. 1996). Die Planungswissenschaften 

bemühen sich, ökologischen Belangen durch eine Stärkung der Landschaftsplanung und eine 

verbesserte Integration ihrer Ziele in die Regionalplanung (von Dressler et al. 2000) sowie eine 

aktivere Rolle der Regionalplanung selbst (ARL 1995) mehr Bedeutung zu verleihen. In der 

Landschaftsökologie und ihren Nachbardisziplinen ist ein systemorientiertes, um ökologische 

Zusammenhänge bemühtes Denken lange etabliert. Grundlegende Arbeiten aus dem 

deutschsprachigen Raum sind die Landschaftslehre von Neef (1967) und darauf aufbauende 

komplexe Analysemethoden (Haase 1991, Leser 1997). Während im angloamerikanischen 

Raum Ansätze der quantitativen Landschaftsstrukturanalyse weit verbreitet sind (Forman & 

Godron 1986), ist in Teilen der deutschsprachigen Landschaftsökologie eine Konzentration 

auf prozessorientierte Modellierungen des Wasser- und Stoffhaushaltes zu beobachten 

(Steinhardt & Volk 1999). 

Die vorliegende Arbeit ist zwischen Januar 1997 und Juni 2000 im Rahmen des Forschungs­

projektes „Landscheftsentwicklung, Landscheftshaushalt und Mehifachnu!Zfing der Landscheft in der 

Region Dessau-Bitteifeld-Wittenbetg" in der Sektion Angewandte Landschaftsökologie am UFZ -

Umweltforschungszentrum Leipzig-Halle unter der Leitung von Prof. Dr. Rudolf Krönert 

entstanden. Vor dem Hintergrund typischer Nutzungskonflikte des ländlichen Raums und der 

Anforderungen an eine umweltgerechte Landschaftsentwicklung werden mit einem interdis­

ziplinären Ansatz landschaftsökologische Methoden und planungsfachliche Instrumente im 

Sinne einer umfassenden Umweltvorsorge verknüpft. 

Im Zentrum des Untersuchungsraumes liegt das Dessau-Wörlitzer Gartenreich mit dem 

Wörlitzer Park als historischem Kern, mit dem erstmals die englische Landschaftsgartenidee 

auf dem europäischen Festland durch den Fürsten Franz von Anhalt-Dessau (1740-181 7) 

aufgegriffen wurde. Der Wörlitzer Park ist Ausdruck des romantisch verklärten Landschafts­

verständnisses des späten 18. Jahrhunderts. Gleichzeitig stellt er aber den von den Ideen der 

Aufklärung getragenen Versuch der Verbindung von Natur und Kultur zu einer sowohl in 

ästhetischer als auch funktionaler Hinsicht harmonischen Kulturlandschaft dar. Genau dieser 

Versuch wird heute mit der Entwicklung von Strategien und Konzepten für eine nachhaltige 

Landschaftsentwicklung erneut unternommen. 

Für die fachliche Unterstützung, Diskussion sowie das gute Arbeitsklima bedanke ich mich bei 

allen Kollegen der Sektion Angewandte Landschaftsökologie. 
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1 Einordnung des Themas 

1.1 Probleme regionaler Umweltforschung und Umweltplanung 

Die planerische Umweltvorsorge hat die Aufgabe, den langfristigen Schutz biotischer, 

abiotischer und ästhetischer Ressourcen zu gewährleisten und gleichzeitig deren umwelt­

gerechte Nutzung zu ermöglichen. Von zentraler Bedeutung ist dabei die regionale Ebene. 

Hier müssen übergeordnete Schutz- und Entwicklungsziele präzisiert und räumlich differen­

ziert werden, um in koordinierte Maßnahmen auf regionaler und lokaler Ebene münden zu 

können. Dies erfordert die Kenntnis landschaftshaushaltlicher Zusammenhänge und der 

räumlichen Verflechtung von Nutzungsansprüchen. Beides erschließt sich nicht aus stand­

örtlichen oder lokalen Betrachtungen, sondern erst aus der regionalen, den Gesamt­

zusammenhang herstellenden Perspektive. 

Sowohl auf Seiten der landschaftsökologischen Landschaftsanalyse und -bewertung als auch 

auf Seiten der planungsfachlichen Zielformulierung, -abwägung und -implementierung beste­

hen auf regionaler Ebene methodische Defizite: 

)>- In der Landschaftsökologie fehlen planungspraktisch einsetzbare Methoden und Modelle 

zur mesoskaligen Landschaftsanalyse. Die Komplexität landschaftlicher Systeme macht 

z.B. die Quantifizierung des wasser- und stoffhaushaltlichen Prozessgeschehens sehr auf­

wändig. Dies ist im Rahmen planerischer Fragestellungen bislang nicht praktikabel und 

teilweise wegen des Bedarfs an flächendeckend zeitlich und räumlich hoch aufgelösten 

Daten nicht machbar. Um so größere Bedeutung kommt der Identifizierung der skalen­

spezifischen Faktoren landschaftshaushaltlicher und -struktureller Prozesse zu (Klijn 1995, 

Hobbs 1997, Leser 1997, Steinhardt & Volk 1999, 2000). 

)>- Für die Übertragung landschaftsökologischer Erkenntnisse in planungsrelevante Aussagen 

müssen praktikable Indikatoren und normative Kriterien definiert werden, welche die 

schutzgut- und nutzungsbezogene Bewertung der unterschiedlichen Eignung, Empfind­

lichkeit und Belastung von Landschaften ermöglichen, um ihre Bedeutung für Land­

schaftsfunktionen differenziert berücksichtigen zu können (Bachfischer et al. 1980, 

Niemann 1982, Bechmann 1989, Haase 1991, Marks et al. 1992, Bastian 1997, 1999a, 

Bastian & Schreiber 1999). 

)>- Regionalplanung und überörtliche Landschaftsplanung, als regionale Ebene der räumli­

chen Gesamtplanung bzw. als querschnittsorientierte Fachplanung des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege, nehmen zentrale Aufgaben der planerischen Umweltvorsorge wahr 

(Bauer et al. 1996). Beide haben jedoch massive Implementierungsschwierigkeiten bei der 

Verfolgung ihrer Ziele (Ramsauer 1993, Hübler et al. 1996). Insbesondere die Regional­

planung muss im Rahmen der langfristigen Umweltvorsorge eine aktivere Integrations­

funktion übernehmen und verstärkt landschaftsrahmenplanerische Inhalte integrieren 

(Pinke et al. 1993, Kiemstedt et al. 1993, Finke 1996, von Dressler et al. 2000). 

Es fehlt ein transparentes und übertragbares Verfahren, das die landschaftsökologisch 

abgesicherte Formulierung schutzgut- und nutzungsbezogener Ziele der regionalplanerischen 
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1 Einordnung des Themas 

Umweltvorsorge ermöglicht. Als wichtiges technisches Hilfsmittel haben sich in den 

vergangenen 10 Jahren Geographische Informationssysteme (GIS) sowohl in landschafts­

ökologisch-geographischer Analyse und Modellierung als auch in planungsfachlicher Bewer­

tung und Zielformulierung etabliert (Blaschke 1997, Schaller 1996). 

Voraussetzung für die Inwertsetzung der damit verbundenen Möglichkeiten ist jedoch ein 

interdisziplinäres Verständnis der Möglichkeiten und Grenzen regionaler Umweltforschung 

und - planung. Landschaftsökologische Analysen, die den Anspruch erheben, der Planungs­

praxis Grundlagen oder gar Ziele einer nachhaltigen Raum- und Landschaftsentwicklung 

bereitzustellen, müssen mehreren Anforderungen gerecht werden. Planungsbezogene 

Analysen stehen in einem normativen Kontext, so dass bereits deskriptive Aussagen bewusst 

oder unbewusst wertenden Charakter erhalten. Der Transfer von einer landschafts­

ökologischen Sachebene auf die planungspraktische Wertebene, also Bewertung im 

eigentlichen Sinne, muss über transparente und intersubjektiv gültige Kriterien erfolgen, damit 

beide Seiten dieselbe Sprache sprechen und Missverständnisse verhindert werden. Zum 

anderen muss bei der landschaftsökologischen Analyse und Bewertung die planungsfachliche 

Bedeutung wertender Begriffe wie ,Eignung', ,Leistungsfähigkeit', ,Empfindlichkeit' oder 

,Gefährdung' berücksichtigt werden. Diese Begriffe sind eindeutig belegt, werden jedoch 
häufig in landschaftsökologischen Arbeiten unscharf und bisweilen willkürlich verwendet. 

1.2 Ziel und Herangehensweise 

Das Ziel der vorliegenden Arbeit ist die Entwicklung emes mesoskaligen landschafts­

ökologischen Verfahrens zur Sicherung und Entwicklung von Landschaftsfunktionen durch 

eine an den Bedürfnissen der Planungspraxis orientierte Verknüpfung von 

Jo> mesoskalig einsetzbaren und planungspraktisch anwendbaren, landschaftsökologischen 

Analyse- und Modellierungsmethoden, 

Jo> normativen Grundlagen für die Bewertung von Landschaftsfunktionen und die Formu­
lierung von Zielen zu ihrer Sicherung und Entwicklung, 

Jo> planerischen Instrumenten und Prozessen sowie 

Jo> einem Geographischen Informationssystem (GIS) als Analyse- und Entscheidungs- sowie 

Informations- und Visualisierungsgrundlage. 

Das Verfahren ist als Werkzeug für eine integrierte raumordnerische und landschafts­

planerische Umweltvorsorge auf regionaler Ebene konzipiert und wird exemplarisch am 

Beispiel des Regierungsbezirks Dessau angewendet und diskutiert (vgl. Petry & Krönert 1998). 

Eine wesentliche integrative und analytische Funktion kommt der Verwendung von GIS zu, 

mit deren Hilfe Grundlagen landschaftsfunktionsbezogener Umweltvorsorge erarbeitet, 

regionalplanerische Steuerungsmöglichkeiten aufgezeigt und die Formulierung räumlich 

differenzierter Ziele im Planungsprozess visualisiert und damit nachvollziehbar werden. Damit 

sind GIS auch ein wichtiges Hilfsmittel zur Verbesserung der Transparenz von Planungs-
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abläufen, der Partizipationsmöglichkeiten und der an Bedeutung gewinnenden Moderations­

funktion räumlicher Planung. 

Diese Arbeit stellt das Modell der Landschaftsfunktionen sowie die Methoden und Konzepte 

zur darauf aufbauenden funktionsräumlichen Differenzierung in den Mittelpunkt der 

Verfahrensentwicklung. Damit lässt sich die Integration schutzgut- und nutzungsbezogener 

Aspekte der Umweltvorsorge auf der Basis des komplexen landschaftlichen Wirkungsgefüges 

gewährleisten. Landschaftsfunktionen bilden die Schnittstelle zwischen landschaftsökolo­

gischer Analyse und planerischer Steuerung der räumlichen Entwicklung. Die Analysen und 

Bewertungen finden auf mesoskaliger Ebene statt, was einerseits die Passfähigkeit verwendeter 

Daten und Methoden erfordert und ermöglicht, aber andererseits auch deren sachliche, 

räumliche wie zeitliche Differenziertheit begrenzt. Die skalenspezifischen Möglichkeiten und 

Grenzen des Verfahrens müssen daher herausgearbeitet und diskutiert werden. 

Den abiotischen Ressourcen Wasser und Boden kommt sowohl als Schutzgüter zur Gewähr­

leistung der Funktionsfähigkeit des Landschaftshaushaltes als auch aufgrund ihrer intensiven 

Nutzung eine zentrale Bedeutung in der planerischen Umweltvorsorge zu. Sie sind wesent­

liche, den Naturhaushalt und die Landschaftsstruktur prägende Landschaftskompartimente, 

die mit ihren integrierten und integrierenden Eigenschaften die Komplexität des Wirkungs­

gefüges in Landschaften widerspiegeln. Wasser und Boden bedingen daher in starkem Maße 

die räumliche Differenzierung von Landschaftsfunktionen. 

Der Rahmen dieser Arbeit ist in mehrfacher Hinsicht begrenzt. Es kann nicht das ganze 

Aufgabenspektrum planerischer Umweltvorsorge abgedeckt werden. Vielmehr werden anhand 

ausgewählter wasser- und bodenabhängiger Landschaftsfunktionen die Einsatzmöglichkeiten 

eines interdisziplinär angelegten Verfahrens für die Erreichung einer nachhaltigen Land­

schaftsentwicklung aufgezeigt. Der landschaftsbezogene Ansatz begrenzt zudem die Zahl der 

Faktoren, die bei der Bewertung von Landschaftsfunktionen berücksichtigt werden können. 

Das Verfahren zur Sicherung von Landschaftsfunktionen durch die planerische Umweltvor­

sorge soll transparent, übertragbar und praxisrelevant sein. Um dies sicherzustellen, sollen 

folgende Fragen als eine Art Forderungskatalog formuliert und mit der vorliegenden Arbeit 

beantwortet werden: 

> Welche Landschaftsfunktionen lassen sich mit den vorhandenen oder in der Diskussion 

befindlichen regionalplanerischen Steuerungsmöglichkeiten (Instrumente, Gebietskatego­

rien und Planungsverfahren) sichern? 

> Welche natürlichen und anthropogenen Faktoren bestimmen die Ausprägung der Land­

schaftsfunktionen auf mesoskaliger Ebene und ermöglichen so die funktionsräumliche 
Differenzierung? 

> Mit welchen flächendeckend verfügbaren und öffentlich zugänglichen Daten lassen sich 

die Faktoren operationalisieren? In welcher Auflösung (zeitlich, räumlich, sachliche Glie­

derungstiefe) stehen sie zur Verfügung, und welche Implikationen hat dies für Aussage­
möglichkeiten und funktionsräumliche Differenzierung? 
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:l> Welche Indikatoren können zur planungsbezogenen Bewertung der Landschaftsfunkti­

onen herangezogen werden, und mit welchen vorhandenen oder zu entwickelnden 
Methoden lassen sie sich praxisnah herleiten? 

:i> Welche normativen Wertmaßstäbe dienen als Kriterien für die Formulierung von land­

schaftsfunktionsbezogenen Zielen der Umweltvorsorge, für ihre Gewichtung und Integra­

tion im räumlichen und funktionalen Gesamtzusammenhang? 

:l> Welche Instrumente stehen zur Implementierung der Ziele zur Verfügung? Welche 

Konsequenzen ergeben sich aus der wachsenden Bedeutung diskursiver und partizipativer 

Planungsabläufe und Entscheidungsprozesse für die landschaftsökologische Verfahrens­

entwicklung? 

:i> Welche Möglichkeiten bietet die Einbettung der Verfahrensentwicklung in ein Geographi­

sches Informationssystem für einen integrativen Ansatz, die Transparenz der Vorgehens­

weise und die Flexibilität im Hinblick auf unterschiedliche Fragestellungen, Entschei­

dungsprozesse und Zieldefinitionen? 

Die besonderen Anforderungen, denen landschaftsökologische Arbeiten mit einem expliziten 

Planungsbezug unterliegen, fasst Mosimann (1999: 17) für die praxisorientierte Verfahrens­
entwicklung zusammen: 

:l> Beschränkung auf die wesentlichen Faktoren und Zusammenhänge, 

:i> Beschränkung auf allgemein erfassbare bzw. verfügbare Daten, 

:i> Beschränkung auf im Routineeinsatz eindeutig erfassbare Merkmale, 

:l> Robustheit der Berechnungsansätze (fehlerhafte Einschätzung einzelner Parameter darf 

sich nicht zu stark auf das Bewertungsergebnis auswirken), 

:l> größere Fehlertoleranz (im Vergleich zu reinen Forschungsvorhaben), 

:l> gute Handhabbarkeit, klar und eindeutig strukturiertes Vorgehen sowie 

:i> rezeptartige Anleitung, ausführliche Dokumentation. 

Diese Forderungen werden im Zuge der Verfahrensentwicklung aufgenommen und in den 

Teilkapiteln diskutiert. 

Die Entwicklung des Verfahrens und seine exemplarische Anwendung erfolgt am Beispiel des 

Regierungsbezirks Dessau. Diese Region ist ein charakteristischer Ausschnitt des nord­

deutschen Altmoränenlandes, der dessen natur- und kulturräurnliche Entwicklung in seiner 

ganzen Vielfalt widerspiegelt und gleichzeitig Planungsraum der Regionalplanung ist. Damit 

bietet der Regierungsbezirk Dessau ideale Voraussetzungen für eine planungsbezogene 

landschaftsökologische Untersuchung vor dem Hintergrund natürlicher Voraussetzungen und 

aktueller Tendenzen der Landschaftsentwicklung im nördlichen Mitteleuropa. Dazu zählen 

der Agrarlandschaftswandel, der sich hier auf engem Raum in gegensätzlichen Prozessen 

manifestiert, die Bedeutung pleistozäner Landschaften für die Bereitstellung und Sicherung 

von Grundwasserressourcen sowie der beide Aspekte verknüpfende Wasser- und Stoff­

haushalt. Besondere Bedeutung erhält die Sicherung von Landschaftsfunktionen in diesem 
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Raum durch die seit 10 Jahren andauernde radikale Veränderung sozialer und ökonomischer 

Strukturen, welche die planerische Umweltvorsorge mit massiven Konflikten konfrontiert. 

1.3 Aufbau der Arbeit 

Kapitel 2 erläutert und definiert Landschaftsfunktionen aus landschaftsökologischer und 

planungsfachlicher Sicht (Definition und Auswahl, Implikationen der Skalenebene). Obwohl 

damit einige normative Grundannahmen vorweggenommen werden, erscheint es sinnvoll, die 

Erörterung des Konzeptes der Landschaftsfunktionen an den Anfang zu stellen, da dies die 

Basis aller weiteren Ausführungen darstellt. In Kapitel 3 wird der normative Rahmen definiert, 

in den sich die Verfahrensentwicklung einordnet und aus dem sich Kriterien für die 

Formulierung von Zielen zur Sicherung und Entwicklung von Landschaftsfunktionen her­

leiten lassen. Im Mittelpunkt von Kapitel 4 stehen die Möglichkeiten und Grenzen planungs­
fachlicher Steuerung von Landschaftsfunktionen im Sinne einer nachhaltigen Landschafts­

entwicklung. Dazu werden die Aufgaben, Instrumente und Prozesse der Regional- und 

Landschaftsplanung kritisch diskutiert. 

Aufbauend auf den in Kapitel 2, 3 und 4 formulierten Grundlagen werden in Kapitel 7 die 

Methoden der Analyse und Bewertung von Landschaftsfunktionen vorgestellt und die 

Analyseergebnisse für den Regierungsbezirk Dessau erörtert. Das setzt jedoch die Kenntnis 
des Untersuchungsraumes, der verwendeten Datengrundlagen und ihrer GIS-technischen 

Verarbeitung voraus. Diese Basisinformationen werden in den Kapiteln 5 und 6 bereitgestellt. 

Unabhängig vom Untersuchungsraum sind in Kapitel 6 die Erläuterungen zu den Anwen­

dungsmöglichkeiten von GIS und Fragen des Zusammenhangs zwischen inhaltlicher Aussage 

und räumlichem Bezug bei GIS-technisch veränderten räumlichen Daten. Desweiteren 

werden in Kapitel 7 methodische Grundlagen des Bewertungskonzeptes der ökologischen 

Risikoanalyse in Umweltforschung und Umweltplanung dargelegt. Darin werden die einzelnen 

fachlichen Methoden und Modelle, die in dieser Arbeit zur Analyse funktionaler Zusam­

menhänge eingesetzt werden, eingeordnet. 

Wesentliche Aufgabe des Kapitels 7 ist es, Parameter für die Erfassung der skalenspezifischen 

Faktoren, Prozesse und Strukturen zu identifizieren und darauf aufbauend für die Bewertung 

der Eignung und Empfindlichkeit relevante Indikatoren zu definieren. 

In Kapitel 8 werden die einzelnen Schritte zur multikriteriellen Bewertung der Landschafts­

funktionen (Eignung, Empfindlichkeit, Schutzwürdigkeit) beschrieben und die Aggregierung 

der Einzelfunktionen zu multifunktionalen Aussagen für den Gesamtraum herausgearbeitet. 

Damit sind die Grundlagen und Bestandteile des Verfahrens definiert, wie sie in Abbildung 1 
wiedergegeben sind. Dieses Schema des Verfahrensablaufes kann eigentlich erst am Ende der 

Arbeit stehen, da es die Verfahrensentwicklung als Ergebnis der Arbeit wiedergibt. Zur 

besseren Orientierung wird es an den Anfang gestellt, um den strukturellen Aufbau deutlich 

zu machen. Als eine Art ,Roter Faden' werden zu Beginn eines jeden Kapitels diejenigen 

Bestandteile des Schemas hervorgehoben, die bearbeitet werden. 
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Abbildung 1: Aufbau des Verfahrens zur Sicherung und Entwicklung von Landschaftsfunktionen im 
Rahmen der planerischen Umweltvorsorge auf regionaler Ebene 

Eine abschließende Diskussion und der Ausblick auf künftige Einsatzmöglichkeiten des 

Verfahrens vor dem Hintergrund aktueller Entwicklungen in Umweltpolitik und -planung 

finden sich in Kapitel 9, dem eine Zusammenfassung der Arbeit in Kapitel 10 folgt. 
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2 Landschaftsökologische und planungsfachliche 
Grundlagen 
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Abbildung 2: In Kapitel 2 bearbeitete Teile 
der Verfahrensentwicklung 

2.1 Landschaftsfunktionen in Landschaftsökologie und Planung 

2.1.1 Funktionen in der Landschaftsökologie 

Das Konzept der Landschaftsfunktionen ist Teil der landschaftsökologischen Modellbildung 

und Theorie. Nach Leser (1997: 402) betrachtet die Landschaftsökologie als Raumwissen­

schaft ihren Gegenstand - bei Leser in erster Linie das Landschaftsökosystem - nach dem 

Funktionalitätsprinzip. Danach ist es die wesentliche analytische Aufgabe, die Funktionen und 

Funktionsbeziehungen zwischen den Landschaftsfaktoren und -komponenten zu untersuchen 

und damit die Systemzusammenhänge in Landschaften zu klären. Vereinfacht gesagt, steht 

nach Leser die Frage ,Wie funktionieren Landschaften?' im Vordergrund. Eine ebenfalls sys­

temtheoretische Definition liefern Forman & Godron (1986: 11), die „landscape function" als „the 

interactions among the spatial elements, that is, the flows of ener;gy, materials, and species among the component 

eCO!)Stems" bezeichnen. Sie stellen die Funktion als gleichberechtigtes Charakteristikum von 

Landschaften neben Struktur und Veränderung. Damit hebt sich diese Definition von der 

Sichtweise der europäischen Landschaftsökologie ab, die den hier als Funktion definierten 

Sachverhalt als Prozess bezeichnet (de Groot 1992, Leser 1997). Landschaftsfunktionen erge­

ben sich erst aus dem Zusammenwirken landschaftlicher Strukturen und Prozesse. Die Defi­

nition von Forman & Godron (1986) wird daher hier nicht weiter verfolgt. 

7 
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In der angewandten Landschaftsökologie wird das Funkti.onalitätsprinzip um den Menschen 

als wesentlichen Teil von Landschaften erweitert. Landschaften sind Teil des umfassenden 

Mensch-Umwelt-Systems, das von verschiedenen Autoren modellhaft beschrieben wird 

(,Sozioökonomisch-Ökologisches System' nach Messerli & Messerli (1978), ,Total Human 

Ecosystem' nach Naveh (1996)). Landschaften erfüllen vielfältige Funktionen innerhalb des 

Naturhaushaltes und für die menschliche Gesellschaft. Der niederländische Ökologe de Groot 

(1992: 7) definiert die Funktionen der Natur als „das Vermögen natürlicher Prozesse und 

Komponenten Güter und Leistungen bereitz;tstellen, die menschliche Bedürfnisse direkt und/ oder indirekt 

befriedigen'~ Mit dieser anthropozentrischen Definition erweitert de Groot das system­

theoretische Funktionsverständnis im Sinne Lesers um die gesellschaftlichen Anforderungen 
an bestimmte Leistungen von Landschaften. 

Tabelle 1: Funktionen der Natur (nach de Groot 1992, verändert) 
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Fllllktionsart 

Regulations­
funktionen 

Produktions­
funktionen 

Standort­
funktionen 

Informations­
funktionen 

Einzelfunktion 

Schutz vor schädlichen kosmischen Einwirkungen 
Regulation der lokalen und globalen Energiebilanz 
Regulation der chemischen Zusammensetzung der Atmosphäre 
Regulation der chemischen Zusammensetzung des Ozeans 
Regulation des lokalen und globalen Klimas (inkl. Wasserkreislauf) 
Abflussregulation und Hochwasservermeidung 
Wasserrückhaltung und Grundwasserneubildung 
Schutz vor Bodenerosion und Sedimentationssteuerung 
Bildung des Oberbodens und Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit 
Festlegung von Sonnenenergie und Biomasseerzeugung 
Speicherung und Recycling von organischer Substanz 
Speicherung und Recycling von Nährstoffen 
Speicherung und Recycling von Abfällen 
Regulation der biologischen Steuerungsmechanismen 
Erhaltung und Migration von Stammhabitaten 
Erhaltung der biologischen (und genetischen) Diversität 
Sauerstoff 
Wasser (Trink- und Brauchwasser, Bewässerung, etc.) 
Nahrung 
Genetische Ressourcen 
Medizinische Ressourcen 
Rohstoffe für Kleidung und Haushaltswaren 
Rohstoffe für Gebäude, Bauwesen und Industrie 
Biochemikalien 
Brennstoffe und Energie 
Futter und Dünger 
Schmuckressourcen 
Menschliches Wohnen und Siedeln 
Anbau von Kulturpflanzen, Haltung von Haustieren, Aquakultur 
Energieumwandlung 
Erholung und Tourismus 
Naturschutz 
Ästhetische Informationen 
Spirituelle und religiöse Informationen 
Historische Informationen 
Kulturelle und künstlerische Informationen 
Wissenschaftliche und Bildungsinformationen 



2.1 Landschaftsfunktionen in Landschaftsiiko/ogie und Planung 

Aufbauend auf die Arbeit von van der Maare! & Dauvellier (1978) hat de Groot eine 

umfassende Klassifikation von Funktionen vorgenommen (Tabelle 1), die sich an 4 

Kategorien orientiert: 

:;i.. Regulationsjunktionen beziehen sich auf die Fähigkeiten natürlicher und halb-natürlicher 

Ökosysteme, wichtige ökologische Prozesse zur Erhaltung des Systems zu regulieren. 

:;i.. Produktionsfunktionen sind direkte und indirekte Funktionen der Natur in Form ihrer durch 

den Menschen genutzten erneuerbaren und nicht erneuerbaren Ressourcen. 

:;i.. Standortfunktionen bezeichnen die Bereitstellung des Raumes (oder Substrates, Mediums) für 

bestimmte menschliche Nutzungen wie Bebauung, Landwirtschaft oder Erholung. 

:;i.. Informationsfunktionen bestehen hinsichtlich der Wahrnehmbarkeit der natürlichen und 

kulturellen Entwicklungsgeschichte, der Ausprägung bestimmter Landschaftsbilder. 

Die Klassifikation ist nicht in allen Fällen eindeutig und nicht durchgehend logisch struk­

turiert. So beeinflussen und bedingen Regulations- und Produktionsfunktionen einander 

gegenseitig. Landwirtschaft dient in erster Linie der Produktion, greift aber auch regulierend in 

den Landschaftshaushalt ein und ist Teil der Informationsfunktionen der Landschaft. Die 

Unterscheidung der Funktionen der Natur für die Landwirtschaft in die Produktionsfunktion 

,Biomasseproduktion' und die Standortfunktion ,Bereitstellung des Ackers' ist zwar möglich, 

unter praktischen Gesichtspunkten aber wenig hilfreich. 

Bastian (1997) reduziert die Kategorien auf drei und unterscheidet ökonomische (Produk­

tionsfunktion), ökologische (Regulationsfunktion) und soziale (Lebensraumfunktion) Funk­

tionen als Leistungen der Landschaft. Die de Groot' sehen Standortfunktionen entfallen und 

die von ihm definierten Informationsfunktionen entsprechen den sozialen Funktionen bei 

Bastian. Damit lässt sich das Konzept der Landschaftsfunktionen in die Nachhaltigkeits­

diskussion mit ihren etablierten ökologischen, ökonomischen und sozialen Entwicklungs­

kategorien einbinden (siehe Kapitel 3.1). 

Zudem lassen sich landschaftshaushaltliche und direkt nutzungsbezogene Aspekte nicht 

voneinander trennen, da beispielsweise die naturhaushaltliche Regulierung des Wasser- und 

Stoffumsatzes in der Landschaft in direkter Wechselwirkung mit der Nutzung von 

Landschaften durch den Menschen steht, welche die landschaftshaushaltliche Regulierung 

massiv beeinflusst oder gar dominiert. Der Mensch ist integraler Bestandteil landschaftlicher 

Systeme, was die Unterscheidung natürlicher und gesellschaftlicher Funktionen ausgesprochen 

schwierig und fragwürdig werden lässt. 

2.1.2 Funktionen in der Raum- und Umweltplanung 

In den Planungswissenschaften wird ebenfalls mit einem funktionalen Ansatz gearbeitet. 

Unter der Funktion eines Raumes wird die Leistung verstanden, die dieser für die Gesellschaft 

erbringt. Damit ist keinesfalls nur ein im ökonomischen Sinne produktiver Nutzen gemeint, 

sondern darunter kann auch die Bereitstellung von Biotopen für als schützenswert eingestufte 

Tier- und Pflanzenarten verstanden werden. Aufgabe der Raumordnung ist die Steuerung 
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2 Landschaftsökologische und planungsfachliche Grundlagen 

räumlicher Funktionen mit den Instrumenten der Raumplanung (ARL 1995a, Bauer et al. 

1996, MRLU 1996a und b, ARL 1998). Dafür hat sie die Modelle der ausgeglichenen 

Funktionsräume und der funktionsräumlichen Arbeitsteilung entwickelt (Abbildung 5, S. 29). 

Für den Schutz, die Regeneration und die Entwicklung von Landschaftsfunktionen steht ein 

breites Instrumentarium unterschiedlichster Politik- und Planungsbereiche zur Verfügung 

(siehe Kapitel 4). Ein großer Teil dieser Instrumente wirkt direkt auf die Art und Intensität der 

Landnutzung ein (Agrarpolitik, Raumplanung oder fachliche Regelwerke (z.B. ,ordnungs­

gemäße Landwirtschaft')). Ein kleinerer Teil zielt auf die Beeinflussung landschaftlicher 

Strukturen und Prozesse (Freiraumschutz, Biotopverbundplanungen oder Vergabe von 

Wasserrechten) ab. Einen umfassenden Überblick über das „Gesamtinstrumentarium zur 

Erreichung einer umweltvertraglichen Raumnutzung" haben Bauer et al. (1996) geliefert. 

Analog zur Dimensions-, Hierarchie- und Maßstabsebenenproblematik in der Landschafts­

ökologie kennt auch die Raumordnung unterschiedliche Dimensionen von Funktionsflächen 

und -räumen. Funktionen sind räumlich unterschiedlich dimensioniert, können also kleinflä­

chig (z.B. Sportanlage) oder großflächig (Landschaftsschutzgebiet) sein. Unabhängig von der 

räumlichen Ausdehnung eines Funktionsraumes ist dessen gesellschaftliche Bedeutung zu 

sehen. Diese kann sich auf einen relativ kleinen Raum beschränken (z.B. die Sportanlage eines 

Dorfes dient den ortsansässigen Sportvereinen als Trainings- und Spielgelände) oder weit über 

die konkrete Funktionsfläche hinausreichen (z.B. versorgt eine Agrarlandschaft weitaus mehr 

Menschen mit Nahrungsmitteln, als diejenigen, die in ihr leben1
) bzw. die Bedeutung wird an 

einem anderen Ort wirksam als der, an dem sie gewissermaßen verortet ist (z.B. Region mit 

reichen Grundwasservorkommen, die der Trinkwasserversorgung eines weit entfernten Agglo­

merationsraumes dient~. 

2.1.3 Landschaftsfunktionen und Naturraumpotentiale 

Eine Landschaftsfunktion ist diejenige Leistung, die eine Landschaft in emem definierten 

Zusammenhang tatsächlich erbringt. Diese Leistung kann, in Anlehnung an die von Bastian 

(1997, s.o.) definierten Kategorien, ökologischer, ökonomischer oder sozialer Art sein. Das 

Potential ist hingegen Ausdruck der potentiellen Leistungsfähigkeit bzw. der Eignung einer 

Landschaft zur Erfüllung einer Funktion. Naturraumpotentiale dienen im Allgemeinen der 

Bewertung der Nutzungseignung bestimmter Naturausschnitte für den Menschen (Finke 

1994: 112ff.) und bezeichnen das Vermögen von Naturräumen bZJV. Landschaften, gesellschaftlich 

nutzbare Leistungen zu erbringen (Bastian & Schreiber 1999: 553). 

t Um beim Sportplatzbeispiel zu bleiben: 

Das Fußballstadion eines Bundesligavereins ist zwar kaum größer als die Sportanlage eines Dorfes, hat aber eine größere 
funktionsräumliche Bedeutung, da Anhänger jenes Vereins aus einem weiten Umkreis zu Heimspielen anreisen. Damit ist 
jedoch nicht gesagt, dass die funktionale Bedeutung des Fußballstadions größer ist als die der dörflichen Sportanlage. 

2 Ein weiteres Beispiel aus der Welt des Sports: 

Das Rheinstadion in Düsseldorf diente dem Fußballverein Borussia Mönchengladbach in erfolgreicheren Zeiten als 
Austragungsort für große und internationale Begegnungen, da das eigene Stadion aufgrund der begrenzten Platzkapazität 
diese Funktion nicht erfüllen konnte. Funktion und Funktionserfüllung sind räumlich getrennt, da nur wenige Düsseldorfer 
die Spiele des ,Regionalrivalen' besucht haben dürften. 
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2.1 Landschaftsfunktionen in Landschaftsö'kologie und Planung 

In der Literatur ist die Unterscheidung zwischen Funktionen und Potentialen nicht immer 

eindeutig. Marks et al. (1992) unterscheiden bei der Bewertung der Leistungsfähigkeit des 

Landschaftshaushaltes die in Tabelle 2 genannten Funktionen und Potentiale. 

Tabelle 2: Funktionen und Potentiale des Landschaftshaushaltes (nach Marks et al. 1992) 

Funktionen 

Erosionswiderstandfunktion 
Filter-, Puffer- und Transformatorfunktion 
Grundwasserschutzfunktion 
Grundwasserneubildungsfunktion 
Abfl.ussregulationsfunktion 
Immissionsschutzfunktion 
Klimameliorations- und bioklimatische Funktion 
Ökotopbildungs- und Naturschutzfunktion 
Erholungsfunktion 

Potentiale 

Grundwasserdargebotspotential 
Biotisches Ertragspotential 
Landeskundliches Potential 

Gemessen an dem oben erläuterten Unterschied zwischen diesen Begriffen, ist diese 

Einteilung logisch nicht konsistent, und einige der Funktionen würden besser als Potentiale 

bezeichnet (siehe in diesem Zusammenhang auch Glacer 1999). Hinsichtlich der Erneuerung 

des Grundwassers ist die von Marks et al. (1992) vorgenommene Unterscheidung nur sinnvoll, 

wenn unter der ,Grundwasserneubildungsfunktion' die ökosystemare Funktion verstanden 

wird und unter ,Grundwasserdargebotspotential' das Potential einer gesellschaftlich nutzbaren 

Leistung. Hingegen sind ,Ökotopbildungs- und Naturschutzfunktion' sowie die ,Erholungs­

funktion' eigentlich Potentiale, denn sie bewerten nicht die tatsächliche Bedeutung einer 

Landschaft für den Naturschutz oder die Erholung, sondern das vorhandene landschaftliche 

Potential. Ob der Naturschutz und die Erholungssuchenden dieses Potential nutzen und 

damit zu einer Funktion werden lassen, lässt sich mit den Methoden von Marks et al. (ebd.) 

nicht beurteilen. 

Die Unterscheidung in Funktionen und Potentiale scheint indes vornehmlich eine Diskussion 

der deutschsprachigen, geographisch geprägten Landschaftsökologie zu sein (Haase 1991, 

Pinke 1994, Leser 1997, Bastian & Schreiber 1999), die theoretische Bedeutungsunterschiede 

deutlich macht, aber auf internationaler Ebene und unter Anwendungsgesichtspunkten eher 

Verwirrung als Klarheit mit sich bringt. Mannsfeld in Bastian & Schreiber (1999: 40) stellt in 

diesem Z usarnmenhang fest: 

„Steift man das Konzept der Naturraumpotentiale als Strukturaspekt der im Naturdargebot 
begründeten Leistungsmöglichkeiten der ö"ko.rystemarfunktionalen Betrachtungsweise gegenüber, 
welche insbesondere dem Nachhaltigkeitsprinzjp bei der Bewirtschaftung von Naturressourcen 
entspricht, so wird deutlich, daß eine scharfe Trennung beider Ansatze weder Z}Veckmäßig noch 
sinnvoll ist. " 

Werden beide Begriffe, wie in der vorliegenden Arbeit, parallel verwendet, muss die 

Abgrenzung eindeutig sein, wozu die vorangegangenen Ausführungen dienen. 
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2 Landschaftsökologische und planungsfachiiche Grundlagen 

2.1.4 Schlussfolgerungen für die Bedeutung von Landschaftsfunktionen in 
der Verfahrensentwicklung 

Im Unterschied zu sektoralen Zielen für Schutz und Entwicklung einzelner Schutzgüter 

bedürfen Strategien nachhaltiger Landschaftsentwicklung einer integrativen Betrachtungs­

weise. Der Schutz abiotischer Ressourcen erfolgt traditionell durch die Formulierung 

sektoraler Ziele, die nachfolgend mit anderen Zielen räumlicher Entwicklung abgewogen 

werden müssen. Durch die Betrachtung von Landschaftsfunktionen werden die abiotischen 

Ressourcen Wasser und Boden jedoch direkt in den Kontext der anderen, die jeweilige 
Funktion bestimmenden Faktoren gestellt. Ziele der Funktionsentwicklung sind daher eher in 

der Lage der Komplexität von Landschaften gerecht zu werden, als dies z.B. sektorale 

Bodenschutzziele vermögen. „Landschaftsfunktionen sind deshalb eine geeignete Basis, einerseits die 

Nutzungseignung und andererseits die Belastbarkeit von Räumen einschätzen zu können'~ stellen Syrbe et 
al. (1998) in diesem Zusammenhang fest. 

Der funktionale Ansatz ist das theoretische Fundament, auf dem sich landschaftsbezogene 

analytische und planerische Ansätze verbinden lassen. In Raumordnung und Landesplanung 

werden Funktionen definiert als ,,Aufgaben, die ein Raum far die Lebensmöglichkeiten der Menschen 

erfaJ/en soll" (ARL 1995a: 353). Aufgabe der Raumplanung ist es, Räumen und Regionen 

bestimmte Funktionen zuzuweisen, diese zu sichern und zu entwickeln. Die Eignung eines 

Raumes für eine Funktion ist ein wichtiges Kriterium für die Funktionszuweisung. Die 

Analyse von Eignungen ist Aufgabe der Raumforschung, als deren Bestandteil die landschafts­

ökologische Forschung betrachtet werden muss. Eignung allein ist jedoch aus raumpla­

nerischer Sicht kein ausreichendes Kriterium der Funktionszuweisung, da Räume in der Regel 

mehrere, häufig konfliktäre Funktionen besitzen (ARL 1995a: 353). Um die tatsächliche 

Bedeutung eines Raumes für eine Funktion bestimmen zu können, bedarf es der zusätzlichen 

Bestimmung der Empfindlichkeit dieses Raumes gegenüber Beeinträchtigungen der Funktion 

(siehe auch Kapitel 2.4). 

Eignung und Empfindlichkeit sind somit zentrale Kategorien in der planerischen Funktions­

bewertung. Daher werden die für die Verfahrensentwicklung in Kapitel 2.4 ausgewählten 

Landschaftsfunktionen anders definiert, als dies bei de Groot (1992), Marks et al. (1992) und 

Bastian (1997) der Fall ist. Die Erneuerung des Grundwassers in ausreichender Menge und 

möglichst guter Qualität ist eine gesellschaftlich bedeutsame Produktionsfunktion der 

Landschaft, die mit den Instrumenten planerischer Umweltvorsorge gesichert und gegebenen­

falls entwickelt werden muss. Von de Groot, Bastian und Marks et al. definierte Funktionen 
und Potentiale sind Teilfunktionen der Landschaftsfunktion ,Erneuerung des Grundwassers'. 

Die Menge des erneuerten Grundwassers lässt sich über die Grundwassemeubildungsfunktion 
und das Grundwasserdargebotspotential bestimmen. Grundwasserschutzfunktion sowie 

Speicherung und Recycling von Nähr- und Schadstoffen geben Auskunft über die potentielle 

Belastung des Grundwassers und damit der Empfindlichkeit der Erneuerung des Grund­

wassers. Quantität und Qualität, ausgedrückt durch Grundwasserneubildungs- und Grund­

wasserschutzfunktion, sind jeweils Teilaspekte der betrachteten Landschaftsfunktion. Dass es 

sich bei den durch die oben genannten Autoren definierten Funktionen teilweise um ,zwei 

Seiten einer Medaille' handelt, wird deutlich, wenn sie, wie in der vorliegenden Arbeit, zur 

Bewertung der Eignung und Empfindlichkeit einer übergeordneten ,Hauptfunktion' verwen­

det werden. Daher wird der Ansatz der ökologischen Risikoanalyse (Bachfischer et al. 1980, 
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2.1 Landschaftsfunktionen in Landschaftsiikologie und Planung 

Langer 1996, Schalles 1997) aufgegriffen, der funktionsfördernde (Leistungsfähigkeiten und 

Eignungen) und - hemmende (Belastungen und Empfindlichkeiten) Teilaspekte in einen Zu­

sammenhang stellt (siehe Kapitel 7 .1.1). Welche Teilfunktionen und Potentiale zur Bewertung 

der auszuwählenden Landschaftsfunktionen verwendet werden, ist in Kapitel 2.4 erläutert. 

2.2 Skalenebene und Raumbezug 

„ Warnm ist diese Landschaftsebene Z}Vischen Einze!fall und Großraum einerseits so wichtig, andererseits 

wissenschaftlich so schwer in den Griff zu bekommen?" fragen Dabbert et al. (1999: 2). 

„ Wichtig" ist die Landschaftsebene, weil sie standörtliche Phänomene in einen größeren 

Zusammenhang stellt und damit raum-zeitliche Muster von Prozessen und Strukturen 

erkennen lässt. Gleichzeitig wird auf Landschaftsebene eine räumliche Differenzierung und 

Konkretisierung von allgemeingültigen Zielen - beispielsweise der Umweltplanung - möglich, 

die erst über diesen Zwischenschritt in koordinierte Maßnahmen auf lokaler Ebene münden 

können. „5 chwer in den Griff Z!' bekommen" ist die Landschaftsebene wegen ihrer Komplexität, 

der auf quantitativem Wege bislang nicht beizukommen ist. Dies gilt auch für die moderne 

prozessorientierte Landschaftsökologie, die Landschaften mit quantitativen Modellen abzubil­

den versucht, sich dabei aber auf einzelne Landschaftskompartimente oder sehr kleine 

Landschaftsausschnitte beschränken muss. Sektorale Modelle konzentrieren sich auf die 

Abbildung des Wasserhaushaltes und die damit verbundenen Stoffflüsse oder die Ausbrei­

tungsmuster von Tier- und Pflanzenarten in Abhängigkeit von physiognomischen Strukturen. 

Integrative oder ganzheitliche Ansätze wie das Prozesskorrelationsmodell von Mosimann (in 

Leser 1997) lassen sich wegen der großen Fülle an räumlich und zeitlich hoch aufgelösten 

Daten nur in sehr kleinen Räumen (fopen) anwenden, tragen jedoch wesentlich zum 

Verständnis der Funktionsweise von Landschaften bei. 

Die Verwendung des Begriffes „Landschaftsebene" erklärt zum Teil die Schwierigkeiten, die 

Dabbert et al. (ebd.) in obigem Zitat ansprechen. Es gibt nicht die Landschaftsebene, die in 

einem nicht abgegrenzten und damit schwer handhabbaren räumlichen Kontext existiert. 

Steinhardt (1999) und Steinhardt & Volk (2000) machen deutlich, dass eine entscheidende 

Voraussetzung für die Untersuchung von Landschaften die Definition der Skalenebene ist. 

Aus dem Betrachtungsmaßstab lassen sich erforderliche Komplexitätsreduktionen für die 

Analyse und der Raum- und Zeitbezug von Ergebnissen ableiten. 

2.2.1 Implikationen der Skalenebene für Problemstellung, Methoden und 
Daten 

„Scales, temporal and spatia4 have the nas!J habit of alwqys and everywhere plqying a role'' bringt Klijn 

(1995: 22) das Skalenproblem in der Landschaftsökologie etwas salopp auf den Punkt. Die 

Hierarchie von Faktoren und Prozessen landschaftlicher Entwicklung im Blick, fordert Klijn 

(ebd.: 23f) für die Wahl der Skalenebene: 

)> „lt should make sense": Die Wahl ist abhängig von der Fragestellung und der raum-zeitlichen 

Auflösung bzw. Heterogenität der zu ihrer Beantwortung betrachteten Faktoren und 

Prozesse. 
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» „lt is no use being dogmatic": Die hierarchische Ordnung der Skalenebenen bietet eine 

Orientierung bei Analyse und Bewertung, letztlich entscheidet aber der Zweck über die 

Betrachtungsebene. 

Für den geographisch ausgebildeten Landschaftsökologen, der in nach strengen hierarchischen 

Ordnungsprinzipien gegliederten Raumkategorien denkt (siehe Kapitel 2.2.2), ist diese 

pragmatische Vorgehensweise nur schwer zu akzeptieren. In der raumbezogenen Planung ist 

eine solche Flexibilität jedoch selbstverständlich. Für den naturschutzfachlichen Teil der 

Landesplanung ist beispielsweise die mesoskalige naturräumliche Gliederung eine ebenso 

wichtige Information wie die mikroskalige Bewertung eines Brutvogelhabitats nach der 
europäischen FFH-Richtlinie3

• 

Die Wahl der Skalenebene für diese Arbeit orientiert sich am Ziel der Verfahrensentwicklung 

zur Sicherung von Landschaftsfunktionen durch die Regionalplanung. Betrachtungsebene ist 

damit die Planungsregion. Im Anwendungsbeispiel ist dies der Regierungsbezirk Dessau bzw. 

- nach der derzeit in Sachsen-Anhalt stattfindenden Umstrukturierung der Regionalplanung -

die Planungsregion Anhalt-Dessau-Wittenberg des Regionalen Planungsverbandes, die in 

ihrer räumlichen Abgrenzung mit dem Regierungsbezirk identisch ist. In der landschafts­

ökologischen Terminologie ist dies die chorische Dimension (Haase 1991, Leser 1997). Dieser 

Begriff ist jedoch eng an das von Neef (1967) systematisch weiterentwickelte naturräumliche 

Ordnungsprinzip gebunden, das im interdisziplinären Kontext nur schwer zu vermitteln ist 

und in dieser Arbeit auch nicht konsequent umgesetzt wird (siehe Kapitel 2.2.2). Es wird 

daher dem Vorschlag von Steinhardt (1999: 54) gefolgt, in Anlehnung an den international 

gebräuchlichen Begriff ,scale' von Skalen (wie in der Hydrologie bereits üblich) zu sprechen 

und die Betrachtungsebene dieser Arbeit als Mesoskale zu bezeichnen. Bewusst wird in dieser 

Arbeit synonym die Bezeichnung regionale Ebene verwendet, die in ihrer methodischen und 

sachlichen Abgrenzung weniger exakt ist, aber eindeutig einer Planungsebene zugeordnet 

werden kann. 

Die GIS-basierte Analyse und Bewertung von Landschaftsfunktionen auf mesoskaliger Ebene 

mit ausdrücklichem Planungsbezug bringt folgende Implikationen mit sich: 

» Verwendung flächendeckender und öffentlich, möglichst in digitaler Form verfügbarer 

Daten. 

» Verwendung von Methoden, die für den Einsatz auf mesoskaliger Ebene validiert und 

möglichst etabliert sind. 

Die verwendeten Daten und Methoden müssen die funktionsräumliche Differenzierung der 

Eignung und Empfindlichkeit der Landschaftsfunktionen im Untersuchungsraum ermöglich­

en, so dass sich daraus Ziele für die planerische Umweltvorsorge ableiten lassen. Damit sind 

aber auch Grenzen der Aussagemöglichkeiten aufgezeigt: 

» Gegenstand der Betrachtung sind heterogene räumliche Einheiten, deren funktionale 

Eigenschaften durch generalisierte und aggregierte Daten und daraus abgeleitete Indika-

3 Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie der Europäischen Union innerhalb des Programms NATURA 2000 zur Entwicklung eines 
europaweiten Schutzgebietssystems. 
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toren wiedergegeben werden. Das bedeutet, dass Unterschiede in der Ausprägung der 

Landschaftsfunktionen relativ zueinander deutlich werden, die Quantifizierung von Pro­

zessen jedoch nicht möglich ist, bzw. auf der Ebene semiquantitativer Aussagen bleibt. 

> Analyse, Bewertung und Zielformulierung beziehen sich auf die den Landschaftsfunkti­

onen zugrunde liegenden Prozesse, basieren jedoch auf den landschaftlichen Faktoren. 

Die Analyse der Prozessfaktoren erlaubt über die Definition von Indikatoren Aussagen 

über die Wahrscheinlichkeit von Prozessabläufen, die Prozesse selbst werden jedoch nicht 

gemessen. Die verwendeten mesoskalig einsetzbaren Modelle (z.B. ABAG, ABIMO) ba­

sieren auf der empirisch begründeten Verknüpfung von Prozessfaktoren und liefern ein 

quantitatives Ergebnis. Vereinfachte Modellannahmen und der Bezug zu heterogenen 

räumlichen Einheiten erlauben aber nur eine qualitative oder semiquantitative Interpre­

tation der Ergebnisse. 

> In die Analyse können nur die mittelfristig stabilen Faktoren der funktionsräumlichen 

Differenzierung einbezogen werden. Labile und kurzfristig variierende Faktoren entziehen 

sich der Betrachtung. So lassen sich saisonale oder periodische Schwankungen (z.B. 

Bodenwasserhaushalt) nur qualitativ bzw. semiquantitativ (z.B. bodenkundliche Feuchte­

stufe) angeben. Wasserhaushaltliche Kennwerte beschränken sich auf langjährige Mittel­

werte und der Nährstoff- oder Säurestatus der Böden entzieht sich der Betrachtung. 

Ein wesentlicher Teilaspekt dieser Arbeit ist die Charakterisierung der Möglichkeiten und 

Grenzen der planungsorientierten mesoskaligen Analyse und Bewertung von Landschafts­

funktionen. 

Das Hierarchiekonzept der Systemtheorie im Allgemeinen und der Theorie der geographi­

schen Dimensionen im Besonderen liefert den Hinweis, dass auf verschiedenen räumlichen 

und zeitlichen Skalen unterschiedliche Faktoren in der Landschaft wirksam sind. Für einzelne 

Prozessereignisse (wie beispielsweise der Bodenabtrag während eines Starkregens) sind zeitlich 

und räumlich sehr variable Faktoren, wie Bodenbedeckungsgrad, aktuelle Bodenfeuchte und 

Niederschlagsintensität und -<lauer die zentralen Steuergrößen. Für ihre Abbildung und 

Modellierung braucht es entsprechend hoch aufgelöste Daten. Das langfristige Prozessge­

schehen innerhalb eines größeren Raumes wird hingegen von den mittelfristig stabilen und 

leichter zu generalisierenden Faktoren Relief, Niederschlagsregime und Bodenformen 

bestimmt. 

Ökologische, geomorphologische oder hydrologische Prozessforschung haben die seltenen, 

kurzzeitig auftretenden Extremereignisse als entscheidend für die Entwicklung von Systemen 

und damit auch für die Landschaftsentwicklung auf der Mesoskale identifiziert (vgl. Newson 

1992). Dessen muss man sich bewusst sein, wenn auf regionaler Ebene mit geringer zeitlicher 

Auflösung und aggregierten Daten gearbeitet wird. Es bedeutet aber auch, dass das 

hierarchische Prinzip der Skalenebenen nicht überall gültig ist und enge Festlegungen den 
Blick auf die Realität verstellen können. 
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2 Landschajtsökologische und planungsfachliche Grundlagen 

Schlussfolgerungen far die Arbeit auf mesoskaliger Ebene 

Sowohl Landschaftsökologie als auch räum­

liche Planung kennen das Prinzip der Skalen­

und Hierarchieebenen. Der entscheidende 

Unterschied liegt jedoch in der Arbeitsweise auf 

den einzelnen Ebenen: In der Landschafts­

ökologie spiegelt jede Skale ein bestimmtes 

Verhältnis zwischen Homogenität und Hetero­

genität der betrachteten Areale, der raum­

zeitlichen Auflösung zur Verfügung stehender 

Daten und damit einhergehende Grenzen 

quantitativer Analyse- und Aussagemöglich­

keiten wider (siehe Abbildung 3). Es ist ein 

häufig gebrauchtes Argument gegen meso­

skalige landschaftsökologische Analysen und 

Bewertungen, dass dort betrachtete Areale zu 

heterogen sind, um beispielsweise in quantita­

tiven Verfahren als homogene Einheit, die über 

eine einzelne Parameterausprägung repräsen­

tiert wird, betrachtet zu werden. Dem muss 

nach dem von Herz (1973, 1994) definierten 

und in Abbildung 3 wiedergegebenen hierar­

chischen Prinzip der landschaftsanalytischen 

Maßstabsbereiche widersprochen werden. Jede 

raumbezogene Aussage oder Datengrundlage 

Abbildung 3: Homogenität und Heterogenität 
als Ausdruck relativer Zusammenhänge 
zwischen den Skalen (nach Herz 1994, stark 
verändert) 

bezieht sich auf ein Element einer bestimmten Maßstabsebene. Dieses Element (z.B. Raster­

zelle mit Temperatur- oder Niederschlagsdaten, Bodeneinheit der Bodenübersichtskarte 

1 :200.000) ist für die jeweilige Aussage auf der jeweiligen Ebene homogen. Dem widerspricht 

nicht, dass auf der nächsthöheren Maßstabsebene aus dem homogenen Element ein 

heterogenes Gefüge wird. Dieses Prinzip ist unabhängig von der Maßstabsebene sowohl für 

kleinmaßstäbige Bodenkarten als auch für Pedotope gültig (vgl. Steinhardt & Volk 2000). 

In der Planung bedeutet die Skalenebene in erster Linie ein gesetzlich festgelegtes Spektrum 

von Aufgaben und Instrumenten. Der Informationsbedarf zur Erfüllung dieser Aufgaben 

kann sich unabhängig davon auch auf andere (landschaftsökologische) Skalen beziehen (s.o.). 

Auf diesen von vielen Landschaftsökologen begangenen Fehler der Parallelisierung 

landschaftsökologischer und planerischer Skalen weist Finke (1994: 108) explizit hin. 

Umgekehrt ist Planern häufig nur schwer verständlich zu machen, dass auf regionaler Ebene 

harte quantitative Aussagen oft nicht möglich sind. Hobbs (1997: 3) macht in diesem 

Zusammenhang darauf aufmerksam, dass die Komplexität von Landschaften nicht auf 

quantitative Werte und Strukturmuster reduziert werden kann und warnt davor, der 

Planungspraxis zu stark vereinfachte Prinzipien an die Hand zu geben: „Complexity and 
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2.2 Skalenebene und Raumbezug 

uncertainty are inherent characteristics oj our suiject matter. This must become clear not onfy to ourselves, but 

also to those seeking answers .from us". 

Der Beitrag der Verfahrensentwicklung zur Sicherung von Landschaftsfunktionen mit 

mesoskaligen Daten hat seine Stärken in den Möglichkeiten zu einer flächendeckenden, 

integrierten Analyse und Bewertung. Seine Grenzen liegen eindeutig dort, wo die Planung 

bereits auf strategischer Ebene höher aufgelöste Informationen benötigt. Pinke (1994: 108) 

nennt als Beispiel die Bundesverkehrswegeplanung, die bereits frühzeitig in der Trassen­

planung über Informationen der topischen Dimension verfügen sollte. 

2.2.2 Räumliche Bezugseinheiten für Analyse, Bewertung und Zieldefinition 

Analyse und Bewertung von Landschaftsfunktionen sowie die Ziele ihrer planerischen 

Sicherung besitzen einen expliziten Raumbezug. Landschaftsökologie und Planung kennen 

eine Vielzahl räumlicher Bezugssysteme: Naturräume mit einheitlichem Wirkungsgefüge 

biotischer und abiotischer Faktoren, Landschaftseinheiten mit der zusätzlichen Berück­

sichtigung der Nutzungsstruktur, Einzugsgebiete als Bilanzräume wasser- und stoffhaus­

haltlicher Prozesse, administrative Einheiten und Planungsregionen. Durch Etablierung von 

Informationssystemen in Forschung und Planung kommen neue Bezugseinheiten hinzu oder 

gewinnen an Bedeutung: rasterbasierte Darstellung sowohl singulärer Informationen (z.B. 

Monitoring der Entwicklung gefährdeter Tier- und Pflanzenpopulationen) als auch zur 

Integration unterschiedlicher Datenquellen (z.B. Kombination linien- und flächenhafter 

Daten). Der Einsatz Geographischer Informationssysteme (GIS) hat die Erzeugung kleinster 

gemeinsamer Geometrien (KGG) zur Generierung gemeinsamer Bezugseinheiten für punkt-, 

linien- und flächenhaft vorliegende Daten zu einem beliebten Werkzeug der Datenintegration 

gemacht. Die einfache technische Handhabbarkeit verleitet jedoch dazu, Daten unterschied­

licher räumlicher Auflösung zueinander in Beziehung zu setzen und die damit verbundenen 

logischen wie geometrischen Unschärfen der entstehenden KGG zu ignorieren (siehe auch 

Kapitel 6.2). 
Im Unterschied hierzu existieren in der Landschaftsökologie und verwandten Disziplinen seit 

Jahrzehnten Bestrebungen zur Entwicklung theoretisch begründeter ökologischer Raum­
gliederungen. Genauso alt ist der Streit, ob solche Gliederungen einem bestimmten Zweck 

dienen oder ganzheitlicher Natur sein sollen (Bierhals et al. 1980, Pinke 1994). Von 

entscheidender Bedeutung ist bis heute die naturräumliche Gliederung Deutschlands von 

Meynen & Schmithüsen (1953-1962), die den Versuch der Übernahme des Ökosystem­

Konzepts in die geographische Landschaftsforschung darstellt. Heute hat sich dieses System­

Paradigma in der Landschaftsökologie etabliert. Insbesondere in der DDR ist die Entwicklung 

einer hierarchischen Naturraumtypologie vorangetrieben worden (u.a. Neef 1963, 1967; Haase 

1978, 1991). Sie basiert auf Topen bzw. Geotopen als den elementaren Landschafts­

bestandteilen und fasst diese nach definierten Aggregierungs- und Generalisierungskriterien zu 
Naturraumeinheiten topischer, chorischer, regionischer und geosphärischer Dimension 
zusammen. 

Derzeit werden Vorhaben zur Nutzung der Naturraumkennzeichnung auf der Basis cho­

rischer Einheiten in der Raum- und Landschaftsplanung vor allem in Sachsen durchgeführt 

(SMU 1997, Bastian 1999). Neben der hohen Komplexität liegt ein entscheidendes Problem 
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2 Landschaftsökologische und planungsfachliche Grundlagen 

der praktischen Anwendbarkeit in der einseitigen Orientierung auf strukturelle Ausstattungs­

und Anordnungsmerkmale (Leser 1997: 239ff) . Leser (ebd.) hebt die Bedeutung der system­

theoretisch fundierten Naturraumerkundung für den Erkenntnisgewinn bei der Erforschung 

von Landschaftsökosystemen hervor, weist aber gleichzeitig auf die bislang fehlenden 

Möglichkeiten zur Kennzeichnung funktional-prozessualer Aspekte chorischer Raumeinheiten 

hin. Auf dieses Manko wurde bereits sehr früh von den Entwicklern selbst hingewiesen 
(Haase 1978). 

Aus Sicht der Planungspraxis lassen sich nicht alle Aufgaben mit Bezug zu einer universell 

einsetzbaren Raumgliederung lösen (Pinke 1994: 108f). Dies liegt zum einen in den starren 

Grenzen jeder Art von Raumgliederung (seien sie landschaftsökologischer, hydrologischer 

oder administrativer Art) begründet, die nicht flexibel an die im Rahmen einer Fragestellung 

interessierenden Aspekte angepasst werden können. Zum anderen liegt jeder Raumgliederung 

ein bestimmter Wertmaßstab zugrunde, der die Ausweisungskriterien definiert (Bierhals 1980: 

90, Finke 1994: 109). Landschaftsökologische oder planerische Bewertungen benötigen in der 

Regel aber nur einen Teil der z.B. chorische Einheiten definierenden Merkmale, verlassen also 

die ganzheitliche Ebene und verfolgen eine sektorale Betrachtungsweise. „Es wird nur das 

erfasst, bewertet, gewichtet und Z!' einer Gesamtaussage aggregiert, was im Sinne der jeweiligen Fragestellung 

relevant erscheint." (Pinke 1994: 129). „Im Rahmen praktischer Fragestellungen ist meistens gar nicht die 

Kenntnis des gesamten Systems Landschaftshaushalt erforderlich, es kommt auf bestimmte Teil.rysteme an, die 

dann allerdings möglichst exakt erfasst sein müssen" (ebd.: 110). Verbesserungsbedarf planungs­

bezogener landschaftsökologischer Analyse- und Bewertungsverfahren sieht Finke nicht 

hinsichtlich einer besseren Erfassung der „Gesamtraumfunktion '~ sondern in der „Auswahl der 

richtigen Indikatoren'~ die zur Beurteilung von Eignungen, Empfindlichkeiten und Belastungen 

herangezogen werden sollen. Dazu ist zwar eine möglichst gute Kenntnis von Gesamtsystem­

zusammenhängen erforderlich, diese Zusammenhänge müssen aber nicht bei jeder 

Fragestellung dargestellt werden. Die selektive, auf die jeweilige Fragestellung bezogene 

Berücksichtigung landschaftlicher Merkmale wird aber häufig zu räumlichen Differenzierun­

gen kommen, die denen der chorischen oder anderen landschaftsökologischen Raumgliede­

rungen nicht entsprechen. Steht die Regionalplanung beispielsweise vor der Aufgabe, 

Vorranggebiete für den Bodenschutz auszuweisen, ist es wenig hilfreich, über Daten zur 

mittleren Erosionsgefahrdung eines Landkreises, Teileinzugsgebietes oder Naturraumes zu 

verfügen. Wesentlich aufschlussreicher ist ein exakt auf diese Fragestellung zugeschnittener 

räumlicher Bezug mit einer Erläuterung der maßstabs-, methoden- und datenabhängigen 

Aussagekraft dieser Einschätzung. 

Schlussfolgerungen far die riiumlichen Bezugseinheiten in dieser Arbeit 

Der Planungsbezug dieser Arbeit erfordert Flexibilität in den räumlichen Bezugsmöglichkeiten 

der Bewertungs- und Zielaussagen. Im Mittelpunkt steht daher die flexible funktionsräumliche 

Differenzierung von Analysen und Bewertungen in Abhängigkeit von der jeweiligen Frage­

stellung und den verwendeten Datengrundlagen. Der Einsatz von GIS ermöglicht die 

zusätzliche Integration definierter Raumbezugssysteme wie administrative Gliederung, Natur­

räume, Landschaftseinheiten oder Einzugsgebiete, wie es für einzelne Fragestellungen sinnvoll 

ist (z.B. Repräsentanz landschaftlicher Heterogenität in Schutzgebieten, Variabilität des 
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2.2 Skalenebene und Raumbezug 

Direktabflusses aus Einzugsgebieten, Leitbilder der Landschaftsentwicklung). Insofern wird 

der Feststellung bei Zepp & Müller (1999: 22f.) gefolgt, dass ökologische Raumgliederungen 

im Zuge der Etablierung von GIS keineswegs überflüssig geworden sind, sondern Bestandteil 

integrativer Darstellungen werden. Es gilt aber der Grundsatz, dass der zu wählende Raum­

bezug für anwendungsbezogene landschaftsökologische Aussagen von der jeweiligen Frage­

stellung und den Adressaten abhängig gemacht werden muss. Daher werden die Analysen und 

Bewertungen in dieser Arbeit unabhängig von definierten Raumgliederungen auf der Ebene 

kleinster gemeinsamer Geometrien durchgeführt. Die Ergebnisse werden jedoch für ausge­

wählte Teilaspekte auch auf von Krönert (1985, 1997b, 1998) für den mitteldeutschen Raum 

definierte Landschaftseinheiten (3. Ordnung) bezogen. Krönert orientiert sich bei der Abgren­

zung der Landschaftseinheiten am Prinzip der chorischen Naturraumgliederung, verwendet 

zur Abgrenzung jedoch die in Tabelle 3 wiedergegebenen Merkmale der Landnutzungs­

struktur. Im Unterschied zu Naturräumen lässt sich so für landnutzungsbezogene Planungs­

aussagen ein stärkerer Bezug zur tatsächlichen Landschaftsentwicklung herstellen. Land­

schaftseinheiten werden in der vorliegenden Arbeit für großräumige Übersichten und im 

adäquaten Zusammenhang zur Verbesserung des Planungsbezuges verwendet, da beispiels­

weise das Landschaftsprogramm des Landes Sachsen-Anhalt (MUN 1994) Leitbilder und 

Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege für Landschaftseinheiten definiert 

(strategisches, verbindliches Zielkonzept für die Landschaftsplanung). 

Tabelle 3: Räumliche Dimension, räumliche Charakteristik und Abgrenzungsmerkmale von 
Landschaftseinheiten (nach Krönen 1998, verändert) 

Räumliche Dimension 

Landschaftselement 

Landschaftseinheit 
1. Ordnung 

Landschaftseinheit 
2. Ordnung 

Landschaftseinheit 
3. Ordnung 

Landschaftsregion 

Räumliche Charakteristik 

homogene, meist klar abgrenz­
bare Einheit der Landnutzung; 
in Siedlungen heterogene 
kleinräumige Nutzungsgefüge 
heterogene Landnutzungsgefüge, 
meist bei Dominanz einer Haupt­
nutzung, mit Einschluss von 
Dörfern 
heterogene Landnutzungsgefüge 
mit Einschluss von Kleinstädten 
bis 5.000 Einwohner 

heterogene Landnutzungsgefüge 
mit Einschluss von Kleinstädten 
bis 20.000 Einwohnern 

sehr heterogene 
Landnutzungsgefüge 

Abgrenzungsmerkmale 

Landnutzung, Flächenbedeckung 

Landnutzungsmosaike; bei flächen­
scharfer Abgrenzung in Anlehnung an 
l\'fikrochoren;Stadtfunktionsflächen 
bzw. Kleinstädte bis 5000 Einw. 
Landnutzungsmosaike; bei generali­
sierter Abgrenzung in Anlehnung an 
Mesochoren unterer Ordnung; Kom­
bination von Stadtfunktionsflächen 
bzw. Kleinstädte 5.000 - 20.000 Einw. 
Landnutzungsmosaike; generalisierte 
Abgrenzung in Anlehnung an Meso­
choren oberer Ordnung; Kombinati­
onen von Stadtfunktionsflächen bzw. 
Städte mit 20.000 - 200.000 Einw. 
Landnutzungsmosaike bei genera­
lisierter Abgrenzung in Anlehnung an 
Makrochoren und Naturraum­
regionen; Großstadtregionen 
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2 Landschaftsök.ologische und planungsfachliche Grundlagen 

2.3 Normative Grundlagen der Betrachtung von 
Landschaftsfunktionen 

Die Formulierung von Zielen für die Sicherung von Landschaftsfunktionen erfordert mehrere 

Bewertungsschritte. Die Bestimmung der Eignung und Empfindlichkeit eines Raumaus­

schnittes zur Erfüllung einer oder mehrerer Funktionen ist eine wertende Aussage; auch die 

Abwägung zwischen konkurrierenden Zielen zu deren Sicherung erfordert eine Bewertung. 

Der Zusammenhang zwischen naturwissenschaftlichen und normativen Aussagen im Zuge 

einer Bewertung ist keineswegs eindeutig und hat in den vergangenen Jahren zu einer 

intensiven Diskussion in Landschaftsökologie, ökologischer Planung und Naturschutz geführt 

(z.B. Bechmann 1989, Riedl 1991, Plachter 1994, Tobias 1995, Langer 1996, Eser & Potthast 

1997, Scholles 1997, Wiegleb et al. 1998, Auhagen, Bastian & Schreiber 1999, Ott 2000). 

Bewertung ist ein Vorgang, in dem ein Subjekt einem Objekt im Hinblick auf ein definiertes 

Ziel einen Wert zuweist. Grundsätzlich lassen sich in Bewertungsverfahren eine Sach- und 

eine Wertdimension unterscheiden (Bastian 1997: 106, Bastian in Bastian & Schreiber 1999: 

56, Bechmann 1988, Tobias 1995: 314). Die landschaftsökologische Analyse liefert für die 

Sachdimension Beschreibungen, Charakterisierungen und Klassifizierungen von Landschaften, 

die sowohl quantitativ als auch qualitativ biotische wie abiotische Prozesse und Strukturen 

kennzeichnen. Planung ist hingegen ein wertdimensionaler Vorgang, der Bewertungen von 

Zuständen, Defiziten und Konflikten in der Landschaft als Grundlage von Zieldefinitionen 

und Handlungen vornimmt. 

Im Hinblick auf die naturschutzfachliche Bewertungsdiskussion heben Eser & Potthast (1997) 

hervor, dass eine Unterscheidung in objektive, naturwissenschaftlich exakte Verfahren auf der 

Sachebene und eine subjektive, auf normativen Annahmen begründete Wertebene nicht 

zulässig sei, aber in der Llteratur häufig konnotativ mitschwinge. Vielmehr erhalten natur­

wissenschaftliche Verfahren einen ,subjektiven' Charakter, wenn sie in einem normativen 

Kontext zum Einsatz kommen. Die Seltenheit einer Art kann zwar empirisch belegt werden, 

aber sowohl die Festlegung dessen, was als selten zu bezeichnen ist, als auch die Wahl des 

Kriteriums Seltenheit für die Bewertung der Schutzwürdigkeit haben normativen Charakter 

(vgl. Eser & Potthast 1997: 185f). Gleichzeitig sind normativ gesetzte Werte als Grundlage 

einer Bewertung keineswegs beliebig, sondern bilden in vielen Fällen ein auf gesellschaft­

lichem Konsens beruhendes, in Gesetzen und Verordnungen verankertes Wertesystem mit 

intersubjektiver Gültigkeit und Transparenz. Eser & Potthast (ebd.) schlagen vor, im Rahmen 

eines Bewertungsverfahrens die naturwissenschaftliche Beurteilung auf der Sachebene von der 

normativen Bewertung auf der Wertebene zu unterscheiden. Dieser Vorschlag ist jedoch wenig 

hilfreich, da Beurteilung ein juristisch definierter Begriff ist, der von seinem normativen 

Gehalt her noch über der Bewertung steht. Dagegen erscheint der Vorschlag von Scholles 

(1997: 203) sinnvoll, naturwissenschaftlich-analytische Aussagen im Zuge eines Bewertungs­

verfahrens als Klassifizierung und darauf aufbauende fachliche Einschätzung zu bezeichnen, die 

der planerischen Bewertung und abschließenden Beurteilung als Grundlage dienen. 

Häufig ist die Trennung von Sach- und Wertdimension bei der Anwendung von Methoden 

und Verfahren nicht deutlich erkennbar. Naturwissenschaftliche und auch landschafts-
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ökologische Erkenntnisse sind wertfrei und lassen sich ohne normative Maßstäbe nicht in 

Werte und Ziele übertragen. Aus der Beschreibung des Zustandes eines Systems lässt sich 

keine Aussage über den anzustrebenden, künftigen Zustand dieses Systems ableiten. Dies wäre 

ein sogenannter ,naturalistischer Fehlschluss' (auch als Sein-Sollens-Fehlschluss bezeichnet), 

was an einem Beispiel verdeutlicht werden soll: Der Bodenabtrag durch Wassererosion lässt 

sich mit Modellen berechnen. Die Kennzeichnung einer bestimmten Abtragsmenge als ,hoch' 

oder ,tolerierbar' kann nur durch eine Wertsetzung erfolgen, die sich nicht zwangsläufig aus 

landschaftsökologischen Zusammenhängen ergibt. Landschaftliche Systeme verändern durch 

Bodenerosion ihren Zustand, sie werden jedoch nicht besser oder schlechter. Vielmehr weist 

der Mensch bestimmten Systemzuständen einen Wert zu. So kann Bodenerosion im prozess­

orientierten Naturschutz eine positiv bewertete Zielgröße und gleichzeitig im Gewässerschutz 

eine negativ bewertete Ursache von Beeinträchtigungen der Gewässergüte sein. Um Transpa­

renz und Nachvollziehbarkeit einer Bewertung zu gewährleisten, muss deutlich werden, auf 

welcher normativen Basis sie beruht. 

S ch/ussfolgerungen 

Viele der in dieser Arbeit verwendeten Methoden beinhalten sowohl rein analytische als auch 

bereits wertende Komponenten. So werden die potentielle Erosionsgefährdung durch Wasser 

oder das langjährige Mittel der Grundwasserneubildung in Kategorien wie ,niedrig', ,mittel', 

,hoch' eingeordnet. Dabei handelt es sich nicht um eine bloße Verbalisierung quantitativer 

Modellierungsergebnisse (Klassifizierung im Sinne von Scholles (1997)), sondern bereits um 

deren Einordnung in einen normativen Zusammenhang (Einschätzung im Sinne von Schalles 

(ebd.)). In der Regel bleibt jedoch offen, auf welcher Grundlage eine Wertung vorgenommen 

wird. Der Bewertung der potentiellen Erosionsgefährdung mit der vereinfachten ABAG 

beispielsweise (siehe Kapitel 7.3.2 und 8.2.1), liegt bei Schwertmann et al. (1990) und bei 

Hennings (1994) die Ableitung eines tolerierbaren Bodenabtrags in Abhängigkeit von der 

landwirtschaftlichen Bodengüte zugrunde. Auf der Grundlage des Nachhaltigkeitsprinzips 

orientiert sich der tolerierbare Bodenabtrag an der natürlichen Bodenneubildungsrate und 
kommt zu ganz anderen, teilweise sogar gegensätzlichen Ergebnissen. Besonders ertragsfähi.ge 

Böden bedürfen danach des besonderen Schutzes, da ihnen eine sehr große Bedeutung für die 

landschaftliche Produktionsfunktion zukommt. In besonderem Maße gilt dies für reliktische 

Böden aus nicht erneuerbaren Substraten wie den intensiv ackerbaulich genutzten Löss­

Schwarzerden. Dieses Beispiel zeigt, welche Bedeutung der normativen Grundlage einer 

Bewertung zukommt und dass objektiv erscheinende naturwissenschaftliche Verfahren Wert­

haltungen enthalten. Der Autor unterstreicht daher nachdrücklich die von Eser & Potthast 

(1997) erhobene Forderung nach Kennzeichnung und Transparenz der normativen Grund­
lagen in Bewertungsverfahren. 

Für die Formulierung von Zielen zur Sicherung von Landschaftsfunktionen müssen die in 

Kapitel 7 vorgestellten Analyse- und Bewertungsmethoden in den in Kapitel 3 definierten 

normativen Rahmen eingeordnet und gegebenenfalls modifiziert werden. Kapitel 7 .1.1 zeigt in 
der Planungspraxis etablierte Verfahren zur Bewertung von Landschaftsfunktionen auf, die 

den Transfer von der Sach- auf die Wertebene in nachvollziehbaren Schritten durchführen 

und sowohl mono- als auch multifunktionale Bewertungen ermöglichen. 
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2.4 Auswahl von Landschaftsfunktionen für die weitere 
Bearbeitung 

Die Entwicklung eines Verfahrens zur Formulierung von Zielen des Schutzes und der 

Entwicklung von Landschaftsfunktionen im Sinne einer nachhaltigen Landschaftsentwicklung 

erfordert im Rahmen der vorliegenden Arbeit die Beschränkung auf einige wenige Land­

schaftsfunktionen. Die Auswahl der Funktionen muss jedoch die Komplexität von 

Landschaften und ihrer Nutzung widerspiegeln, um dem Anspruch der Planungsrelevanz 

gerecht zu werden. Die auszuwählenden Landschaftsfunktionen sollen sich auszeichnen durch 

Ji> wechselseitige Beeinflussung in Form von Konflikten und Komplementaritäten, 

Ji> räumliche Überlagerung und Überlagerungsfähigkeit und 

Ji> Verknüpfung nutzungs- und schutzgutbezogener Aspekte. 

Gleichzeitig müssen die Landschaftskompartimente und Umweltmedien Wasser und Boden 

wesentlich für die Ausprägung der Funktionen sein. Mit verfügbaren Daten und Methoden 

müssen sich die Funktionen zudem auf regionaler bzw. mesoskaliger Ebene differenziert 

analysieren und bewerten lassen. 

Typische Freiraumfunktionen des ländlichen Raums, auf welche die genannten Anforderun­

gen zutreffen, sind die Erneuerung nutzbarer Grundwasserressourcen und die landwirt­
schaftliche Ertragsfunktion. Beide Funktionen sind eng verknüpft mit der Regulation des 

Wasser- und Stoffhaushaltes von Landschaften. Der Wasser- und Stoffrückhalt zur 

Verhinderung von Hochwasser und stofflich-materieller Verarmung sind entscheidende Regu­

lationsfunktionen von Landschaften, welche die langfristige Erfüllung der beiden genannten 

Produktionsfunktionen gewährleisten. Landwirtschaft, Wasserwirtschaft und Naturschutz sind 

gesellschaftlich legitimierte Interessen, die in Bezug auf diese Funktionen miteinander in 

Konflikt stehen, aber teilweise auch komplementäre Ziele verfolgen. Planerische Umwelt­

vorsorge muss unter Wahrung dieser Interessen die genannten Funktionen im Sinne einer 

multifunktionalen Landschaftsentwicklung integrieren und mit ihren Steuerungsmöglichkeiten 

sichern und entwickeln. 

2.4.1 Erneuerung der Grundwasserressourcen 

Die Bereitstellung nutzbaren Grundwassers ist zu großen Teilen eme Funktion der 

Landschaft. Innerhalb des Wasserkreislaufes entscheidet sich auf der Ebene des Landschafts­

wasserhaushaltes, welcher Anteil der anfallenden Niederschlagsmenge verdunstet, wie viel 

Wasser oberflächlich oder oberflächennah lateral einem Vorfluter zuströmt und wie viel 

Wasser schließlich die obere Bodenzone vertikal Richtung Grundwasserleiter verlässt. Neben 

den klimatischen Bedingungen (Niederschlag, potentielle Verdunstung) sind es 

J;> die Durchlässigkeit und Wasserspeicherfähigkeit des Bodens, 

J;> der Grundwasserfl.urabstand mit seinem Einfluss auf Verdunstung und laterales wie 

vertikales Abflussgeschehen, 
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2.4 Erneuerung der Grundwasse"essourcen 

> die Bedeutung des Reliefs für die lateralen Wasserflüsse sowie 

> der Einfluss von Landnutzung und Bodenbedeckung auf die Höhe der tatsächlichen 

Verdunstung, 

wovon die Bereitstellung nutzbaren Grundwassers abhängt. 

Diese Faktoren bedingen eine starke räumliche (und zeitliche) Differenzierung dieser Land­

schaftsfunktion, sowohl hinsichtlich der quantitativen Menge der Grundwasserneubildung und 

der stofflichen Zusammensetzung des Grundwassers als auch des lateralen Abflusses. 

Landschaft bedingt Quantität und Qualität der Erneuerung der Grundwasserressourcen. 

Landschaftsökologische Verfahren betrachten daher einzelne Teilfunktionen: Grundwasser­

neubildungsfunktion und Grundwasserschutzfunktion. Aus Sicht des die Gesamtfunktion in 

Anspruch nehmenden Menschen handelt es sich dabei gewissermaßen um zwei Kehrseiten 

einer Medaille: Neubildung und Schutz des Grundwassers determinieren die Ausprägung der 

Erneuerung der Grundwasserressourcen für die menschliche Nutzung. Entsprechend ist in 

der Umweltplanung die Bewertung von Eignung, Empfindlichkeit und Belastung eines 

Schutzguts oder einer Funktion üblich (vgl. Langer 1996, Scholles 1997). Daher werden 

Grundwasserneubildung und Grundwasserschutzfunktion bzw. dessen Umkehrung, Grund­

wassergefährdung, in dieser Arbeit als Indikatoren der Eignung und Empfindlichkeit der 

Erneuerung der Grundwasserressourcen verwendet und zur Bewertung der potentiellen 

Schutzwürdigkeit dieser Funktion verknüpft. 

2.4.2 landwirtschaftliche Ertragsfunktion 

Die landwirtschaftliche Ertragsfunktion bezeichnet die Fähigkeit emes Landschafts­

ausschnittes zur Biomasseproduktion in Abhängigkeit von Geologie, Boden, Klima und 

Relief. De Groot (1992) differenziert in diesem Zusammenhang zwischen verschiedenen 

Produktions- und Standortfunktionen. In der Literatur ist in der Regel vom Biotischen 

Ertragspotential die Rede (z.B. Haase 1991, Marks et al. 1992, Hennings 1994), mithin das 

Potential zur Erfüllung der Ertragsfunktion, das hier als Indikator der Eignung in die Analyse 

eingeht. Die tatsächliche Funktion einer Landschaft für die landwirtschaftliche Produktion ist 

mit den hier zum Einsatz kommenden landschaftsökologischen Verfahren nicht zu bewerten. 
Dazu bedürfte es der Berücksichtigung weiterer, v.a. sozioökonomischer Faktoren, wie 

Betriebsgröße und -Struktur (siehe z.B. Bethe & Bolsius 1995). Die Empfindlichkeit der 
biotischen Ertragsfunktion ist ebenfalls in starkem Maße von sozioökonomischen Faktoren 

abhängig. In diesen Fällen sollte aber besser von einer sozioökonomisch bedingten 

Nichtinanspruchnahme der Ertragsfunktion gesprochen werden, da das Potential erhalten 

bleibt. Anders verhält es sich zum Beispiel, wenn sich die Bodenfruchtbarkeit aufgrund von 

Erosion irreversibel verringert. Die Erosionsgefährdung ist daher auch der Indikator zur 

Bestimmung der Empfindlichkeit der biotischen Ertragsfunktion in dieser Arbeit. Die 

Erosionsgefährdung entspricht einer Umkehrung der bei Marks et al. (1992) und de Groot 
(1992) definierten Erosionsschutzfunktion. Im Übrigen besteht ein direkter Zusammenhang 

zwischen Empfindlichkeit der Ertragsfunktion und der wasser- und stoffhaushaltlichen 
Regulationsfunktion. 
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2 Landschaftsiikologische und planungsjachliche Grundlagen 

2.4.3 Regulation des Wasser- und Stoffhaushaltes 

Eine der wesentlichen Forderungen des Nachhaltigkeitsprinzips ist die Minimierung von 
Stoffverlusten aus und der eng daran gekoppelte Wasserrückhalt in der Landschaft (Ripl 

199 5). Dadurch sollen einerseits die Leistungsfähigkeit des Landschaftshaushaltes erhalten 

bleiben und einer stofflichen Verarmung von Landschaften entgegengewirkt sowie anderer­

seits die negativen Folgen des Austrags (z.B. Eutrophierung von Gewässern, Hochwasser­

gefährdung) begrenzt werden. Unter der Regulation des Wasser- und Stoffhaushaltes sind eine 

Vielzahl von Teilfunktionen subsumiert. Nährstoffe und Schadstoffe wie Pestizide sind an 

spezifische Ein- und Austragspfade gebunden und verhalten sich in ihrer Bindungs- und 

Transformationsfähigkeit sehr unterschiedlich. 

Vereinfacht können die zwei wesentlichen Austragspfade für Nähr- und Schadstoffe, der 

wasser- und der feststoffgebundene, analysiert und bewertet werden. Die Eignung von 

Landschaften für den Wasserrückhalt lässt sich über die Abflussregulationsfunktion 

bestimmen. Seine Empfindlichkeit ist umgekehrt proportional zur Bedeutung: Eine geringe 

Abflussregulationsfunktion ist gleichbedeutend mit potentiell hohen Abflüssen. Die 

Empfindlichkeit steigt aber auch mit dem Einfluss variabler Größen auf den Wasserrückhalt: 

Der Wasserrückhalt unter Wald reagiert empfindlicher auf eine veränderte Landnutzung als 

unter landwirtschaftlicher Nutzung. Gleichzeitig nimmt die Empfindlichkeit des Wasserrück­

haltes mit steigenden Niederschlagsmengen zu. 

Die Eignung für die Regulation des Feststoffaustrags wird über die bereits eingeführte 

Erosionsgefährdung, in ihrer Umkehrung als Erosionswiderstand, operationalisiert. Zusätzlich 
lässt sich die Funktion der Böden zur mechanischen Filterung grobdisperser Stoffe (z.B. 

Deposition atmosphärischer Stäube) bewerten. Ein wesentlicher Faktor der Empfindlichkeit 

der mechanischen Filterfunktion ist die Verdichtungsempfindlichkeit des Bodens, da die 

Funktion vom Porenvolumen des Bodens abhängt. 

Eine entscheidende Rolle spielen die Böden als Puffer und Transformator vor allem im 

Bodenwasser dispergierter und gelöster Stoffe. Ihre Funktionsfähigkeit ist überwiegend von 

ihrem aktuellen Nährstoff-, Feuchte- und Säurestatus abhängig, also Größen, die in ihrer 

starken räumlichen und zeitlichen Variabilität nicht auf mesoskaliger Ebene und mit den 

verfügbaren Datengrundlagen betrachtet werden können. 

Diese Erläuterungen machen deutlich, dass sich das risikoanalytische Prinzip der Bewertung 

von Eignung und Empfindlichkeit (siehe Kapitel 7.1.1) in der vorliegenden Arbeit nicht auf 

Regulationsfunktionen übertragen lässt. Dazu bedürfte es Daten, die zeitlich variable 

Zustandsgrößen von Prozessfaktoren wiedergeben (z.B. aktuelle Bodenfeuchte, landwirt­

schaftliche Bewirtschaftung). Die Verfahrensentwicklung arbeitet jedoch mit langjährigen 

Mitteln variabler Größen (Niederschlag und Verdunstung) und mittelfristig stabilen 

Eigenschaften von Landschaften (Bodenformen, Haupttyp der Bodenbedeckung). Daher 

werden Landschaftsausschnitte hinsichtlich ihrer Eignung für den Wasser- und Stoffrückhalt 

bewertet, ohne dem eine explizite Empfindlichkeitsbewertung gegenüber zu stellen. Daraus 

folgt, dass Bereiche mit geringer Eignung für den Wasser- und Stoffrückhalt tendenziell hohe 

Empfindlichkeiten besitzen und für die planerische Umweltvorsorge ein hoher Entwicklungs­

bedarf diagnostiziert wird. 
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3 Normativer Rahmen der Landschaftsentwicklung 

Ausgehend von erner kritischen Würdi­

gung des Nachhaltigkeitskonzeptes wer­

den in Kapitel 3 die normativen Grund­

lagen für die Bewertung von Land­

schaftsfunktionen und die Formulierung 

von Zielen zu ihrer Sicherung und 

Entwicklung definiert. 
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Abbildung 4: In Kapitel 3 bearbeitete Teile 
der Verfahrensentwicklung 

3.1 Nachhaltigkeit als übergeordnetes Prinzip der 
Raumentwicklung 

Nachhaltige Entwicklung ist heute das allgemein akzeptierte Leitbild für die Gestaltung der 

Mensch-Umwelt-Beziehungen, das für die räumliche Entwicklung die gleichzeitige Berück­

sichtigung ökologischer, ökonomischer und sozialer Aspekte fordert. Ziel ist die Sicherung 

von biotischen, abiotischen, materiellen und geistigen Ressourcen für künftige Generationen 

und die gerechte Verteilung dieser Ressourcen innerhalb der heutigen Generation.4 

Spätestens seit dem Mittelalter wurden Holzeinschlag und nutzungsbedingte Wald­

degradierung in Mitteleuropa als ökonomisches Problem erkannt, dem eine Störung der 

ökologischen Funktionsfähigkeit von Waldökosystemen zugrunde liegt. Der genaue Ursprung 

ist umstritten, aber sicher ist, dass Nachhaltigkeit bereits im Spätmittelalter bzw. der frühen 

Neuzeit Eingang in die forstwirtschaftliche Lehre gefunden hat und ein Bewirt­

schaftungsprinzip definiert, nach dem nicht mehr Holz eingeschlagen werden darf als 

4 'Nachhaltige Entwicklung' ist eine der möglichen Übersetzungen des englischen Begriffes S11stainable Development. Parallel 
existieren die Bezeichnungen ,dauerhafte', ,dauerhaft-umweltgerechte' und ,zukunftsfähige Entwicklung', die teilweise mit 
unterschiedlichen inhaltlichen Schwerpunktsetzungen einher gehen, aber weitestgehend synonym verwendet werden. 
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3 Normativer Rahmen der Landschaftsentwicklung 

nachwächst oder nachgepflanzt wird5
• Gleichzeitig hat Nachhaltigkeit seine Wurzeln in den 

Ende des 18. Jh. von dem englischen Ökonomen Thomas Robert Malthus entwickelten 

Gedanken zur ökologischen und ökonomischen Tragfähigkeit der Erde. Der aktuelle 
politische Bedeutungsgewinn des Nachhaltigkeitskonzepts wurde jedoch durch die 

entwicklungs- und umweltpolitische Diskussion seit den 1960er Jahren ausgelöst. Durch 

Ressourcenverknappung, zunehmendes ökonomi~ches Nord-Südgefälle und wachsende 

Umweltprobleme wurden Umwelt und Entwicklung in einen direkten Zusammenhang gestellt: 

Während in den Industrieländern ökologische Probleme vor allem durch ein Übermaß an 

Ressourcenverbrauch verursacht werden, ist in den Entwicklungsländern häufig Ressourcen­

mangel die Ursache. Die berühmt gewordene Studie des ,Club of Rome' von Meadows (1972) 

zeigte „Die Grenzen des Wachstums" auf. Als eine mögliche Antwort wurde Mitte der 1970er 

Jahre im Rahmen des Umweltprogramms der Vereinten Nationen (UNEP) das sogenannte 

,Eco-Development' favorisiert, das zur Überwindung der weltweiten Entwicklungsunter­

schiede und Umweltprobleme eine integrative, sowohl ökologische, ökonomische als auch 

soziale Aspekte vereinende Lösungsstrategie formuliert (vgl. Harborth 1993, Dietz & Gebauer 

1999). 1980 forderte die International Union for the Conservation of Nature (IUCN) in ihrer 

Weltnaturschutzstrategie „to ensure the sustainable utilization of species and eco.rystems" und charak­

terisiert eine solche Nutzung als „the management of the human use of the biosphere so that it mqy yield 

the greatest sustainable benefit to present generations while maintaining its potential to meet the needs and 

aspirations oj future generations" (IU CN 1980, zitiert nach Dietz & Gebauer 1999). Insbesondere 

der letzte Satz bildet gleichzeitig eine der Kernaussagen des sog. Brundtland-Berichtes „Our 

common future" der World Commission on Environment and Development (WCED, deutsche 

Ausga-be: Hauff 1987), der das Nachhaltigkeitskonzept als ,Sustainable Development' zum 

integrati-ven Leitbild ökologischer, ökonomischer und sozialer Entwicklung macht und ihm 

auf politischer Ebene zum internationalen Durchbruch verholfen hat. Vor dem Hintergrund 

rapiden Bevölkerungswachstums in den Entwicklungsländern und steigendem Ressourcen­

verbrauch der Industrieländer fordert der Bericht die gemeinsame Verantwortung für nach­

folgende Generationen. Die Weltkonferenz für Umwelt und Entwicklung (UNCED) von Rio 

konkretisierte 1992 die Ziele nachhaltiger Entwicklung in der AGENDA 21: Die dort verein­

barten Klimaschutzziele beherrschen seit Jahren die umweltpolitische Diskussion, und die 

Forderung nach dem Schutz der Biodiversität zur Erhaltung der genetischen Vielfalt lässt die 

Rolle des Naturschutzes in einem teilweise neuen Licht erscheinen. Auf internationaler Ebene 

(OECD 1998, UNCSD 1999, BMU 2000) und nationaler (Walz et al. 1997) Ebene wird 

derzeit an der Ausformulierung und Operationalisierung des Konzeptes gearbeitet. 

Aus seiner Entwicklungsgeschichte wird deutlich, dass nachhaltige Entwicklung ein eindeutig 

politisch motiviertes, anthropozentrisches Konzept ist, das sehr unterschiedliche Dinge 

miteinander zu verbinden sucht: Erhaltung der Biodiversität und der Funktionsfähigkeit von 

Ökosystemen, Erhaltung wirtschaftlicher Produktionsmöglichkeiten, inter- und intrageneratio­

nelle Verteilungsgerechtigkeit materieller und immaterieller Güter. Diese Vielfältigkeit des 

Anspruchs enthält Widersprüche und erklärt, warum es bislang nicht gelungen ist, zu 

5 Häufig wird ein Lehrbuch des sächsischen Oberberghauponanns von Carlowitz aus dem Jahre 1713 genannt; ältere Quellen 
stammen jedoch auch aus dem Elsaß. 
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definieren, wie nachhaltige Entwicklung genau aussieht. Auf einer abstrakten Ebene bedeutet 

Nachhaltigkeit den Erhalt ökologischer, ökonomischer und sozialer Systeme über einen zu 

definierenden Zeitraum (vgl. Constanza & Patten 1995, Klauer 1999). Es ist jedoch nicht 

möglich, ein System oder Bestandteile eines Systems zu erhalten ohne gleichzeitig andere 

Systeme zu verändern oder gar zu zerstören. Bei der Entscheidung darüber, welche Systeme 

zu erhalten oder zu entwickeln sind, kommt die zentrale normative Forderung des Nachhaltig­

keitspostulates zum Tragen: Der Erhalt und die Entwicklung von Systemen muss intra- und 

intergenerativ gerecht sein (vgl. Hauff 1987). 

Nachhaltigkeit bedeutet also weitaus mehr als eine an der Tragfähigkeit von Landschaften 

ausgerichtete Landnutzung, die deren ökologische Funktionsfähigkeit erhält. Unter Gerechtig­

keitsgesichtspunkten kann es nachhaltig sein, die ökologische Stabilität einer Landschaft zu 

stören (d.h. ein System nicht zu erhalten), wenn dadurch ein anderes, als wertvoller erachtetes 

Gut erhalten werden kann. Im Rahmen des Nachhaltigkeitskonzeptes wird damit auch die 

normative Komponente des häufig verwendeten Schlagwortes ,ökologische Funktionsfähig­

keit' deutlich: Funktionsfähigkeit meint in diesem Zusammenhang nicht den Erhalt eines 

Systems als Wert an sich, sondern den Erhalt oder die Entwicklung der Funktion, die ein 

System für den Erhalt der Menschheit besitzt. Ökologische Funktionsfähigkeit ist keine wert­

freie Eigenschaft eines Systems. Erst der Mensch weist einem bestimmten System in einem 

bestimmten Zustand einen Wert zu. Das heißt, dass beispielsweise der Schutz des Bodens 

oder des Grundwassers auf die Interessen des Menschen ausgerichtet sind. 

Das bedeutet jedoch keinesfalls, dass damit jeglicher Schutz auf rein nutzungsorientierte 

Produktionsinteressen ausgerichtet ist. Schließlich umfassen die Interessen des Menschen 

einen breiten Wertekanon, wie er beispielsweise in den Zielen und Grundsätzen der Raum­

ordnungs- und Naturschutzgesetze des Bundes und der Länder zum Ausdruck kommt. 

In der aktuellen N achhaltigkeitsdiskussion ist eine Abkehr vom Naturprinzip der Nachhaltig­

keit zu erkennen, wie es zum Beispiel in frühen Arbeiten von Haber (1972) unter Berufung 

auf Odum (1969) noch gültig war. Im Mittelpunkt steht nicht mehr ein zu definierender 

Zielzustand, der vor allem ökologische Funktionsfähigkeit gewährleisten soll. Nicht zuletzt hat 

zu dieser Abkehr die ökologische Forschung selbst beigetragen, indem sie Prinzipien wie den 

Zusammenhang zwischen Diversität und Stabilität inzwischen verworfen hat (vgl. Nienhuis & 

Leuven 1997, Haber 1998). Statt als klar definierter Zielzustand wird Nachhaltigkeit heute als 

ein fortlaufender Prozess verstanden, in dem individuelles und gesellschaftliches Handeln -

dazu zählt auch die planerische Umweltvorsorge - unter den Gesichtspunkten der Gerechtig­

keit und der wachsenden Erkenntnisse über das Funktionieren ökologischer, ökonomischer 

und sozialer Systeme laufend reflektiert werden muss. Zu dieser Erkenntnis kommen Autoren 

mit ökologischem (Roweck 1995), ökonomischem (Klauer 1999) und philosophischem (Dietz 

& Gebauer 1999) Hintergrund gleichermaßen. Die aktuelle Orientierung der Planungswissen­

schaften auf partizipative und diskursive Planungsprozesse ist auch ein Ausdruck des 

gewandelten N achhaltigkeitsverständnisses. 6 

6 In die kritische Diskussion des Nachhaltigkeitskonzeptes gehen Ergebnisse eines interdisziplinären Doktoranden­
arbeitskreises am UFZ Leipzig-Halle ein, dem der Verfasser angehört. 
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Aus landschaftsökologischer Sicht lassen sich aus dem Nachhaltigkeitskonzept Prinzipien für 

die Entwicklung von Landschaften als komplexe Systeme ableiten, die Bastian (1999b: 161) 

zusammenfassend wiedergibt: 

» Die Nutzungsrate natürlicher Ressourcen soll deren natürliche Regenerationsrate nicht 

überschreiten. 

» Nicht erneuerbare Ressourcen dürfen nur in dem Maße genutzt werden, wie sie Zug um 

Zug durch nachwachsende Rohstoffe oder erneuerbare Energie ersetzt werden können. 

» Entwicklung, in der die gesamte Energie von der gegenwärtigen Sonnenkraft gewonnen 

und alle nicht erneuerbaren Ressourcen wiederverwendet werden. 

» Die Freisetzung von Stoffen darf die Aufnahmekapazität der natürlichen Systeme nicht 

überfordern. 

» Anthropogene Materialflüsse sollten kleiner sein als die natürlichen geogenen Fluktuatio­

nen; die natürlichen Stoffkreisläufe sollten durch die anthroposphärischen Flüsse nicht 

verändert werden. 

» Das Zeitmaß menschlicher Eingriffe muss an die Zeitmaße natürlicher Prozesse angepasst 

sein. 

» Die natürliche Variabilität von Arten und Landschaften soll erhalten bleiben. 

» Ökologische Prinzipien sollen alle Bereiche der Landnutzung durchdringen und die 

Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes dauerhaft gewährleisten. 

Diese Prinzipien sind Grundlage für die nachfolgend erläuterten Strategien, Leitbilder und 

Ziele nachhaltiger Landschaftsentwicklung. Damit sind sie auch wesentliche normative 

Kriterien, bzw. dienen als Grundlage für die Ableitung solcher Kriterien, an denen sich die 

Funktionsbewertung in der Verfahrensanwendung orientieren muss. 

3.2 Strategien nachhaltiger Landschaftsentwicklung 

Zur Festlegung der funktionsräumlichen Differenzierung kennt die Raumplanung zwei 

unterschiedliche Modelle: das der ausgeglichenen Funktionsräume und das der funktions­

räumlichen Arbeitsteilung. Mit Ersterem ist das raumordnerische Ziel der Schaffung gleich­

wertiger Lebensbedingungen in allen Landesteilen durch den Abbau räumlicher Disparitäten 

verbunden. Damit wird versucht, der tatsächlich entgegengesetzt verlaufenden Entwicklung 

der zunehmenden Differenzierung und Segregierung räumlicher Funktionen entgegenzu­

wirken. Dazu gehören die Entwicklung nach dem Zentrale-Orte-Prinzip oder die Ausgleichs­

funktion des ländlichen Raumes für Funktionen, welche die Ballungsräume nicht mehr 

erfüllen können. Im Endeffekt bedient sich die raumordnerische Steuerung eines Kompro­

missmodells, das bei der Definition von allgemeingültigen Mindeststandards (Lebensgrund­

funktionen), die in allen Räumen erfüllt sein müssen, die Notwendigkeit der Konzentration 

bestimmter Funktionen an Entwicklungsschwerpunkten anerkennt. Diesem Kompromiss­

modell entsprechen auch die Konzepte, die Ökologie, Landschaftsökologie und Naturschutz 

für die räumliche Entwicklung und die Funktionsverteilung im Raum entwickelt haben 

(Abbildung 5). Zu nennen ist hier die in ihren Grundzügen bereits 1972 von Haber 
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3.2 Strategien nachhaltiger Landschaftsentwicklung 

entworfene Theorie der differenzierten Bodennutzung und das die integrativen und 

segregativen Ansätze des Naturschutzes vereinende Modell der partiellen Integrationsstrategie, 

wie es vor allem von Plachter (1994) konkretisiert wurde. Beide Modelle enthalten die Formu­

lierung von Mindeststandards für eine ressourcen- und umweltschonende Landnutzung, die 

unabhängig von naturschutzfachlichen Schutzgebietskategorien Gültigkeit besitzen sollen. 

Modelle der Raumordnung Modelle der 
(Landschafts-)Ökologie 

Ausgeglichene 
Funktionsräume 

- Gleichwertige Lebensbeding­
ungen in allen Landesteilen 

- Kleinräumige funktionale 
Arbeitsteilung 

+ Kompromiss: 
"dezentrale Konzentration" 

+ 
Funktionsräumliche 
Arbeitsteilung 

- Räumliche Differenzierung 
von Vorrangfunktionen 

- Großräumige funktionale 
Arbeitsteilung 

Nachhaltige Raum./ 
Landsctiaftsentwicklung 

Differenzierte 
Landnutzung 

- Multifunktionale Landschaften 

• Vielfältige Nutzungsstruktur 
durch Vorrangräume mit größt­
möglicher innerer Differenzie­
rung 

- Förderung endogener Potentiale 1 
.... bzw. landschaftlicher/regionaler T 

Eigenart 

Partielle Segregation 

• Flächendeckende 
... Naturschutz-Qualitätsziele 

- Naturschutz-V0rrangräume 

Lokale Naturschutzgebiete 

Abbildung 5: Modelle funktionsräumlicher Differenzierung in Raumplanung und (Landschafts-) 
Ökologie 

Dem liegt die Erkenntnis zugrunde, dass nur so eme nachhaltige Nutzung natürlicher 

Ressourcen möglich ist und der Erhalt naturschutzfachlich wertvoller Flächen langfristig nicht 

ohne Berücksichtigung der sie beeinflussenden Landnutzung in Bereichen möglich ist, mit 

denen sie funktional verbunden sind. Ziele der Formulierung von Mindeststandards sind der 
erwähnte E rhalt naturschutzfachlich wertvoller Bereiche, die Erhaltung natürlicher Ressour­
cen für die künftige Nutzung, Stopp und Umkehr der zunehmenden stofflichen Nivellierung 

von Standortverhältnissen (Eutrophierung des Bodens und der Gewässer). 

Die differenzierte Landnutzung nach Haber (1972, 1998) und das darauf aufbauende Prinzip 

der partiellen Segregation nach Plachter (1994) haben inzwischen Eingang in politische 

Zielsysteme gefunden. So kann die Forderung nach einem Vorrang für Naturschutz und 

Landschaftspflege auf ca. 10 bis 15 % der Fläche auch intensiv genutzter Agrarlandschaften 

heute als umweltpolitischer ,common sense' betrachtet werden. Im Entwurf eines umwelt­

politischen Schwerpunktprogramms der Bundesregierung von 1998 schlägt sich dieser noch 
als Willensbekundung nieder (BMU 1998). Auf internationaler (Cook & van Lier 1993) und 

gesamteuropäischer Qongman 1993), aber auch auf regionaler Ebene in vielen Bundesländern 
werden Biotopverbundsysteme aufgebaut. Als Beispiel sei hier auf das Ökologische Verbund­

system (ÖVS) in Sachsen-Anhalt verwiesen (MRLU 1997b). 
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Im Rahmen der Funktionsbewertung in Kapitel 8 wird das Prinzip der differenzierten 

Landnutzung wieder aufgegriffen und als Grundlage für Aussagen zur funktionsräumlichen 

Differenzierung und möglichen Multifunktionalität landschaftlicher Entwicklung verwendet. 

3.3 Leitbilder und Ziele planerischer Umweltvorsorge 

3.3.1 Definition und Diskussion verwendeter Begriffe 

In den vergangenen Jahren sind Leitbilder ein verbreitetes Instrument zur Darstellung und 

Durchsetzung von Zielen in vielen gesellschaftlichen und politischen Bereichen geworden. 

Das gilt auch für den Natur- und Umweltschutz und damit befasste Planungen (ANL 1994, 

Plachter 1995, Roweck 1995, DRL 1997, Finck et al. 1997, Wiegleb et al. 1998, Bastian 1996, 

1999b, Glacer 1999). Eng mit der umweltpolitischen Leitbilddiskussion verknüpft sind die 

Begriffe Umweltqualitätsziel (UQZ) und Umweltqualtätsstandard (UQS) bzw. Umwelthand­

lungsziel (ANL 1994, Runden et al. 1997) . Bei Leitbildern lässt sich grundsätzlich zwischen 

sektoralen und integrierten Leitbildern unterscheiden. Sektorale Leitbilder beziehen sich auf 

Schutz oder Entwicklung einzelner Landschaftskompartimente (z.B. biotische und abiotische 

Leitbilder), während integrierte Leitbilder sektorale Ziele zusammenfassen und komplexe 

Zielvorstellungen für definierte Raumausschnitte vereinfacht wiedergeben. Verknüpft wird 

damit die Hoffnung, sowohl die Außenwirksamkeit komplexer Ziele durch deren Bildhaftig­

keit zu erhöhen als auch die Operationalisierung und Monitoringfähigkeit von Zielen des 

Natur- und Umweltschutzes zu verbessern. UQZ haben hingegen immer einen eindeutig 

definierten Bezug zu einem Umweltaspekt. 

Mit Bezug zu wasser- und bodenabhängigen Landschaftsfunktionen hat das Umweltbundes­

amt (UBA) relativ weitreichende UQZ und Umwelthandlungsziele bzw. UQS formuliert 

(Tabelle 6) und folgt dabei folgender Definition (Walz et al. 1997): 

;i. Umweltqualitätsziele charakterisieren einen angestrebten Zustand der Umwelt. 

;i. Umweltqualitätsziele enthalten sowohl naturwissenschaftliche als auch gesellschaftlich­

ethische Elemente. 

;i. Umweltqualitätsziele werden objekt- oder medienbezogen für Mensch und/oder Umwelt 

bestimmt, sind also immissions- oder wirkungsbezogen. 

Umweltqualitätsstandards - oder Umwelthandlungsziele in der Terminologie des UBA -

dienen der Operationalisierung der UQZ und 

;i. sind an Belastungen ansetzende quantitative Zielvorgaben und beziehen sich aufVerur­

sacherbereiche, also in der Regel die Emittenten. Die Ableitung erfolgt sektoren- oder 

bedarfsfeldorientiert; 

;i. beschreiben notwendige Schritte, um die durch Umweltqualitätsziele vorgegebenen 

Zustände und Eigenschaften der Umwelt zu erreichen. Sie sind insofern Maßstab für 

konkrete Einzelmaßnahmen, durch die sie operationalisiert werden. 

Bislang existiert keine einheitliche Terminologie, und die Begriffe werden teilweise sehr 

unterschiedlich besetzt (s.u.). Konsens besteht maximal insofern, als dass Leitbilder und UQZ 
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Teil eines hierarchischen Zielsystems sind, das durch eine gestufte, räumliche und/ oder inhalt­
liche Konkretisierung der Aussageschärfe gekennzeichnet ist. Ein typisches Zielsystem enthält 

das Leitbild der dauerhaft-umweltgerechten Landnutzung (SRU 1996). Es lässt sich aus dem 

übergeordneten Leitprinzip nachhaltige Entwicklung ableiten und wird durch UQZ zu ver­

schiedenen Handlungsfeldern konkretisiert (z.B. Erhalt der natürlichen Bodenfunktionen, 

Erhalt des landwirtschaftlichen Ertragspotentials). Diese wiederum müssen durch qualitative 

und - bei manchen Autoren auch ausschließlich - quantitative Umweltqualitätsstandards bzw. 

-handlungsziele (z.B. Bodenabtrag nicht größer als Bodenneubildung, N-Überschuss im 

Boden max. 13 kg/ha/a) operationalisiert werden, die der Umsetzung in Maßnahmen­

katalogen bedürfen. Die Zuordnung inhaltlicher Aussagen zu einer Zielkategorie ist jedoch 

nicht eindeutig definiert. Neben der dargestellten, schrittweisen inhaltlichen Konkretisierung 

ist für viele Autoren damit auch eine räumliche Konkretisierung verbunden (z.B. Leitbild auf 

Bundes- und Länderebene, UQZ auf regionaler, UQS auf lokaler Ebene). Andere Autoren 

plädieren dafür, auf jeder räumlichen Ebene Zielsysteme aus Leitbildern, UQZ und UQS zu 

definieren, so dass das UQZ der übergeordneten Ebene der nachgeordneten als Leitbild dient. 

So kann die Aussage ,Sicherung von 15 % der Nicht-Siedlungsfläche für den Biotopverbund' 

je nach Blickwinkel als Leitprinzip, Leitbild, UQZ oder UQS bezeichnet werden. Für jede 

Bezeichnung ließen sich stichhaltige Argumente finden, was die teilweise erbittert geführte 

Leitbilddiskussion und das Bemühen um eine eindeutige Ordnung der Begriffsvielfalt als an 

den praktischen Erfordernissen vorbeigehend erscheinen lässt. 

Umstritten ist außerdem, ob Leitbilder und Umweltqualitätsziele Gegenstand fachlicher Fest­

legungen sind oder der Konsensbildung in diskursiven oder partizipativen Prozessen, und 

damit des Diskussionsprozesses zwischen Interessensvertretem, Akteuren und Öffentlichkeit. 

Von planungsfachlicher Seite wird letztere Vorgehensweise zunehmend favorisiert (Kühn 

1999), so dass von der Landschaftsökologie lediglich Informationen, Analysen und fachliche 

Einschätzungen bereitgestellt werden können, die als Grundlage für die Formulierung von 

Leitbildern und Umweltqualitätszielen dienen. Für deren Formulierung sind normative 

Festlegungen erforderlich (z.B. Wie hoch soll der Anteil naturnaher Flächen in einer Region 

sein?), die auf der Auswertung wissenschaftlicher Erkenntnisse beruhen sollten, aber letztlich 

im gesellschaftlichen und politischen Bereich getroffen werden. 

Exkurs: Leitbilder in der Gewässerentwicklungsplanung 

Die obigen Ausführungen geben vor allem die naturschutzfachliche Diskussion wieder. In der 

Gewässerentwicklungsplanung hat sich parallel ein anderes Leitbildverständnis etabliert, was 

immer wieder für Missverständnisse sorgt und daher kurz erläutert werden soll. 

Der Bewertung der Gewässerstrukturgüte, also des ökologisch-morphologischen Zustands 

eines Fließgewässers, liegt die Formulierung eines Leitbildes zugrunde, das den naturraum­
typischen natürlichen Zustand eines Fließgewässers definiert (potentiell natürlicher 

Gewässerzustand'). Hier hat das Leitbild weniger Zielcharakter, es dient vielmehr als 

Bewertungsmaßstab des aktuellen Gewässerzustandes. Was im Naturschutz als Leitbild 
bezeichnet wird, entspricht in der Gewässerentwicklungsplanung dem Entwicklungsziel: Vom 

Leitbild werden unter Berücksichtigung der kulturräumlichen E ntwicklung des Raumes, 

aktueller nutzungsbedingter Zwangspunkte und anderer gesellschaftlicher Anforderungen 

Abstriche vorgenommen (DVWK 1996b, Zumbroich et al. 1999). Von Haaren (1998: 23) 
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kritisiert an dieser Leitbilddefinition, das sie ohne gesellschaftliche Wertsetzungen auszu­

kommen vorgibt und sich scheinbar allein aus den Ergebnissen gewässerökologischer 

Forschung ableitet. Die Berufung auf ökologische Funktionen und Naturpotentiale impliziert 

jedoch ihrer Meinung nach bereits die Wertsetzung, größtmögliche Naturnähe zum Ziel der 

Gewässerentwicklung zu machen. Hier besteht nach Ansicht des Verfassers ein grundlegendes 

Missverständnis: Während in Naturschutz, Landschaftsplanung und auch in Teilen der Land­

schaftsökologie Funktionen und Potentiale eindeutig anthropozentrisch definiert sind, dienen 

sie im Gewässerschutz der Beschreibung der Prozesse und Strukturen in natürlichen 

Gewässersystemen. Das gewässerökologische Leitbild ist Maßstab für die Einschätzung der 

Naturnähe eines Gewässers, wie sie über die Gewässerstrukturgüte operationalisiert wird. Auf 

diese Weise soll beispielsweise verhindert werden, dass bei der Formulierung von Zielen und 

Maßnahmen naturnaher Gewässerentwicklung ein begradigter Bachlauf in glazialen Sand­

gebieten künstlich zum Mäandrieren gebracht wird. Dies käme einer neuerlichen Degra­

dierung gleich, da das Ökosystem Sandbach nicht über die systemimmanenten Prozesse zur 

Ausbildung von ausgeprägten Mäanderstrukturen verfügt. 

Die scheinbaren Gegensätze der Leitbilddefinitionen und die damit einhergehenden Missver­

ständnisse lassen sich teilweise aufheben, wenn in der Gewässerentwicklungsplanung von 

potentiellem (,potentiell natürlicher Gewässerzustand') und integriertem (,Entwicklungsziel') 

Leitbild gesprochen wird (DVWK 1996b). 

Schlussfolgerungen 

Einige Autoren beurteilen die Leitbilddiskussion insgesamt sehr kritisch (Roweck 1995, Glacer 

1999) und warnen davor, zu enge Vorgaben für eine umweltgerechte Landschaftsentwicklung 

zu machen. Die Komplexität und Dynamik landschaftlicher Entwicklung lässt ein konsistentes 

System quantitativer Ziele, die durch eindeutige Grenz- und Richtwerte untermauert werden, 

nicht zu. Stattdessen werden flexible und offene Leitbilder empfohlen (SRU 1996) sowie die 

Orientierung am Prinzip des minimalen Eingreifens (Roweck 1995). Diese Vorgehensweise 

erscheint auch im Hinblick auf die ebenfalls offener und flexibler werdenden Planungs­

prozesse sinnvoll. 

3.3.2 Umweltpolit ische Leitbilder und Ziele zur Sicherung von 
Landschaftsfunktionen 

Im Folgenden werden vorhandene Leitbilder und Umweltqualitätsziele auf ihre Aussagen zur 

Sicherung von Landschaftsfunktionen untersucht. 

Der Entwurf für ein umweltpolitisches Schwerpunktprogramm (BMU 1998) formuliert nach 

Umweltbereichen gegliedert Ziele und gleichzeitig Schlüsselindikatoren für ein Monitoring 

(Bestimmung von Zielerreichungsgraden) (Tabelle 4). Für das Thema dieser Arbeit besonders 

relevant sind die Aussagen zu den Bereichen Boden, Natur und Wasser. Für den Bereich des 

Schutzes des Naturhaushaltes enthält der Entwurf des umweltpolitischen Schwerpunkt­

programms zusätzliche Handlungsziele und diese teilweise weiter konkretisierende Teilziele 

(Tabelle 5). 
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Tabelle 4: Schlüsselindikatoren und Umweltziele im Entwurf des umweltpolitischen Schwerpunktpro­
gramms der Bundesregierung (BMU 1998, verändert) 

Bereich Schlüsselindikator Umweltziel 

Klima Jährliche C02-Emissionen Reduzierung der C02-Emissionen um 
25% bis 2005 auf der Basis von 1990 

Boden Zunahme der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche pro Tag 

Reduzierung auf 30 ha pro Tag bis 
2020 

Natur ökologische Vorrangflächen Sicherung von 10-15% der 1998 nicht 
besiedelten Fläche als ökologische 
Vorrangflächen zum Aufbau eines 
Biotopverbundsystems bis 2020 

Wasser Anteil der Gewässer mit chemischer 
Gewässergüteklasse II für 

Erreichen der Zielvorgaben der ehern. 
Güteklasse II bei allen Fließgewässern 
(100 % der Messstellen) bis 2010: wichtige Schadstoffe (AOX) 

die Nährstoffbelastung (Gesamt­
Stickstoff) 

- < 25 µg/l für AOX 
- < 3 mg/ l für Gesamt-N 

Ressourcen Energieproduktivität (BIP im 
Verhältnis zum Energieverbrauch) 
Rohstoffproduktivität (BIP im 
Verhältnis zum Verbrauch nicht 
erneuerbarer Rohstoffe) 

Verdoppelung der Energieproduktivi­
tät bis 2020 auf der Basis von 1990 
Erhöhung der Rohstoffproduktivität 
auf das 2,5-fache bis 2020 bezogen 
auf 1993 

Tabelle 5: Handlungsfelder und Ziele zum Schutz des Naturhaushaltes im Entwurf des umweltpoliti­
schen Schwerpunktprogramms der Bundesregierung (BMU 1998, verändert) 

Handlungsfeld 

Natürliche und 
naturnahe Flächen 
sichern und 
entwickeln 
Trendwende bei der 
Artengefährdung 
Trendwende bei der 
Flächeninanspruch­
nahme erreichen 

Umweltschonende 
Flächennutzung 
verwirklichen 

Übergeordnete Handlungsziele und Teilziele 

Sicherung von ca. 10-15 % der nicht besiedelten Fläche des Jahres 1998 als 
ökologische Vorrangflächen zum Aufbau eines Biotopverbundsystems 

Dauerhafte Trendwende bei der Gefährdung der wildlebenden heimischen Tier­
und Pflanzenwelt 
Dauerhafte Entkopplung der Flächeninanspruchnahme für Siedlung und Verkehr 
vom wirtschaftlichen Wachstum 
Reduzierung der Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsfläche auf 30 ha pro Tag 
bis 2020: - Minimierung der Flächenversiegelung 

- Vorrang Flächenkonversion und -umwidmung vor Neuausweisung 
- Rückbau 
- Erhalt wertvoller leistungsfähiger Böden durch Versiegelungsschutz 

Land- und Forstwirtschaft 
Durchsetzung der Regeln der guten fachlichen Praxis als Mindeststandard: 

- Reduzierung des N-Überschusses von 118kg/ha/a auf 50 kg/ha/a bzw. für 
versickerungsgefährdete Standorte auf 20-40 kg/ha/ a 

Siedlung und Verkehr 
- Lenken der Nutzungsansprüche in Räume, in denen Konflikte mit Leistungs­

fähigkeit des Naturhaushaltes und dem Landschaftsbild am geringsten sind 
- Ausgleich von Umweltbeeinträchtigungen im gesamtstädtischen Verbund 
- verstärkte Nutzung planerischer Instrumente, insbesondere Landschafts-

rahmenplan und Landschaftsplan 
Förderung ökologischer Bau- und Siedlungsweisen 

- Vermeiden der Zerschneidung von verkehrsarmen Lebensräumen (>100 km2
) 

Freihalten der Naturschutzvorrangflächen von Verkehrseinrichtungen und 
Verlagerung des Verkehrs auf umweltschonende Verkehrssysteme 
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Diese Ziele beziehen sich zum einen direkt auf den Arten- und Biotopschutz und zum 

anderen auf Art und Intensität der Flächennutzung. Die Konkretisierung der Ziele ist 

ausgesprochen unterschiedlich. Für den Artenschutz wird lediglich eine dauerhafte Trend­

wende bei der Artengefährdung angestrebt, was eher einem übergeordneten Leitbild 

gleichkommt. Allerdings wäre es in diesem Zusammenhang auch realitätsfern, Zielvorgaben in 

Form von Artenzahlen zu geben. Weitaus konkreter sind die flächennutzungsbezogenen Ziele, 
die sich auf 

» die Schaffung eines Biotopverbundsystems durch Ausweisung ökologischer Vorrang­

flächen auf 10-15 % der nicht besiedelten Fläche des Jahres 1998, 

» die Reduzierung der Flächenversiegelung auf 30 ha pro Tag bis zum Jahre 2020 und 

» die Reduzierung des Stickstoffüberschusses landwirtschaftlicher Nutzflächen auf 50 kg 

pro ha und Jahr bzw. 20-40 kg auf versickerungsgefährdeten Standorten 

konzentrieren. In ihrer quantitativen Präzisierung haben diese Aussagen bereits den Charakter 

von Umweltqualitätsstandards auf nationaler Ebene, die sich über Indikatoren operationa­

lisieren lassen und monitoringfähig sind. Insbesondere die Teilziele zur Reduzierung des 

Flächenverbrauchs sind auf die Möglichkeiten der räumlichen Planung zur Steuerung der 

Siedlungsentwicklung ausgerichtet. 

Die Umweltqualitätsziele und Umwelthandlungsziele des UBA (Tabelle 6) können als eine 

Konkretisierung und teilweise auch Operationalisierung der Leitlinien des umweltpolitischen 

Schwerpunktprogramms aufgefasst werden. Unbefriedigend ist jedoch auch hier die teilweise 

Inkonsistenz und der sehr unterschiedliche Konkretisierungsgrad der formulierten Ziele. So 

werden auf UQZ-Ebene sowohl sehr allgemeine Ziele formuliert (Erhalt der natürlichen 

Bodenfunktionen, Reetablierung ehemals heimischer Arten) als auch quantitativ exakt 

definierte Grenzwerte (Stickstoffüberschuss im Boden max. 14 kg rein-N). Gleichzeitig finden 

sich auf Umwelthandlungszielebene quantitative Vorgaben (15% der nicht besiedelten Fläche 

für Biotopverbund) neben allgemeinen Formulierungen (Erhalt und Verbesserung der 

Gewässerstruktur der Elbe). Letztere bieten dann auch keine Konkretisierung des zugehörigen 
UQZ (Erhaltung und Verbesserung der ökologischen Qualität der Oberflächengewässer). 

Der Entwurf des umweltpolitisches Schwerpunktprogramms und das Umweltqualitätsziel­

konzept des Umweltbundesamtes bieten dennoch wesentliche Vorgaben und damit einen 

brauchbaren normativen Rahmen für die Sicherung von Landschaftsfunktionen. Gleichzeitig 

sind beide das einzige zusammenhängende Zielsystem des Umweltschutzes auf Bundesebene, 

das den gesamten Bereich der Umweltvorsorge abzudecken versucht. 
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Tabelle 6: Umweltqualitätsziele und Umwelthandlungsziele des UBA (nach Walz et al. 1997, verändert) 

Umweltbereich 

Schutz der 
Oberflächen­
gewässer 

Schutz des Bodens 
vor ·anorganischen 
und organischen 
Kontaminanten 

Umweltqualitätsziel 

Schutz der Oberflächengewässer vor 
Stoffeinträgen zur Erhaltung und 
Verbesserung der Gewässerqualität: 

Boden-Vorsorge gegenüber Schadstoff­
Einträgen (anorganische und organische 
Kontaminanten): 
- Erhalt der natürl. Bodenfunktionen 
- Gleichgewicht zwischen Eintrag und 

unbedenklichem Austrag 
- Verhinderung der Verlagerung von Stoffen 

in Grundwasser und Pflanzen 
- Vermeidung der Überlastung des Bodens 

als Schadstoffsenke 
Eutrophierung des Boden-Vorsorge gegenüber Nährstoff-
Bodens Schäden: 

Schutz des Bodens 
vor Erosion 

Erhaltung der 
Struktur der Öko­
systeme bei agra­
rischer Nutzung 
Erhaltung der 
Struktur von 
Ökosystemen bei 
forstlicher 
Nutzung 

Freiraumschutz 

- Erhalt der bodenökologischen Standorts­
typen, Vermeidung von Schäden an 
benachbarten Böden durch N- und P­
Eintrag mit erodiertem Bodenmaterial 

Bodenschutz und Erhalt der Gewässer­
qualität; N-Düngung als Leitgröße: um EG­
Qualitätsziel für Nitrat (25 mg/ l im Grund­
wasser) einzuhalten, darfN-Überschuss im 
Boden max. 14 kg rein-N betragen. 
Schutz des Bodens vor Erosion: 
- Verminderung Wasser- und Winderosion 
- Erhalt natürlicher bodenökologischer 

Standorteigenschaften 
- Erhalt des Ertragspotentials für die Land­

wirtschaft, v.a. Humusgehalt, gespeicherte 
Nährstoffe, Durchwurzelbarkeit 

Erhalt der Ökosystemstrukturen zum Schutz 
vor Artenverlust (v.a. ökosystem-typische 
Arten, durch intensive agrarische 
Bewirtschaftungsweisen gefährdet) 
Erhalt standortgerechter, artenreicher, 
stufiger Mischwäldern bestimmt durch 
- Annäherungsgrad zur potentiell natürli­

chen Waldvegetation als Referenzzustand 
- Anteil der naturnahen Wälder an der 

Gesamtwaldfläche 
- Anteil von Naturwaldreservaten an der 

Gesamtwaldfläche 
- Anteil geschützter (Rote-Liste-) Arten 
Schutz ökologisch bedeutsamer Freiräume 
in ausreichender Qualität und Quantität vor 
einer Inanspruchnahme für Siedlungs- und 
Verkehrszwecke 

Umwelthandlungsziel 

Erhalt von Nutzungsansprüchen und 
Schutz der aquatischen Lebensgemein­
schaften Ge nach Schutzgut gewässer­
und stoffspezifisch festzulegen). 
Spezifisch je Stoff und Eintragspfad: 
- Reduktion Stoffeinträge (Frachten) 

zur E inhaltung UQZ (z.B. Schwer­
metallkonzentration im Boden) 

- Anforderungen an Abfallwirtschaft, 
Einsatz industrieller Wirtschafts- und 
Mineraldünger, Luftreinhaltung 

- Untergesetzliche Regelwerke, 
BBodSchG 

Anforderungen an gute landw. Praxis, 
an die Abfallwirtschaft: 
- bei fachlicher Optimierung der der­

zeitigen Acker- und Grünlandnut­
zung (heutiges Produktionsniveau) 
darf der N-Bilanzüberschuss nicht 
mehr als 50 kg rein-N kg/ha 
betragen 

mittelfristig: 
Einhaltung tolerierbarer Bodenabträge 
in Abhängigkeit von der 
Bodenmächtigkeit 
langfristig: 
Orientierung tolerabler Bodenabträge 
an der Bodenneubildung 
Aufbau eines Biotopverbundsystems 
mit Flächenanteil von mind. 10 % der 
landw. Nutzfläche unter Berücksich­
tigung der Zuständigkeiten der Länder. 
Umbau der nicht standortgerechten 
Altersklassen-Monokulturen (z. B. 
Fichte), orientiert an der potentiell 
natürlichen Vegetation 
Sicherung von Spezialbiotopen zum 
Schutz von bedrohten Einzelarten 

Aufbau eines funktionsfähigen, 
großflächigen Freiraumverbundes: 
MKRO: auf 15 % der nicht für 
Siedlungszwecke genutzten Fläche je 
Bundesland 
LANA: Mindestens 10 bis 15% der 
Landesfläche (5 bis weit über 20 % je 
nach naturräumlichen Gegebenheiten) 
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Fortsetzung Tabelle 6: 

Umweltbereich 

Freiraumschutz 

ökologische 
Qualität der 
Fließgewässer 

Umweltqualitätsziel 

Erhaltung und Verbesserung der 
ökologischen Qualität der 
Oberflächengewässer: 
- Reetablierung ehemals heimischer Arten 
- vollständige Durchgängigkeit der 

Gewässer von der Quelle zur Mündung 
Zielkriterien: 
- Vorkommen naturtypischer 

Lebensgemeinschaften und höherer 
Organismen (y/ anderfi.sche wie Lachs 
etc.) 

- Einhaltung der Zielvorgaben für 
Schadstoffe, intakter 02-Haushalt 

Umwelthandlungsziel 

SRU: auf durchschnittlich 10 % der 
Fläche (5 % bis weit über 20% je nach 
Naturraum bzw. Agrargebiet) 
Erhalt oder Regeneration naturraum­
typischer Lebensgemeinschaften und 
Gewährleistung von Nutzungsan­
sprüchen: 
- Durchführung integrierter Program­

me (Verminderung der Stoffeinträge, 
Erhalt und Verbesserung der G ewäs­
serstruktur) 

Elbe: 
- Erhalt und Verbesserung der 

Gewässerstruktur (Deichverlegung, 
Renaturierung von Nebenflüssen) 

3.3.3 Regional- und fachplanerische Leitbilder und Ziele 

Eine nachhaltige regionale Entwicklung folgt nach Locher et al. (1997: 16) den drei 

grundlegenden Prinzipien Dichte, Mischung und Polyzentralität. D amit verbunden sind die 

für den ländlichen Raum relevanten Leitbilder und Ziele 

l> Dezentrale Konzentration (als Kompromiss zwischen den Modellen der funktions­

räumlichen Arbeitsteilung und der ausgeglichenen Funktionsräume) 

l> Reduzierung der Siedlungsflächeninanspruchnahme 

l> Verbesserung der regionalen Umweltqualitäten im Rahmen einer regionalen qualitativ und 

quantitativ vorzunehmenden Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 

l> Entwicklung eines großräumigen ökologischen Freiraumverbuodsystems unter Berück-

sichtigung der verschiedenen Freiraumfunktionen 

Die Verfolgung dieser Ziele geschieht durch die Ausweisung von Vorrang- und Vorbehalts­

gebieten im Regionalplan, wobei jedoch handhabbare Überlagerungsregelungen gefunden 

werden müssen, um Konflikte zwischen Nutzungen und Schutzgütern zu vermeiden. Die 

folgenden Ausführungen beziehen sich teilweise auf planungsfachliche Gebietskategorien, zu 

deren Verständnis auf Kapitel 4 verwiesen sei. 

Regionalentwicklung 

Locher et al. (1997: 16ff) formulieren nutzungs- und funktionsbezogene sowie schutzgut­

bezogene Ziele nachhaltiger Regionalentwicklung (Tabelle 7 und 8), deren konkrete räumliche 

Ausprägung und Gewichtung von der Abwägung aller relevanten Belange abhängig ist. Die 

Bestimmung der relevanten Belange wiederum ist abhängig von den fachplanerischen 

Grundlagen, die der Regionalplanung von den jeweiligen Fachressorts zur Verfügung gestellt 

werden müssen. 
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Tabelle 7: Nutzungs- und funktionsbezogene Zielsetzungen einer nachhaltigen regionalen Entwicklung 
(nach Locher et al. 1997, verändert) 

Nutzung/Funktion 

Generell 

Landwirtschaft 

Forstwirtschaft 

Erholung und 
Tourismus 

Rohstoffversorgung 
und -abbau 

Verkehr 

Ziele 

- Stärkung regionaler Wirtschaftskreisläufe 
- Reduzierung des Ressourcenverbrauchs 
- Minimierung von Stoffflüssen 
- Stärkere Nutzung lokaler und regionaler Ressourcen, Aktivierung endogener 

Potentiale 
- Standortangepasste Landbewirtschaftung 
- Extensivierung 
- Reduzierung des Düngemitteleinsatzes und des Einsatzes von Pflanzenschutz-

mitteln 
- Förderung der Direktvermarktung, lokale oder regionale Vermarktungsstruk­

turen 
- Flächendeckende Einführung bzw. Umstellung auf naturnahe Waldbaumetho­

den 
- Entwicklung standortangepasster Waldbaumethoden 
- Entwicklung eines umwelt- und sozialverträglichen Tourismus 
- Förderung landwirtschaftsbezogener oder auf die regionalen Strukturen 

bezogener Beherbergungsangebote und -strukturen 
- Reduzierung des Abbaus von Rohstoffen 
- Erhöhung des Anteils von Recyclingmaterialien zur Verringerung des Rohstoff-

abbaus 
- Beim Verkehrswegebau Ausbau vor Neubau; Rückbau nicht mehr erforderlicher 

Trassen 
- Erhaltung unzerschnittener, verkehrsarmer Räume 

Tabelle 8: Schutzgutbezogene Zielsetzungen einer nachhaltigen regionalen Entwicklung (nach Locher 
et al. 1997, verändert) 

Schutzgut 

Generell 

Natur und 
Landschaft, 
Biologische Vielfalt 

Boden 

Wasser 

Ziele 

- Umweltbelastungen vermeiden oder vermindern 
- Umweltqualität sichern, entwickeln und nutzen 
- Umweltschäden beseitigen 
- Reduzierung der Stoffeinträge 
- Entwicklung eines ökologischen Verbundsystems 
- Vermeidbare Eingriffe unterlassen, nicht vermeidbare Eingriffe in ihren 

Auswirkungen vermindern und ausgleichen; dabei auch stoffliche Einträge 
berücksichtigen 

- Vermeidung bzw. Verringerung von Erosion 
- Minimierung von Bodenaushub 
- Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden 
- Wasserförderung maximal im Umfang der Grundwasserneubildungsrate 
- Reduzierung der Wasserimporte 
- Reduzierung des Wasserverbrauchs 
- Sanierung belasteter Wasservorkommen 
- Reduzierung der Abwassermengen und Abwasserfrachten 
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3 Normativer Rahmen der Landscheftsentwicklung 

Bodenschutz 

Für den Bereich des raumbezogenen Bodenschutzes existieren bereits detailliertere Ziel­

systeme, welche die oben erläuterte regionalplanerischen Ziele ergänzen. Dadurch lassen sich 

die normativen Kriterien für die Zielformulierung der Sicherung und Entwicklung der in 

dieser Arbeit betrachteten wasser- und bodenabhängigen Landschaftsfunktionen weiter 

konkretisieren. Happe et al. (1999) haben in diesem Zusammenhang Ziele sowie Möglich­

keiten ihrer Operationalisierung und Umsetzung mit fach- und raumplanerischen Instru­

menten aufgezeigt (Tabelle 9 und Tabelle 10). 

Tabelle 9: Beispiele für die Operationalisierung und planerische Umsetzung von Bodenschutzzielen 
(nach Happe et al. 1999, verändert) 

Bodenschutzziel Operationalisierung Planerische Umsetzung 
Leitziel Handlungsziel 

Schutz bestimmter Schutz überregional und Bestimmung Vorranggebiete für den 
Bodentypen und regional seltener Böden überregional und Bodenschutz 
Bodenformen regional seltener 

Bodengesellschaften 
Sicherung der Funk- Schutz von Böden mit Bestimmung von Vorranggebiete für den 
tion von Böden für extremem Wasserhaushalt Bodengesellschaften Naturschutz 
best Naturgüter mit extremem 

Wasserhaushalt 
Allgemeiner Schutz Schutz von Böden mit Bewertung Leistungs- Vorbehaltsgebiete für den 
des Bodens hoher Leistungsfähigkeit fähigkeit von Böden Bodenschutz 

im Naturhaushalt im Naturhaushalt 

Happe et al. (ebd.) unterscheiden zusätzlich zwei Gruppen von Bodenschutzzielen nach den 

Möglichkeiten ihrer planungsfachlichen Implementierung, die entweder über raumplanerische 

Instrumente oder bodenschutzfachliche Verfahren erfolgen kann (Tabelle 10). 

Tabelle 10: Umsetzung von Bodenschutzzielen mit raum- und fachplanerischen Instrumenten (nach 
Happe et al. 1999, verändert) 
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Mit raumplanerischen Instrumenten 
umsetzbare Bodenschutzziele 

- Schutz von Böden durch 
bedarfsangemessene neue 
Flächenausweisungen (z.B. durch 
Bevölkerungsrichtwerte, anzustrebende 
Siedlungsdichten) 

- Schutz von Böden durch gezielte 
Siedlungsentwicklung (z.B. durch Förderung 
von Siedlungsschwerpunkten und 
Entwicklungsachsen) 

- Schutz von Böden im Freiraum (z.B. durch 
Sicherung regionaler Grünzüge oder 
Siedlungszäsuren) 

- Planerische Sicherung von Flächen für die 
Kompensation von Eingriffen 

Mit bodenschutzfachlichen V erfahren 
umsetzbare Bodenschutzziele 

- Allgemeiner Schutz des Bodens (z.B. 
Freihalten von wenig anthropogen 
überprägten Böden) 

- Schutz bestimmter Bodentypen/ -formen 
- Schutz des Bodens vor besonderen 

Gefährdungen (z.B. Bodenabtrag) 
- Sanierung von Böden in besonderen 

Belastungsgebieten (z.B. 
Bergbaufolgelandschaften) 

- Sicherung der Funktion von Böden für 
andere Naturgüter (z.B. Wasserhaushalt) und 
Bodennutzungen (z.B. Land- und 
Forstwirtschaft) 

- Entwicklung regionaler Bodenqualitätsziele 
als Rahmen für die Kompensation von 
Ein ·ffen 



3.3 Leitbilder und Ziele planerischer Umweltvorsorge 

Abbildung 6 skizziert Vorgehensweise und Kriterien zur Integration von Zielen des 

Bodenschutzes in regionalplanerische Gebietskategorien, die wiederum der Sicherung und 

Entwicklung der hier betrachteten Landschaftsfunktionen dienen. Des Weiteren können 

nutzungs-, funktions- und schutzgutbezogene Ziele unterschieden werden. Es wird sehr 

schnell deutlich, dass jedes Ziel gleichzeitig mehrere Aspekte der Umweltvorsorge betrifft. 
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Abbildung 6: Bodenschutzfachliche Kriterien zur Formulierung und Operationalisierung von 
Bodenschutzzielen (nach Happe et al. 1999, verändert) 

Grundwasserschutz 

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen (SRU 1998) betont in emem Sonder­

gutachten die Bedeutung des vorsorgenden Grundwasserschutzes als Bestandteil einer 

nachhaltig umweltgerechten Entwicklung. Als vorrangige Ziele werden dort der Schutz und 

die Entwicklung von 

~ empfindlichen (potentiell gefährdeten) überregional oder regional bedeutsamen 

Funktionen für den (Landschafts-)Wasserhaushalt, 

~ empfindlichen grundwasserabhängigen Ökosystemen und/ oder 

~ quantitativ geeigneten Grundwasservorkommen, die zur langfristigen Sicherung des 

Landschaftswasserhaushaltes und der Wasserversorgung benötigt werden, 
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3 Normativer Rahmen der LAndschaftsentwicklung 

formuliert (ebd.: 156). Zur Verfolgung dieser Ziele schlägt der SRU die Einführung der 

Gebietskategorie ,Grundwasservorranggebiet' als ein abgewogenes Ziel der Raumordnung vor, 

was die Verbindlichkeit der damit verbundenen Schutzziele gewährleistet. Im Unterschied zu 

den etablierten Wasserschutzgebieten und deren Übernahme in die Regionalpläne, soll sich 

der Vorrang des Grundwasserschutzes explizit auch auf Bereiche mit hoher und damit 

potentiell bedeutsamer Grundwasserneubildung beziehen. 

Tabelle 11 enthält zusammenfassend die in Kapitel 3.3 dokumentierten und erläuterten 

Leitbilder und Ziele. Im Hinblick auf die Verfahrensanwendung sind die Leitbilder und Ziele 

denjenigen ausgewählten Landschaftsfunktionen zugeordnet, auf die ihre Umsetzung eine 

direkte oder indirekte Wirkung besitzen. 

Tabelle 11: Zuordnung übergeordneter Leitbilder und Umweltqualitätsziele zu Landschaftsfunktionen 

Sicherung der Biotische Regulationsfunktion 
Grundwasserressourcen Ertragsfunktion 

Freiraumschutz - Minimierung der - Minimierung der - Minimierung der 
Versiegelung Versiegelung Versiegelung 

- Siedlung und Verkehr in - Siedlung und Verkehr in - Siedlung und Verkehr in 
ökologisch unbedenk- ökologisch unbedenk- ökologisch unbedenk-
liehen Bereichen liehen Bereichen liehen Bereichen 

Gewässerschutz - Verbesserung der ökolo- - Reduzierung der N- - Verbesserung der 
gischen Gewässerqualität Überschüsse auf 50 bzw. ökologischen 

- Reduzierung der N- 20-40 kg/ha/ a Gewässerqualität 
Überschüsse auf 50 bzw. - Reduzierung der N-
auf 20-40 kg/ha/ a auf Überschüsse auf 50 bzw. 
versickerungsgefa.hrdeten 20-40 kg/ ha/ a 
Flächen 

Bodenschutz - Bodenabtrag darf die - Schutz (über-)regional 
Bodenneubildungsrate seltener Böden 
nicht übersteigen - Erhalt natürlicher 

Bodenfunktionen 
- Erhalt bodenökolo-

gischer Standortstypen 
- Bodenabtrag darf 

Bodenneubildung nicht 
übersteigen 

Arten- und - Biotopverbund auf 10- - Biotopverbund auf 10- - Biotopverbund auf 10-
Biotopschutz 15% der unbesiedelten 15% der unbesiedelten 15% der unbesiedelten 

Fläche Fläche Fläche 
- Erhaltung von - Schutz regional und 

Ökosystemstrukturen in überregional seltener 
der Agrarlandschaft Böden 

- Erhalt natürlicher 
Bodenfunktionen 

- Erhaltung bodenökolo-
gischer Standortstypen 

- Bodenabtrag darf 
Bodenneubildung nicht 
übersteigen 

Gewährleistung - Minimierung der - Minimierung der 
von Nutzungen Versiegelung Versiegelung 

- Erhalt des landwirtschaft-
liehen Ertragspotentials 
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4 Aufgaben und Instrumente regionaler Planung 

Im folgenden Kapitel werden die wesent­

lichen, mit der raumbezogenen planeri­

schen Umweltvorsorge befassten Planun­

gen erläutert. neben deren rein formaler 

Struktur und den ihnen zur Verfügungen 

stehenden Instrumenten werden die Be­

deutung der (auch informellen) Planung 

sowie die Wirksamkeit der planerischen 

Umweltvorsorge kritisch diskutiert. Aus 

dieser Diskussion werden Schlussfol­

gerungen für die Rolle der landschafts­

ökologischen Verfahrensentwicklung in 

Planungsprozessen abgeleitet. 
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Abbildung 7: In Kapitd 4 bearbeitete Teile 
der Verfahrensentwicklung 

Die Sicherung von Landschaftsfunktionen im Rahmen ökologisch orientierter Planung erfolgt 

in erster Linie auf regionaler Ebene durch die Regionalplanung in enger Verzahnung mit der 

Landschaftsrahmenplanung und anderen räumlichen Fachplanungen (vgl. ARL 1995b: 95; 

auch Kiemstedt et al. 1993, Bauer et al. 1996, SRU 1996). Jessel (1998: 41) definiert den 

Aufgabenbereich ökologisch orientierten Planens sehr weit als Vorgehensweisen, „die aufbauend 

auf einer Betrachtung rikologischer Muster und Prozesse bZJV. Strukturen und Funktionen über mediale 

Ansätze hinaus eine integrierende räumliche Betrachtung von Schutzgütern, Ressourcen und Nutz!tngen in 

ihren Wechselbeziehungen und Zusammenhängen anstreben und daraus unter Einbeziehung darz!!legender 

Werthaltungen raumbezogener Zielvorstellungen, Handlungsempfehlungen und Maßnahmen begründen'~ 

Diese Arbeit konzentriert sich auf Regionalplanung und überörtliche Landschaftsplanung, die 

mit ihren flächendeckenden Ansätzen und ihrer Querschnittsorientierung Schlüsselfunktionen 

für die räumliche Umweltvorsorge besitzen. 
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4 Aufgaben und Instrumente regionaler Planung 

Tabelle 12: Gliederung der räumlichen Gesamtplanung und der Landschaftsplanung 

Planungsebene 

Land 

Region 

Gemeinde 
Gemeindeteil 

Gesamtplanung 

Landesraumordnungsprogramm 
Landesentwicklungsplan 
Regionalplan 
Regionales Entwicklungsprogramm 
Flächennutzungsplan 
Bebauungsplan 

Landschaftsplanung 

Landschaftsprogramm 

Landschaftsrahmenplan 
(in Sachsen-Anhalt Landkreise) 
Landschaftsplan 
Grünordnungsplan 

Die Stellung regionaler Planungen im bundes-deutschen Planungssystem gibt Tabelle 12 

wieder; von der allgemeinen Benennung abweichende Planbezeichnungen in Sachsen-Anhalt 

sind kursiv gehalten. 

Im Folgenden werden die Aufgaben und Instrumente regionaler Planung vorgestellt, wobei 

sich die Ausführungen auf die Regionalplanung konzentrieren. Als räumliche Gesamtplanung 

müssen von ihr die entscheidenden Impulse für die nachhaltige Raumentwicklung ausgehen. 

Die Landschaftsrahmenplanung ist hingegen in ihrer Wirksamkeit auf die Integration ihrer 

Ziele in die Regionalplanung angewiesen. Besonderer Wert wird auf die Darstellung der 

Prozesse der planerischen Entscheidungsfindung und der häufig bemängelten Defizite einer 

effektiven planerischen Umweltvorsorge gelegt. Damit sind wesentliche Implikationen für die 

landschaftsökologische Verfahrensentwicklung verknüpft. 

4.1 Regionalplanung als regionale Ebene der räumlichen 
Gesamtplanung 

Die räumliche Gesamtplanung - oder Raumplanung - ist das wichtigste Instrument zur Steue­

rung der räumlichen Entwicklung in Deutschland. Ihre Aufgabe ist es, Ziele und Grundsätze 

der Raumordnung zu definieren und diese durch Integration und Abwägung der verschie­

denen Nutzungs- und Schutzansprüche räumlich differenziert durchzusetzen. Dabei hat sich 

die Raumplanung an der Leitvorstellung einer nachhaltigen Raumentwicklung zu orientieren, 

„die die sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum mit seinen ökologischen 
Funktionen in Einklang bringt und zu einer dauerhaften, großriiumig di.fferenzjerten Ordnung 
fahrt. Dabei sind 

die freie Entfaltung der Persönlichkeit in der Gemeinschaft und in der Verantwortung gegenüber 
künftigen Generationen zu gewährleisten, 

die natürlichen Lebensgrundlagen Z!' schützen und zu entwickeln, 

die Standortvoraussetzungen far wirtschaftliche Entwicklung zu schqffen, 

Gestaltungsmöglichkeiten der Raumnutzung langfristig offen Z!' halten, 

die prägende Vie!falt der Teilräume Z!' starken,[ ... ]" (§ 1 Abs. 2 ROG) 

Als indirekte und direkte ,Landnutzungsplanung' kommt der Raumplanung damit eme 

zentrale Rolle bei der Verwirklichung einer nachhaltigen Landschaftsentwicklung zu. Die 

räumliche Gesamtplanung gliedert sich in Bundes-, Landes-, Regional- und Gemeindeebene 

(siehe Tabelle 12). Mit der Erarbeitung eines Europäischen Raumentwicklungskonzepts 

(EUREK) durch den Ausschuss für Raumentwicklung (1999) der Europäischen Kommission 
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wird in Zukunft die europäische Ebene an Bedeutung gewinnen. Zielsetzungen der Fach­

planungen (z.B. für Landwirtschaft, Naturschutz oder Wasserwirtschaft) der jeweiligen Ebene 

müssen integriert und aus gesamträumlicher Sicht mit Prioritäten belegt und gegeneinander 

abgewogen werden. Zudem werden für die jeweils nachgeordnete Ebene Vorgaben formuliert, 

aber gleichzeitig auch Handlungsspielräume eingeräumt. Ein wesentliches Merkmal ist also die 

Konfliktlösung und Konsensfindung. Die Festlegung der Grundsätze und Ziele einer jeden 

Ebene soll nicht hierarchisch von 'oben' nach 'unten' sondern nach dem sog. ,Gegenstrom­

prinzip' in Abstimmung mit den vor- und nachgeordneten Planungsebenen und den parallel 

etablierten Fachplanungen erfolgen (ARL 1995b: 1, § 1 Abs. 3 ROG). 

Auf regionaler Ebene kommt die Aufgabe der räumlichen Gesamtplanung der Regional­
planung zu. Sie konkretisiert in Regionalplänen7 die Ziele und Grundsätze der Landesplanung 

als Vorgabe für die Gemeinden bei gleichzeitiger Abwägung mit den Zielen der Kommunen 

(vertikale Koordination) und denen der Fachplanungen (horizontale Koordination). Damit 

steht die Regionalplanung im Mittelpunkt unterschiedlichster und häufig gegensätzlicher 

Interessen. Die Trägerschaft für die Regionalplanung liegt je nach Bundesland bei staatlichen 

Behörden, wie den Regierungsbezirken, oder kommunalen Zusammenschlüssen, wie regio­

nalen Planungsverbänden. In Sachsen-Anhalt waren bis zur Novellierung des Landesplanungs­

gesetzes (LPlG-LSA) 1998 die Regierungspräsidien als Obere Planungsbehörden Träger der 

Regionalplanung. Im neugefassten LPlG ist die Gründung von Planungsregionen vorgesehen, 

für die kommunalverfasste Regionale Planungsgemeinschaften als Träger der Regionalplanung 

fungieren und in Zukunft die Aufstellung der Regionalen Entwicklungspläne übernehmen(§ 7 

LPlG). Die Verlagerung der Planungsverantwortung von staatlichen auf kommunale Gremien 

kann im Sinne des Bemühens um eine stärkere Partizipation der Öffentlichkeit und regionaler 

Akteure an Planungsprozessen verstanden werden, muss sich jedoch erst in der Praxis als 

solche erweisen. Wichtiges Instrument der Regionalplanung ist die Festlegung von Zielen und 

Grundsätzen der Raumplanung: 

„Der "Regionalplan soll den langfristig gültigen Rahmen zur Entwicklung eines abgegrenz!en 
Raumes, aber auch zur Erhaltung bestehender Raum- und Siedlungsstrukturen formulieren. 
[ ... ] Sie [die Regionalpläne] stellen das behijrdenintern rechtsverbindliche Ergebnis der 
Abwägungsprozesse z:vischen den Zielen der Landesplanung, der Gemeinden (kommunale 
Bauleitplanung, vertikale Koordination) und der Fachplanungen (horizontale Koordination) 
dar." (Hübler et al. 1996: 36) 

Die Unterscheidung in Ziele und Grundsätze ist sehr wesentlich: Während Ziele der 

Raumordnung für Planung und Verwaltung rechtsverbindlich sind, gilt für Grundsätze 

lediglich ein Abwägungsgebot (Hübler et al. 1996, S. 36). 

Der Regionalplanung stehen verschiedene Gebietskategorien zur räumlichen Konkretisierung 

von Zielen und Grundsätzen der Raumordnung zur Verfügung. Vorranggebiete dienen in 

erster Linie der Verfolgung von Zielen und sind definiert als „Gebiete, die far bestimmte, 

raumbedeutsame Funktionen oder Nutzungen vorgesehen sind und andere raumbedeutsame Nutzungen in 

diesem Gebiet ausschließen, soweit diese mit den votrangigen Funktionen, Nutzungen oder Zielen der 

Raumordnung nicht vereinbar sind" (§ 7 Abs. 4 Nr. 1 ROG). Die Abgrenzung von Vorrang-

7 Die Bezeichnung Regionalplan ist lediglich ein übergeordneter Begriff, da die Benennung von Bundesland zu Bundesland 
variiert. In Sachsen-Anhalt werden Regionale Entwicklungsprogtamme erstellt, in Nordrhein-Westfalen sind es Gebietsent­
wicklungspläne und in N iedersachsen Regionale Raumordnungsprogramme. 
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4 Aufgaben und Instrumente regionaler Planung 

gebieten erfolgt flächenscharf, sie sind mit anderen Interessen bereits abgewogen und für die 

nachfolgenden Planungs- und Verwaltungsebenen verbindlich. Das heißt konkret, dass 

beispielsweise in Vorranggebieten ,Landwirtschaft' die Ausweisung von Bauland oder in 

Vorranggebieten ,Wassergewinnung' der Bau von Anlagen zur Lagerung gefährlicher Stoffe 
(z.B. Tankstellen) nicht mit den Zielen der Raumordnung vereinbar ist. 

Vorbehaltsgebiete8 sind ebenfalls flächenscharf abgegrenzte Gebiete mit raumbedeutsamen 

Funktionen oder Nutzungen, die den Charakter von Grundsätzen der Raumordnung haben. 

Sie sind noch nicht mit anderen Interessen abgewogen, müssen demnach auf den 

nachfolgenden Planungsebenen in die Abwägung mit einbezogen werden, ohne dabei 

bindende Wirkung zu entfalten (§ 7 Abs. 4 Nr. 2 ROG). In die Neufassung des ROG wurden 

1998 als neue Gebietskategorie Eignungsgebiete aufgenommen. Damit können Bereiche 

ausgewiesen werden, die sich für bestimmte Nutzungen eignen, die an anderer Stelle im 

Planungsraum ausgeschlossen sind (§ 7 Abs. 4 Nr. 3 ROG). Eignungsgebiete werden bei­

spielsweise verwendet, um die Errichtung von Windkraftanlagen räumlich zu steuern (von 

Dressler et al. 2000: 200). 

Tabelle 13: Nutzungsbeschränkungen in Vorrangbereichen der Regionalplanung (nach Kistenmacher 
1996, verändert) 

Funktionen 

Naturschutz und 
Landschaftspflege 

Grundwassersicherung 

Klimaschutz 

Erholung und Freizeit 

Rohstoffsicherung und -
gewinnung 
Landwirtschaft 

Forstwirtschaft 

Vorrangbereiche 

Naturschutz und 
Landschaftspflege, auch zur 
Sicherung potentieller 
Naturschutzgebiete 
Schutz potentieller 
Trinkwassergewinnungsgebiete 

Kaltluftproduktion und 
Kaltlufttransport 

Standortvorsorge für 
Freizeiteinrichtungen 
Gewinnung von oberflächennahen 
Rohstoffen 
Landwirtschaft mit besonderen 
Funktionen 

Waldflächen mit besonderen 
Funktionen (Erholung, 
Immissionsschutz, 
Erosionsschutz) oder Schaffung 
zusätzlicher Waldflächen 

Nutzungsbeschränkungen 

Keine Eingriffe in Natur und 
Landschaft entsprechend den 
Naturschutzgesetzen der Länder, 
extensive Land- und Forstwirtschaft 
Nutzungsbeschränkungen 
entsprechend den Empfehlungen des 
DVGW für die Schutzzone 21 
keine Besiedlung, keine 
emissionsträchtigen Nutzungen, 
keine Dämme oder Aufschüttungen, 
keine dichte Bepflanzung 
keine 

keine Besiedlung 

keine Besiedlung, keine Aufforstung, 
kein Rohstoffabbau, keine 
Grundwasserentnahmen 

t keine Besiedlung, kein Verkehrswegebau, eingeschränkte landwirtschaftliche Nutzung (keine Wirtschaftsdünger, keine 
Beweidung), keine Lagerung gefährlicher Stoffe (Quelle: Richtlinien für Trinkwasserschutzgebiete, Deutscher Verein des Gas­
und Wasserfaches e.V., 1995) 

B Im Regionalen Entwicklungsprogramm D essau, dem Regionalplan für den Untersuchungsraum dieser Arbeit, wird der 
Begriff ,Vorsorgebiete' verwendet, der jedoch von der Bedeutung her identisch mit ,Vorbehaltsgebiet' ist. 
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4.1 Regionalplanung als regionale Ebene der riiumlichen Gesamtplanung 

Vorrang- und Vorbehaltsgebiete sind überwiegend monofunktional auf den Schutz einzelner 

raumbedeutsamer Funktionen in Form von Nutzungen (Landwirtschaft, Rohstoff- oder 

Wassergewinnung) oder Schutzgütern (Natur und Landschaft, Wasser, Boden, Klima) 

ausgerichtet (vgl. Kistenmacher 1996). Die damit verbundenen Restriktionen für andere 

Nutzungen sind in Tabelle 13 wiedergegeben. Multifunktionalen Charakter haben vor allem 

Regionale Grünzüge als Instrumente des Freiraumschutzes, in dem sich aber auch Erholungs­

vorsorge und Umweltvorsorge ergänzen (vgl. Kistenmacher et al. 1993). Es gibt keinen 

bundes- oder landesrechtlich festgelegten Katalog von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten. Das 

Instrument befindet sich in der permanenten inhaltlichen und methodischen Weiterent­

wicklung. So sind im Zuge der Verabschiedung des BBodSchG Vorschläge zur Definition 

einer Kategorie „Vorrang-/Vorbehaltsfläche für den Bodenschutz" entwickelt worden (z.B. 

Happe et al. 1999, siehe Kapitel 3.3.3). Die anhaltende Hochwasserschutzdiskussion hat 

beispielsweise zur Einführung von Vorranggebieten für den Hochwasserschutz zur Sicherung 

von Retentionsräumen in den Regionalplänen geführt. 

Neben der Festlegung von Gebietskategorien nach§ 7 Abs. 4 ROG ist das Raumordnungs­

verfahren (ROV) ein weiteres formales Instrument der Regionalplanung zur Durchsetzung 

ihrer Ziele. Das ROV bewertet raumbedeutsame Vorhaben (z.B. Verkehrswegebau, Siedlungs­

flächenerweiterung, Ausweisung von Naturschutzgebieten) auf ihre Übereinstimmung mit den 

Zielen und Grundsätzen der Raumordnung. Durch die Integration der vorhabensbezogenen 

Umweltverträglichkeitsprüfung in das ROV und die Möglichkeit, Ausgleichsmaßnahmen der 

naturschutzfachlichen Eingriffsregelung auf regionaler Ebene durchzuführen (Locher et al. 

1997, Rößling 1999), haben sich die Möglichkeiten regionalplanerischer Umweltvorsorge mit 

der Neufassung des Raumordnungsgesetzes verbessert. 

Zunehmend gewinnen informelle Instrumente der Regionalplanung, wie beispielsweise 

Regionalforen oder Regionale Entwicklungskonferenzen, an Bedeutung. Die von vielen 

Autoren konstatierte Schwäche ihrer formalen Instrumente und rechtlichen Position (s.u.) 

lässt die Initiativ-, Orientierungs- und Moderationsfunktion der Regionalplanung zur 

Wahrnehmung ihrer Koordinierungs- und Abwägungsaufgaben stärker in den Vordergrund 
treten (ARL 1995b: 50). 

4.2 Überörtliche Landschaftsplanung und Eingriffsregelung 

Die Landschaftsplanung ist eine junge Planungsform, die gemeinsam mit der Eingriffs­
regelung 1975 durch das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) als neues Instrument des 

Naturschutzes in der Rahmengesetzgebung des Bundes etabliert wurde. In der DDR gab es 

bereits in den 19 50er Jahren Bestrebungen zur Einführung einer flächendeckenden 

Landschaftsplanung, die als ,Landschaftsdiagnose' bezeichnet wurde (Gelbrich 1995). Obwohl 

die Bestrebungen nach wenigen Jahren wieder eingestellt wurden, sind im Hinblick auf die 
Landschaftsdiagnose zahlreiche methodische Entwicklungen zur Landschaftsbewertung (z.B. 

Niemann 1982) und Landschaftsanalyse (z.B. Haase 1978) entstanden, die Ende der 1980er 

Jahre zu einem methodischen Gesamtkonzept zusammengeführt wurden (Haase 1991). 
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4 Aufgaben und Instrumente regionaler Planung 

Bis zur Etablierung der Landschaftsplanung beschränkten sich die Zuständigkeiten des Natur­

schutzes im Wesentlichen auf Schutzgebiete und den Artenschutz. Mit Landschaftsplanung 

und Eingriffsregelung wurden erstmals Instrumente für einen flächendeckenden Schutz und 

Entwicklung von Natur und Landschaft geschaffen. Hauptaufgabe der Landschaftsplanung ist 
die Formulierung von Zielen und Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

für den gesamten Raum nach dem Vorsorgeprinzip, die als Abwägungsgrund.lagen von 

anderen Fachplanungen und der Raumplanung bei der Beurteilung ihrer eigenen Ziele und 

Maßnahmen herangezogen werden müssen. 

Bei den Integrationsmodellen der Landschaftsplanung (wie dem sachsen-anhaltinischen) 

können die Inhalte von Landschaftsplänen erst Außenverbindlichkeit erlangen, wenn sie als 

Festsetzungen in die Raumplanung übernommen werden. Landschaftspläne als eigene Rechts­

normen (z.B. in Nordrhein-Westfalen) bedürfen dieser Integration nicht, aber hier sind die 

Hürden für die Aufstellungen außenverbindlicher Festsetzungen sehr hoch. 

4.3 Defizite formaler Planungsinstrumente 

Bei Regional- und Landschaftsplanung lässt sich eine große Diskrepanz zwischen ökologi­

schem Anspruch, der im ROG und den Naturschutzgesetzen des Bundes und der Länder 

formuliert ist, und tatsächlicher Umsetzung, für die es an geeigneten rechtlichen, institutionel­

len, inhaltlichen und methodischen Möglichkeiten fehlt, feststellen (ARL 1995b: 93f). Mit 

Blick auf die Regelungsvielfalt in den einzelnen Bundesländern und die insgesamt eher 

schwache Position der Regionalplanung - zwischen Landes- und Gemeindeebene und jenseits 

der stark hierarchisch strukturierten Fachplanungen - konstatieren Hübler et al. (1996: 36ff) 

für die Regionalplanung denn auch „allgemeine Implementations- und VoJJzugsdefizjte" und bezeich­

nen existierende Regionalpläne hinsichtlich einer nachhaltigen und ökologisch orientierten 

Raumentwicklung als „wenig effektiv". Eine weitere Ursache für den mangelnden Beitrag der 

Regionalplanung zu einer multifunktionalen Raumentwicklung bzw. der umweltgerechten 

Mehrfachnutzung der Landschaft sehen Hübler et al. (1996: 44) in der fehlenden Effektivität 

ihrer Instrumente bei der Beeinflussung von Raumnutzungen. Die Instrumente der Regional­

planung sind nur geeignet, eine Nutzung oder Funktion zu 'verorten', nehmen jedoch keinen 

Einfluss auf die Intensität einer Nutzung (von Dressler et al. 2000: 200). Sowohl Kiemstedt et 

al. (1993) als auch Finke et al. (1993) stellen eine unzureichende Berücksichtung der in den 

Landschaftsrahmenplänen enthaltenen, raumbedeutsamen Ziele von Naturschutz und Land­

schaftspflege in den Regionalplänen fest. Das liegt zum Teil an der fehlenden Passfähigkeit der 

Planungskategorien und Planungsebenen (Hübler et al. 1996), vor allem jedoch daran, dass im 

Konfliktfall landschaftsplanerische Ziele oft unberücksichtigt bleiben (Bauer et al. 1996: 121). 

In methodischer Hinsicht bestehen laut Kistenmacher et al. (1993: 130f) Defizite bei 

Darstellung und Nachvollziehbarkeit der Herleitung sowie der fachlichen Grundlagen und 

Abwägungskriterien für Vorranggebiete zur Sicherung von Freiraumfunktionen. 

Der Landschaftsplanung wird auch nach 25 Jahren ihres Bestehens mangelnde Effizienz und 

ungenügende Durchsetzungskraft gegenüber anderen Planungen vorgeworfen. Ein schwerwie­

gender Mangel liegt in den uneindeutigen Rahmenregelungen durch das BNatSchG, die laut 

Ramsauer (1993) dazu geführt haben, dass in den Bundesländern eine Artenvielfalt der 
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4.3 Defizite formaler Planungsinstrumente 

Regelungen entstanden ist, „wie sie in der Natur selbst nur noch selten anzutre.ffen sein dürfte" (ebd.: 

110). Bei der Landschaftsplanung verbergen sich hinter dem Anspruch, ,querschnitts­

orientierte Fachplanung' zu sein, komplexe Anforderungen und Widersprüche, die zu ihrer 

geringen Durchsetzungsfähigkeit beitragen. Besonders gravierend ist dies für die überörtliche 

Landschaftsplanung (Landschaftsprogramme und Landschaftsrahmenpläne). Die Quer­

schnittsorientierung verlangt hier die Berücksichtigung der Ziele und Grundsätze der Landes­

und Regionalplanung, so dass die Landschaftsplanung bereits bei der Formulierung inner­

fachlicher Ziele für Naturschutz und Landschaftspflege eine Abwägung mit den Zielen der 

räumlichen Gesamtplanung vornehmen muss. Ramsauer (1993: 109) vertritt daher die 

Auffassung, dass grundsätzlich neue Impulse für die gesamträumliche Entwicklung von der 

Landschaftsplanung daher kaum ausgehen können. Dem ist allerdings entgegenzuhalten, dass 

die überörtliche Landschaftsplanung dieses ,Schicksal' mit anderen überörtlichen Fach­

planungen teilt (z.B. wasserwirtschaftliche Rahmenplanung). Außerdem ist die Regional­

planung im Sinne des Gegenstromprinzips gehalten, die Belange der Landschaftsplanung 

frühzeitig zu berücksichtigen. Dass dies nach Ansicht vieler Autoren nicht ausreichend 

geschieht, liegt nicht zwangsläufig an der rechtlichen Verfahrensregelung, obwohl der rein 

gutachterliche Status der Landschaftsrahmenplanung in Sachsen-Anhalt durchaus auf eine 

verfahrenstechnische Benachteiligung hinausläuft. 

Die Landschaftsplanung hat den Auftrag, nach einer umfassenden Betrachtung der 

Funktionen und Belastungen des Naturhaushaltes nutzungs- und schutzgutbezogene 

Aussagen zu machen. Diesem Anspruch kann sie mit ihrer begrenzten finanziellen 

Ausstattung und ohne eigenständiges Implementierungsinstrumentarium nicht gerecht 

werden, was zu Umsetzungs- und Steuerungsdefiziten führt (Hübler et al. 1996: 99). 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sich die Defizite planerischer Umweltvorsorge auf 

regionaler Ebene auf die folgenden Aspekte konzentrieren: 

» schwache Position von Regionalplanung und Landschaftsrahmenplanung zwischen den 

vertikalen und horizontalen Interessensverflechtungen ohne eigene oder nur mit 

schwacher Lobby auf politischer Ebene 

» keine formal außenverbindlichen Instrumente zur Durchsetzung eigener Ziele 

» Wirksamkeit der Landschaftsrahmenplanung ist abhängig von der Berücksichtigung ihrer 

Ziele im Regionalplan, die jedoch häufig unterbleibt 

» traditionell konservierende Methoden und Konzepte, fehlende aktive Entwicklungs­

steuerung 

» mangelhafte Transparenz und Außendarstellung von Zielformulierungen und Entschei­

dungsprozessen 

4.4 Planungsprozesse zur Sicherung von Landschaftsfunktionen 

Die planerische Umsetzung einer Integration von Schutz und Nutzung der Landschaft ist 

schwierig und wird kontrovers diskutiert. Der traditionelle Naturschutz konzentriert sich auf 

Schutzgebietssysteme, in denen mit restriktiven Mitteln bestimmte Nutzungen und Nutzungs-
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4 Aufgaben und Instrumente regionaler Planung 

formen untersagt sind. Diese ,Negativplanung' hat zunehmende Akzeptanzprobleme und 

fördert die Segregation in wenige ökologisch verträgliche und viele ökologisch unverträgliche 

Bereiche der Landschaft (Haber 1972, Plachter 1994). Dieses Phänomen gilt aber generell für 

alle Fachplanungen, die an der Durchsetzung ihrer eigenen Ziele interessiert sind. Die 

Raumplanung als integrierende und abwägende räumliche Gesamtplanung verfügt nicht über 

die Mittel zu einer Integration der häufig konträren Einzelziele (Kühn 1999: 13f). 

Als gescheitert wird von Kühn (1999: 19) der Versuch zur Etablierung einer integrierten 
Entwicklungsplanung angesehen, der die (westdeutsche) Planungsdebatte der 60er und 70er 

Jahre bestimmt hat, sich jedoch vor dem Hintergrund der zu berücksichtigenden räumlichen 

Komplexität und angesichts verbreiteter Egoismen der sektoralen Politik- und Planungs­

bereiche nicht verwirklichen ließ. Damit wurde gerade auch von landschaftsökologischer Seite 

die Hoffnung verknüpft, dass systemorientierte, ganzheitliche und mit einer landschafts­

haushaltlichen Denkweise verbundene Forschungsergebnisse verstärkt von der Planung 

aufgegriffen würden. Der integrierten Entwicklungsplanung folgte in den 80er und 90er 

Jahren eine Abwendung von schwerfälligen Plänen und Programmen hin zu projekt­

orientierter Arbeit. D iese Projektorientierung verfolgt auch der Sachverständigenrat für 

Umweltfragen für eine dauerhaft-umweltgerechte Nutzung ländlicher Räume (SRU 1996: 38). 

Kleine Projekte haben durchaus Erfolg, es fehlen jedoch der Zusammenhang und die 
flächendeckende Wirksamkeit. 

Die Planungsdiskussion der 90er Jahre war stark von der Nachhaltigkeitsdiskussion geprägt. 

Eindeutige Prioritäten sind nicht mehr zu erkennen: Flächendeckende Aufstellung von Plänen 

und Durchführung von Projekten werden gleichermaßen verfolgt, die Bedeutung sektoraler 

Fachplanungen wird anerkannt und gleichzeitig versucht, die Möglichkeiten integrierter 

Entwicklungsplanung zu verbessem9
• Letztlich nicht neu ist die Forderung nach Partizi­

pation der Akteure und Nutzer am Planungs- und Entscheidungsprozess, die jedoch weit 

über die etablierten Formen der Bürgerbeteiligung und der Beteiligung der Träger öffentlicher 

Belange in Planungsverfahren hinausgeht. Dem liegt die Erkenntnis zugrunde, dass neben der 

bereits erwähnten Schwäche formaler regional- und landschaftsplanerischer Instrumente eine 

wesentliche Ursache für die geringe Effektivität planerischer Umweltvorsorge darin zu sehen 

ist, dass „die Umsetz!tng landschaft.splanerischer Ziele nicht in ökologischen, sondern in sozjoo·konomischen 

Systemen erfolgt" (Luz 1996, nach Kühn 1999: 21). Damit wird die gesellschaftliche Akzeptanz 

umweltbezogener räumlicher Entwicklungsziele zum zentralen Kriterium der Integration von 

Schutz und Nutzung der Landschaft. Diese pragmatische Einsicht besitzt aber auch eine 

umweltethische Grundlage, da Akzeptanz letztlich nur durch Verständigung auf eine gemein­

same normative Grundlage erreicht werden kann, was wiederum Partizipation und Diskussion 

voraussetzt (vgl. Ott 2000: 43f). 

Die Herstellung gesellschaftlicher Akzeptanz ist nicht allein an die formalen Planungs­

instrumente gebunden, sondern ist auf informellem Wege, über Information und Transparenz 

der Zielvorstellungen durchaus erfolgreich Oessel 1998: 38). Bauer et al. (1996: 98) kommen in 

9 Ob die Diskussion um die Umweltleitplanung und ein Umweltgesetzbuch der neue Versuch einer integrierten 
Entwicklungsplanung oder einer starken sektoralen Umweltplanung ist, kann hier nicht geklärt werden. 
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4.4 Planungsprozesse zur Sicherung von Landschaftsfunktionen 

diesem Zusammenhang zu dem Schluss, dass sich die Leistungsfähigkeit und die Haupt­

aufgaben der Raumplanung auf folgende Aspekte beschränken: 

> Identifikation potentieller Raumnutzungskonflikte zwischen den Vorhaben unterschied­

licher Fachplanungen (horizontale Koordination) und politischer Entscheidungsebenen 

(vertikale Koordination). 

> Frühzeitige Darstellung der Konsequenzen von Maßnahmen und Projekten auf die 

Funktionsfähigkeit von Naturräumen. 

> Bereitstellung von Daten, Entwicklungstrends und Prognosen als Planungsgrundlage für 

die einzelnen Politikbereiche. 

Bauer et al. (ebd.) sehen damit die aktive Rolle der Raumplanung auch im Rahmen der 

räumlichen Umweltvorsorge verstärkt als Dienstleister der Entscheidungsvorbereitung und 

Moderator des Diskussions- und Abwägungsprozesses. Bei der Wahrnehmung dieser koor­

dinatorischen Aufgaben hat sich nach Ansicht der Autoren insbesondere die Regionalplanung 

bewährt (ebd.: 100). Der AK ,Regionalplanung 2000' der Akademie für Raumforschung und 

Landesplanung (ARL 1995b: 93, 105) hebt die Bedeutung des umweltbezogenen Planungs­

managements für die Regionalplanung hervor. Als wesentliche Elemente eines solchen 

Managements identifiziert der AK den Einsatz von Informationssystemen wie GIS, welche 

die Grundlagen für Zielformulierungen veranschaulichen, deren Plausibilität erhöhen und die 

Transparenz von Entscheidungsprozessen verbessern. Neben diesem technischen Aspekt 

betont der AK aber auch die Bedeutung der Methodik in Form adäquater Beratungstechniken 

(z.B. Mediation und Moderation). 

4.5 Schlussfolgerungen für die landschaftsökologische 
Verfahrensentwicklung 

Die Verfahrensentwicklung soll eine zielgerichtete Analyse und Bewertung der Landschafts­

funktionen ermöglichen. Daher muss sie den Erfordernissen der Planung für den Einsatz 

ihrer Instrumente gerecht werden und in Planungsprozesse integriert werden können. Auf­

bauend auf den Ausführungen der vorangegangenen Kapitel lassen sich Anforderungen an die 
Methoden und Inhalte der landschaftsökologischen Analyse und Bewertung sowie ihren 

Beitrag zur Formulierung von Zielen zur Sicherung und Entwicklung von Landschafts­

funktionen formulieren: 

> Bereitstellung der fachlichen Grundlagen far Abwägungs- und Entscheidungskriterien bei der 

Formulierung von Zielen der Umweltvorsorge 

Die gewachsene Bedeutung partizipativer Planungsprozesse und informeller Planungs­

formen zur Erlangung gesellschaftlicher Akzeptanz der Umweltvorsorge verlagert die 

Zielentwicklung selbst verstärkt in den eigentlichen Planungsprozess. Damit geht die 

Bedeutung auf fachlicher Grundlage als Expertenmodelle entwickelter Zielsysteme zurück. 

Im Vordergrund steht vielmehr die nachvollziehbare Aufbereitung und Darstellung der 

Bedeutung und Empfindlichkeiten von Landschaftsfunktionen, ihrer räumlichen Wechsel­
wirkungen und ihr Bezug zu raumbedeutsamen Nutzungen und Schutzgütern. 
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}> Herstellung des adäquaten riiumlichen und inhaltlichen Bezugs far die Ausweisung von V orrang- und 
Vorbehaltsgebieten Z!'r Sicherung von Landschaftsfunktionen 

Für die Ausweisung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten ist die funktionsräumliche 

Differenzierung der Bedeutung und Empfindlichkeit der betrachteten Landschaftsfunk­

tionen erforderlich. Diese Differenzierung muss unabhängig von vordefinierten Raumka­

tegorien sein, um die Funktionen auch auf regionaler Ebene möglichst zielgerichtet zuwei­

sen zu können und um in Planungsprozessen einen möglichst flexiblen Raumbezug zu 
ermöglichen. 

}> Verwendungflächendeckend verfügbarer Daten und praktikabler Methoden bei Ana!Jse und Bewertung 
der Landschaftsfunktionen 

Komplexe Modellanwendungen mit hoch aufgelösten Daten liefern zwar aus landschafts­

ökologischer Sicht sehr gute Ergebnisse, gerade wenn es um landschaftshaushaltliche Zu­

sammenhänge geht. Aus planerischer Sicht sind sie jedoch nur von begrenztem Nutzen, 

da Planung in einen sehr engen finanziellen und zeitlichen Rahmen eingebunden ist, in 

dem keine umfangreichen Datenaufnahmen und Modellkalibrierungen möglich sind. 

Sinnvoller erscheint es, vorhandene Daten zu nutzen und mit etablierten Methoden zu 

praktikablen Ergebnissen zu kommen. Diese Ergebnisse werden in ihrer Aussagekraft 

begrenzt sein und häufig hinter den Erwartungen der Planung zurückbleiben. Die Diskus­

sion der Möglichkeiten und Grenzen landschaftsökologischer Analyse auf mesoskaliger 

Ebene ist daher besonders wichtig. 

}> Aufbau eines Geographischen Informations.rystems Z!'r generellen Unterstützung von Planungsprozessen 

Die Koordinationsaufgaben der Regionalplanung, die geforderte Transparenz von Pla­

nungsprozessen aber auch die Unterstützung politischer Entscheidungen lassen Geogra­

phische Informationssysteme zu einem wichtigen Hilfsmittel der Regionalplanung werden. 

Neben der reinen Darstellung von Nutzungen und Schutzgütern lassen sich über die 

räumliche Analyse gezielt und kurzfristig Aussagen und Darstellungen zu spezifischen, 

sich teilweise im Planungsprozess erst entwickelnden Fragestellungen vornehmen. Die 

einzelnen Analyse- und Bewertungsschritte lassen sich visualisieren und machen damit 

auch Abwägungs- und Entscheidungsprozesse transparent. Die gewachsene Bedeutung 

partizipativer Planungsprozesse und diskursiver Zielentwicklung verlangen zudem den 

Zugang zu möglichst aussagekräftigen Informationen für alle Beteiligten. 
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S Der Regierungsbezirk Dessau als Untersuchungsraum 

Die Anwendung des entwickelten Verfahrens erfolgt am Beispiel des Regierungsbezirks 

Dessau im Osten von Sachsen-Anhalt, einer 4.295 km2 großen Verwaltungs- und Planungs­

region nördlich und südlich der mittleren Elbe. Die Region ist ein charakteristischer 

Ausschnitt des norddeutschen Altmoränengebietes mit einer vielfältigen naturräumlichen 

Ausstattung und einer von räumlichen Gegensätzen geprägten kulturräumlichen Entwicklung, 

die aktuell von massiven Veränderungen geprägt ist, die durch die grundlegenden Änderungen 

der sozioökonornischen und politischen Rahmenbedingungen in den Jahren 1989 und 1990 

ausgelöst worden sind. Dessau ist das Oberzentrum des Untersuchungsraumes und von daher 

für die Namensgebung geeignet, zumal keine einheitliche, naturräumlich oder historisch­

geographisch motivierte Benennung möglich ist. 

Der nun folgende Abriss der Landschaftsentwicklung basiert neben der Auswertung der 

digitalen Datengrundlagen (siehe Kapitel 6.1 und Tabelle 18) auf den Ausführungen von 

Bramer et al. (1991), Liedtke (1960), Oelke (1997), Wagenbreth & Steiner (1990) sowie den 

Darstellungen im Atlas der DDR (ADW 1981) und dem Agraratlas des Landes Sachsen­

Anhalt (MRLU 1997a). 

5.1 Landschaftsentwicklung und Landschaftsstruktur 

Geologie und Geomorphologie 

Die natürliche Oberflächengestalt des Regierungsbezirks Dessau ist fast ausschließlich das 

Resultat glazialer und periglazialer Prozesse. Ältere reliefwirksame Formen beschränken sich 

auf oberflächennah anstehende meso- und paläozoische Gesteine im Südosten und verein­

zelte, flache vulkanische Kuppen im Süden der Region. 

Das enge 80 bis 100 m tief eingeschnittene Durchbruchstal der Saale zwischen Friedeburg und 

Rothenburg verdankt seine Entstehung den hier oberfl.ächennah anstehenden Sandsteinen 

und Konglomeraten der oberkarbonischen Mannsfelder Schichten, die über der in hercy­

nischer Streichrichtung ausgerichteten Halle-Hettstedter Gebirgsbrücke aufgewölbt sind. 

Nach Norden schließen sich bis Bernburg im Bereich des sich erweiternden Saaletales 

Schiefertone und Sandsteine des Buntsandsteins an. Das Zechstein im Liegenden des 

Buntsandsteins enthält reiche Steinsalzvorkommen, die seit Jahrhunderten unter Tage 

abgebaut werden. Nördlich von Bernburg werden die Hänge des Saaletales von triassischen 

Muschelkalken gebildet, die auch in erheblichem Umfang abgebaut werden. 

Im Bereich der Fuhneaue im südlichen Köthener Ackerland und im Brehnaer Ackerland 

finden sich im Randbereich des karbon- und permzeitlichen Halleschen Porphyrkomplexes 

einige Kuppen aus Quarzitporphyr (z.B. Quetzer Berg südlich Zörbig). Die durch tertiäre 
Verwitterung und glaziale Überprägung entstandenen Porphyrkuppen besitzen im Regierungs­

bezirk Dessau bei weitem nicht die Reliefwirksamkeit des südlich der Region gelegenen 250 m 

hohen Petersbergs. Eine Ausnahme ist der 40 m über das Muldetal bei Muldenstein 

aufragende Steinberg (117 m). 
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Tertiäre Schichten finden sich oberflächennah als sogenannte Rupeltone im nördlichen 

Köthener Ackerland und in Stauchungszonen im Bad Schmiedeberger Endmoränenbogen, im 

Burger Vorfläming bei Reinsdorf nördlich von Wittenberg und im Leitzkauer Ackerland. Für 

die wirtschaftliche Entwicklung und heutige Landschaftsstruktur sind die braunkohle­

führenden Schichten des Tertiärs von besonderer Bedeutung, die bis in die 1990er Jahre in 

den Tagebauen des Bitterfelder-Gräfenhainicher Braunkohlereviers abgebaut wurden und eine 

anthropogene Bergbaufolgelandschaft hinterlassen haben. Seit dem Mittelalter gab es eine 

geregelte Gewinnung der oberflächennah anstehenden Braunkohle, bis in das 19. Jh. hinein 

auch unter Tage, wovon ehemalige Gruben und Stollen im südlichen K öthener Ackerland 

(z.B. Grube Minna-Anna östlich von Gröbzig), das Seengebiet des bergbaulich bedingten Sen­

kungsfeldes südlich von Aken (sog. ,Sehachtteiche') und im Bad Schmiedeberger Endmorä­

nenkomplex zeugen. 

Seine glaziale Prägung erfuhr der zum norddeutschen Altmoränengebiet gehörende Untersu­

chungsraum während mehrerer Stadien der Saaleeiszeit. Im Norden und Süden bilden die 

E ndmoränenzüge mit den süd- bis südwestlich vorgelagerten Sanderflächen des Flämings und 

der Dübener Heide die Höhenzüge der Region. Im Fläming können mehrere Eisrandlagen 

differenziert werden, die jedoch kaum einheitliche Endmoränen hinterlassen haben. Typisch 

für den zur Region gehörenden Teil des Flämings ist vielmehr ein kleinräumiger Wechsel 

zwischen Endmoränen (z.B. Schlossberg nordwestlich von Rosslau), Sandern und Grund­

moränen. Zusätzlich werden die ehemaligen Eisrandlagen heute durch das sich erst seit dem 

Spätglazial entwickelnde Gewässemetz zerschnitten (z.B. Rossel und Zahna). Die Grund­

moränen aus salmigen und mergeligen Geschiebelehmen sind sowohl in großräumiger 

(Zerbster Ackerland) als auch eher kleinräumiger Verbreitung (z.B. Agrarinseln von Straach -

Cobbelsdorf oder Semö) bevorzugte Agrarstandorte im Fläming. Im Endmoränenkomplex 

der Dübener Heide ist ein idealtypischer glazialer Formenschatz erhalten geblieben. Geomor­

phologisch markant ist der halbkreisförmige Bad Schmiedeberger Endmoränenbogen, in dem 

tertiäre und pleistozäne Schichten in wechselnder Folge aufgeschuppt sind. Nach Osten und 

Nordosten umschließt der fast 200 m hohen Endmoränenbogen das ca. 100 m tiefer gelegene 

Zungenbecken um Bad Schmiedeberg. Im Westen und Südwesten sind ausgedehnte bis 40 m 

mächtige Sanderflächen vorgelagert, die sich langsam zum Muldetal hin abflachen. Die 

Entwicklung des Gewässersystems seit dem Pleistozän hat zur vergleichsweise tiefen Einker­

bung des nach Süden entwässernden Hammerbaches, vor allem aber der Oberläufe des nach 

Norden bzw. Osten entwässernden Kemberger Flieths und Pretzscher Baches geführt. 

Westlich von Mulde und Elbe liegt die nordöstliche Grenze der Lössverbreitung in Mittel­

europa10, die in der Region der Linie Nienburg - Köthen - Zörbig folgt. Zwischen Dessau 

und Köthen erfolgt in besonders charakteristischer Weise der Übergang vom saalezeitlichem 

Grundmoränen- und Sandermaterial über den schmalen Sandlössgürtel zum weichselzeitlichen 

Lössgebiet. In der Region erreichen die Lösse Mächtigkeiten von 1-2 m, teilweise auch mehr 

als 2 m. Der westliche Teil des Köthener Ackerlandes unterscheidet sich durch sein flach-

10 Lediglich das sich nach Nordosten an den Regierungsbezirk anschließende markante Band derJüterboger Lössinsel im 
Fläming bildet eine Ausnahme von dieser Grenzlinie. 
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5. 1 Landschaftsentwicklung und Landschaftsstruktur 

kuppiges Relief von der weiteren Lössplatte, da hier Endmoränenreste der drenthezeitlichen 

Eisrandlage die Lössbedeckung durchragen (Akazienberg (105 m) westlich Gröbzig, Pilsen­

höhe (110 m) westlich Baasdorf und Mühlberg (109 m) westlich Crüchem). 

Teil der pleistozänen Entwicklung ist die Anlage des Gewässersystems mit seinen die Region 

prägenden Flusslandschaften. Der gesamte Untersuchungsraum gehört zum Einzugsgebiet der 

Elbe, welche die Region von Südosten nach Nordwesten durchfließt und mit Schwarzer 

Elster, Mulde und Saale hier bedeutende Zuflüsse erhält. Eine physiognomische Zweiteilung 

erfahrt der Regierungsbezirk durch das saalezeitlich angelegte Magdeburger Urstromtal. Seine 

größte Breite hat es mit 15 - 25 km in der Elbe-Elster-Niederung, in der sich Schwarzer Elster 

und Elbe in die ausgedehnten weichselzeitlichen Niederterrassen eingeschnitten haben. Auch 

die holozäne Elbaue hat hier eine Breite von ca. 12 km, die nach Westen kontinuierlich auf ca. 

5 km bei Aken abnimmt. Sowohl Terrassen als auch Auen besitzen spätglaziale und holozäne 

Flugsanddecken und Dünen, die in der Annaburger Heide großräumig ausgeprägt sind, 

zwischen Prettin und Wittenberg inselhaft in der Aue gelegen und zwischen Dessau und Aken 

mit Aue und Niederterrasse verzahnt sind. Während das Saaletal die bereits beschriebene 

präquartäre Anlage besitzt, ist das Muldetal ebenfalls ein saalezeitliches Urstromtal, allerdings 

mit einer elsterzeitlichen Grundanlage. Pleistozän angelegten Schmelzwasserbahnen folgen 

ebenfalls die Fuhne sowie die Oberläufe von Ehle, Nuthe und Rosse! im Fläming. 

Klima 

Die Klimaverhältnisse des Regierungsbezirks Dessau besitzen bereits subkontinentale Züge. 

Der Jahresniederschlag liegt zwischen 450 und 650 mm, mit einer durch die Lage im Lee des 

Harzes bedingten Zunahme vom Zentrum des mitteldeutschen Trockengebietes um Bernburg 

nach Osten und reliefbedingter Maxima in Fläming und Dübener Heide. Die Jahresdurch­

schnittstemperatur liegt im Tiefland bei ca. 9 °C bei einem gleichzeitigen leichten Anstieg der 

Amplitude der Monatsmittelwerte von West (17,5 - 18 °C) nach Ost (19 - 19,5 °C). Kältester 

und wärmster Monat sind Januar und Juli. 

Böden 

Die Böden der Region haben sich fast ausschließlich aus glazialen und holozänen Substraten 

entwickelt. Substrate und Bodentypen des Regierungsbezirks Dessau sind in den Karten 1 und 

2 dargestellt. 

Im Osten reichen auf den Lössen die Ausläufer des Schwarzerdegebietes in die Region hinein. 

In Abtragslagen sind sie zu Löss-Rendzinen degradiert. In den Niederungen haben sich 

Schwarzgleye und - pseudogleye, teilweise auf Lösskolluvien, entwickelt. Auf den Sandlössen, 

mit einer im Vergleich zum Löss stärkeren Durchsickerung, sind vor allem Fahlerden 

entwickelt. Die salmigen und lehmigen Grundmoränen des Zerbster Ackerlandes aber auch 

der Agrarinseln des Flämings und Dübener Heide weisen Parabraunerde-Fahlerde-Braunerde­

Bodengesellschaften auf. Großflächige Pseudovergleyungen finden sich vornehmlich im 
Bereich toniger tertiärer Hochlagen, wie sie vor allem durch glaziale Stauchungen verursacht 

sind (z.B. Leitzkauer Faltenbogen, Bad Schmiedeberger Endmoräne). Auf glazialen Sanden 

sind nährstoffarme, unter Wald podsolierte Braunerden entwickelt. 
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Karte 1: Substrate der Bodenbildung 
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Karte 2: Bodentypen 
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5 Der Regierungsbezjrk Dessau als Untersuchungsraum 

Im zentralen Fläming mit Jahresniederschlägen über 600 mm hat die Bodenentwicklung 

Podsole und Eisenhumuspodsole hervorgebracht. Die Auen der großen Flusstäler tragen 

typische Auenböden (v.a. Vegen), im östlichen Elbtal verstärkt als Vegagleye ausgeprägt. Auf 

den Niederterrassen finden sich, durch Grundwasserabsenkung und Melioration entstandene 

reliktische Sand-Gleye (nördliche Oranienbaumer Heide). Auf den jüngeren Dünen hat die 

Pedogenese erst zur Ausbildung von Rankem geführt. Vermoorungen und Humusgleye 

besitzen vor allem Niederungen, die auf ehemalige Schmelzwasserabflüsse zurückgehen, wie 

zum Beispiel Teile der Fuhneaue (Vogtei), die Wiesentäler der Nuthen, der Mittellauf der 

Rosse!, aber auch Flussaltarme in den Terrassen wie die Wulfener Bruchwiesen westlich von 
Aken. 

Die Entwicklung der Schwarzerden erfolgte unter den kontinentaleren Klimabedingungen des 

Frühholozän (Präboreal und Boreal) unter Waldsteppe. Unter den humideren Klima­

bedingungen des Atlantikums mit der Entwicklung geschlossener Wälder hat eine Weiter­

entwicklung zu Parabraunerden eingesetzt, die in degradierter Form als Griserden erhalten 

sind. Das Schwarzerdegebiet ist jedoch Altsiedelland, so dass bereits im Atlantikum Bewei­

dung und im Zuge der neolithischen Revolution vor allem Ackerbau eine Bewaldung 

verhinderten bzw. zurückdrängten und so die pedologische Entwicklung hemmten. Die land­

wirtschaftliche Nutzung hat also eine klimatisch bedingte Weiterentwicklung der 

Schwarzerden gehemmt, gleichzeitig jedoch zu deren Degradierung als Folge von Boden­
erosion und Nährstoffentzug geführt. 

Landnutzung 

Die Landnutzungsstruktur der Region Dessau ist von großen räumlichen Unterschieden und 

Gegensätzen gekennzeichnet (Karte 3) . In den Ausläufern der Magdeburger Börde im Westen 

der Region finden sich die für diesen Raum typischen Intensivagrarlandschaften. Köthener 

und Quellendorf-Thalheimer Ackerland sowie die zur Region gehörenden Teile des östlichen 

und nordöstlichen Harzvorlandes sind Landschaften, in denen Ackerflächen ca. 90 % der 

gesamten Fläche einer Landschaftseinheit ausmachen (Abbildung 8 und Anhang 1). Einen 

ähnlich hohen Anteil ackerbaulich genutzter Fläche besitzen aber auch außerhalb der 

Lössregion gelegene Landschaften wie Leitzkauer und Zerbster Ackerland im Nordosten oder 

Teile des Elbtales zwischen Pretzsch und Wittenberg. Geschlossene Waldlandschaften sind 

typisch für weite Teile des Flämings und der Dübener Heide. Beide besitzen eine über­

regionale Bedeutung als Erholungsräume, was in ihrer Ausweisung als Naturparke (der 

Fläming nur in seinen brandenburgischen Teilen) mit großflächigen Landschaftsschutz­

gebieten zum Ausdruck kommt. Für mitteleuropäische Verhältnisse einzigartig naturnahe 

Auwälder sind zentrale Bestandteile des Biosphärenreservates ,Mittlere Elbe', das als erstes 

Gebiet in Deutschland bereits 1979 von der UNESC011 anerkannt wurde. 

Neben reinen Agrar- und Waldlandschaften finden sich aber auch grünlandbestimmte 

Auenlandschaften (feile des Wittenberg-Dessauer Elbtales oder die Fuhneaue) und Land­

schaften mit einem kleinräumigeren Mosaik land- und forstwirtschaftlich genutzter Flächen 

(z.B. Burger Vorfläming, Seydaer Ostfläming). Hinzu kommen die ausgedehnten Bergbaufol-

11 Die United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization ist zuständig für die Aufnahme von N atur- und 
Kulturdenkmälern in die Liste des Weltkultur- und Naturerbes. 
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Karte 3: Bodenbedeckung im Regierungsbezirk Dessau 
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gelandschaften des in der ersten Hälfte der 1990er Jahre ausgelaufenen Braunkohletagebaus 

um Birterfeld und Gräfenhainichen, die insgesamt ca. 200 km2 umfassen und in enger 

Verzahnung mit der altindustrialisierten Chemieregion Bitterfeld zu sehen sind. 

Nördl icher _ 
·.- Mittelflämi'Og _ . ......, 

Zerbster Ackerland 

1'I ' R 1 Südlicher Mittelrniming • --. .-'r-
-o 1\ ~ . oss au c· ' -
~" .' -'--_., ~. „.- r1 ~ -( __ r·-

Unteres Saaletal ~4'4 ~-........ , l \ ..!" _ 'l.r' .- '""' ~ • Seyd aew- GI k !"' 

\ 
:90',.; ~ l- ~ - - . ' ' Ostfl . uc s_ - ' -.. --J ~-"'1 .....- ..... , ... ..-01.o-. -._ - Wittenberg.Oessaüer -:--- ,.]yittenber'g1 ~ " 1 ammg -~::;hurgef . .J 

Dessau'='Magde~ l .,...~ 9'e; .S-1. .... _ ... -.., El btal, gninlandbestimntt-------. ,_,.. _. r -_.Heidenl -1-
~urge/ E lbtal .• ....._ ~<>1 ·-- _-.::._ · r ·--- -- --.. ' - -- ,... - --ri'„-· 1 

,,,,..:... ; •..._-.....__ Wittenberg-Dessaucr Elbta1, _ ~ _ Schönewal.d er 
~ . u sau -....... cic b . --- ,- ... _ 

...., ,1 - -~ 

1

.- 1 ~ ·: r- \ Onmien: -. a er est 1m m t r \ 1Nie derun g 
Nordbstliches-..:., Ber,ft-- L- -~· • ,.:; ~ baumer --- -..""I •1 

- ""--"""""·· -~ 
Harzvo'ftand .. ~urÖ Mos1g7 Heide r -· . 1) ... sc~warze Elster. \. 1 ' ,...__,..._ ': \ kauer 1 1 _ ...---\. Bad ---... \N1edecu.ng , ~-' 

• 
~.. , "--. ~o.~~en ~ Heide \ 1 1 ,--- Grafen- t • • - ' -- Torgau. • '„ - _ 

..,,--' ..... -- -· hainichen. Schmiede. ' Jessener 
~ \.,.J ,„ Köthener Ackerland \ Quellen.dorf . . ...:) lMuldenstein~r '· .zentrale • he r~~ / "'t_ Elb1al Annahurgef ;· 

Ösfliches - , Thalhe1m er Bergbau ___... Oubener " uge · Heid e ,,.' 
Had:vorland \ ..... . Ackerland r-.. _.gebiet' Westliche Heide and \~-"-; 1 

lL.... • .... [„ -... ,.r:- _ 2 1_ < OUbener i--- / " \ \ · _::-.·~. 
--, \ \ ................ t- .-~ ,,.,., ~ lf1 - 1 H .d ........... _ - • --. Falken. '----...,. r 

._2.V r H~1e -.,,.1 < ito1 e~id ' et e . \. ..J berg er Heide , 
Bernburger Saaletal „ · .B er_!. ..,...-..._,........[ f 1

- __;./\ u nd E lhrandplatten 
f! Brehnaer L -'· ! <'_.?- „\-r Authausen er Platte 

"~d l. s~ J E7ie-nburg.ßad Oubener Mulden1al 

l ~ Bilterfelder 
-..t) Bergbaugebiet 1 - Bitterfelder Muldental 

2 • Jessni1z-Dess auer tJuldenlal 

Abbildung 8: Landschaftseinheiten des Regierungsbezirks Dessau (nach Kröner t 1998) 

Gnmd:jige der Bevölkeiungs- ztnd Wi11schajise11twicklu11g 

Die deutsche Wiedervereinigung hat auch im Regierungsbezirk D essau zu massiven gesell­

schaftlichen und wirtschaftlichen Veränderungen geführt. Nach 1990 haben die traditionellen 

Wirtschaftszweige (Bergbau und E nergiewirtschaft, metallverarbeitende und chemische 

Industrie sowie die Landwirtschaft) ihre ökonomische und arbeitsmarktbeherrschende 

Position verloren. Die Region Dessau besitzt mit einer Arbeitslosenquote von 22,7 % (Stand: 

30.04.2000, nach Statistisches Landesamt 2000) die höchste Arbeitslosigkeit der drei 

Regierungsbezirke Sachsen-Anhalts, das olrnehin unter den Bundesländern eine Spitzen­

position in dieser Hinsicht einnimmt. Fehlende Wirtschaftskraft und soziale wie politische 

Unsicherheiten haben die Bevölkerung der Region seit 1990 um fast 10 % von ca. 600.000 auf 

ca. 550.000 abnehmen lassen (Tabelle 14). An der Abnahme sind Wanderungsverluste ebenso 

beteiligt wie ein massiver Rückgang der G eburtenrate in den Jahren 1990 bis 1992. Über­

durchschnittlich hoch ist der Bevölkerungsrückgang in den größeren Städten, bei denen die 

nach 1990 stark ansteigende Suburbanisierung als zusätzlicher Faktor die E ntwicklung 

verstärkt. 
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Tabelle 14: Bevölkerungsentwicklung im Regierungsbezirk Dessau nach Landkreisen zwischen 1990 
und 1999 (Quelle: Statistisches Landesamt 2000; Oelkers 1997) 

Regierungs- Stadt Anhalt- Bern- Bitter- Köthen Witten-
bezirk Dessau Zerbst burg feld berg 

1990 602.184 97.331 81.959 78.509 123.126 76.262 144.997 

1992 585.355 95.104 79.729 75.848 119.952 74.083 140.639 

1994 577.334 92.535 79.664 73.833 118.394 73.058 139.850 

1996 570.238 90.131 79.440 72.679 116.822 72.636 138.530 

1999 552.374 85.000 78.697 71.172 11 1.900 71.249 134.356 

Die schwierige wirtschaftliche Situation stellt auch die Regional- und Landschaftsplanung vor 

besondere Probleme. Neben der Suburbanisierung ist der Ausbau des Verkehrsnetzes eine der 

zentralen Steuerungsaufgaben der Raumplanung. Hinzu kommt der große Erfolgsdruck auf 

der politischen Ebene zur Ansiedlung von Industrie und Gewerbe. Insgesamt geraten dadurch 

Aufgaben der planerischen Umweltvorsorge in die Defensive. Deren Ziele im politischen und 

planerischen Diskurs plausibel und transparent zu machen und in die notwendige 

wirtschaftliche Entwicklung zu integrieren, ist eine der Aufgaben des hier entwickelten 

Verfahrens. 

5.2 Regional- und Landschaftsplanung 

Der Regierungsbezirk Dessau ist seit der Neufassung des Landesplanungsgesetzes (LPlG­

LSA) im Jahre 1998 identisch mit der Planungsregion Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg. Der neue 

Träger der Regionalplanung, die kommunal verfasste Regionale Planungsgemeinschaft, 

beschließt für die Region das Regionale Entwicklungsprogramm (REP), dessen erste Genera­

tion 1996 noch vom Regierungspräsidium als Oberer Planungsbehörde erstellt worden war 

(MRLU 1996b). Durch das Gesetz zur Neufassung des Landesentwicklungsplan von 1999 

(LEP-LSA) ist die Überarbeitung des REP bis zum Jahr 2004 vorgeschrieben worden. 

Die Gliederung der Raum- und Landschaftsplanung in Sachsen-Anhalt ist bereits in Tabelle 12 

dargestellt worden. Von der Landschaftsplanung werden in Sachsen-Anhalt auf regionaler 

Ebene Landschaftsrahmenpläne (LRP) für das Gebiet eines Landkreises erstellt. Planungs­

träger sind Naturschutzbehörden der Landkreise in Abstimmung mit der oberen Naturschutz­

behörde beim Regierungspräsidium. Die aktuelle Generation der LRP wurde größtenteils 

noch vor der Kreisgebietsreform 1994 erstellt, so dass sie sich auf die ehemaligen Kreisgebiete 

beziehen. Der LRP ist in Sachsen-Anhalt ein reiner Fachplan für Naturschutz und Land­

schaftspflege mit der Rechtsform eines Gutachtens (§ 6 NatSchG LSA). Die Richtlinie zur 

Aufstellung des LRP legt darüber hinaus fest, dass er gleichzeitig Fachbeitrag für das 

Regionale Entwicklungsprogramm nach dem Prinzip der Sekundärintegration ist. Das 

bedeutet, dass die in ihm formulierten Ziele und Maßnahmen zu Schutz, Pflege und 

Entwicklung von Natur und Landschaft nur unter Abwägungsvorbehalt und nur wenn es sich 

um raumbedeutsame Erfordernisse und Maßnahmen handelt verbindlich in das REP 

übernommen werden. In das aktuelle Regionale Entwicklungsprogramm haben die Inhalte der 

LRP, die größtenteils älter als das REP sind, keinen Eingang gefunden. Von Dressler et al. 
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5 Der Regierungsbezirk Dessau als Untersuchungsraum 

(2000: 89) bemängeln, dass aus diesem Grund erstellte sogenannte ,vorgezogene Zielkonzepte' 
des Landschaftsrahmenplans ebenfalls nicht in das REP übernommen worden sind. 

Im Rahmen dieser Arbeit wurden die LRP für die Kreise Bernburg, Jessen (Altkreis), Köthen 

und Wittenberg auf ihre Hinweise für die Raumordnung ausgewertet. Die Hinweise bleiben 

insgesamt sehr allgemein und beschränken sich auf Forderungen zur Ausweisung vorhandener 

Schutzgebiete als Vorranggebiete im Regionalplan oder die Minimierung der Neuversiegelung 

durch Siedlungs- und Gewerbegebietserweiterungen. Einzige Ausnahme ist der LRP für den 

Kreis Bernburg, der einen vergleichsweise ausführlichen Begründungsteil für die Hinweise an 

die Raumordnung enthält. Kartographische Darstellungen für die Integration von Zielen in 

die Regionalplanung fehlen vollständig. 

Von Dressler et al. ( ebd.) sehen eine zusätzliche Schwierigkeit der Integration landschafts­

planerischer Inhalte in die Regionalplanung in den sehr unterschiedlichen Planungsmaßstäben: 

Während das REP im Maßstab 1 :200.000 erstellt ist, haben die LRP einen einheitlichen 

Maßstab von 1:50.00012
• 

Auf Landesebene ist bereits 1993 durch das damalige Ministerium für Umwelt und 

Naturschutz (MUN 1994) als Oberster Naturschutzbehörde das Landschaftsprogramm 

formuliert worden, ebenfalls ein reiner Fachplan als Vorgabe für die nachfolgenden Ebenen 

der Landschaftsplanung und ein gutachtlicher Fachbeitrag des Naturschutzes für die 

Landesplanung. Bezogen auf Landschaftseinheiten werden Leitbilder mit allgemeinen 

Zielaussagen für die Entwicklung von Natur und Landschaft formuliert (siehe Anhang 2). So 

werden beispielsweise für das Köthener Ackerland die Verkleinerung der Ackerschläge, die 

Anlage von Feldgehölzen, die Verbesserung der Gewässergüte, die Anlage von Gewässer­

randstreifen und die oberste Priorität des Bodenschutzes in Lössgebieten gefordert (MUN 

1994: 122ff.). In Ergänzung der in Kapitel 3.3 erläuterten übergeordneten Leitbilder und 

Umweltqualitätsziele lassen sich die Leitbilder des Landschaftsprogramms als regionalisierte 

Form normativer Kriterien der Funktionsbewertung im Regierungsbezirk Dessau verwenden. 

Das Regionale Entwicklungsprogramm Dessau von 1996 formuliert auf der Grundlage des 

alten Landesentwicklungsprogramms von 1992 Ziele und Grundsätze der Raumordnung für 

den Regierungsbezirk Dessau (MRLU 1996b). Kernelemente des REP sind folgende - in der 

Regel flächenkonkreten - Ausweisungen: 

> Vorrangg,ebiete für Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Rohstoffgewinnung, Natur und 

Landschaft, Erholung, Wassergewinnung sowie Hochwasserschutz 

> V orrangstandorte für großflächige Industrieansiedlungen, großflächige Verkehrsanlagen 

sowie Ver- und Entsorgungsanlagen 

> Vorsorgegebiete für Rohstoffgewinnung, Wassergewinnung, Erholung, Natur und 

Landschaft sowie Aufforstung 

12 Das LPIG LSA schreibt für die Fortschreibung der REP einen Planungsmaßstab von 1:100.000 vor; es bleibt jedoch 
abzuwarten ob die damit verbesserte Passfähigkeit der Planungen zu einer besseren Integration landschaftsplanerischer 
Inhalte in das REP führt. 
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5.2 Regional- und Landschaftsplanung 

~ Regional bedeutsame Standorte für Gewerbe, Verkehrsanlagen, Ver- und Entsorgungsanlagen, 

großflächige Freizeitanlagen, militärische sowie sonstige Anlagen 

~ WiederherzusteJJende Landschaftsteile 

~ Zentraliirtliche Gliederung 

~ Aussagen und Darstellungen zur Entwicklung der Verkehrsinfrastruktur 

Im Zuge der Verfahrensanwendung sind die Vorrang- und Vorsorgegebiete für Landwirt­

schaft und Wassergewinnung von zentraler Bedeutung, da sie sich direkt auf die ausgewählten 

Landschaftsfunktionen ,Erneuerung der Grundwasserressourcen' und ,Landwirtschaftliche 

Produktionsfunktion' beziehen. Hinsichtlich der Regulation des Wasser- und Stoffrückhalts in 

der Landschaft werden weiterhin die Vorrang- und Vorsorgegebiete für Natur und Landschaft 

sowie Forstwirtschaft in die nähere Betrachtung mit einbezogen. 

Karte 4 enthält die ausgewählten Gebietskategorien des REP, auf die sich auch im Rahmen 

der Funktionsbewertung in Kapitel 8 und der Diskussion des Verfahrens in Kapitel 1 bezogen 

wird. 

Im Sinne einer planerischen Umweltvorsorge mit dem Ziel einer umweltgerechten räumlichen 

Entwicklung entfalten die ausgewählten Gebietskategorien des REP nur begrenzte Wirkung. 

Die Vorranggebiete für Landwirtschaft beschränken sich auf die ertragreichsten Böden des 

Löss-Schwarzerdegebietes. Aussagen zur Funktionssicherung, beispielsweise zu Anforderun­

gen des Bodenschutzes, werden nicht getroffen. 

Die gebietlichen Festsetzungen zur Sicherung der Grundwassergewinnung beschränken sich 

auf die Übernahme der nach dem Wassergesetz des Landes Sachsen-Anhalt ausgewiesenen 

Wasserschutzgebiete als Vorranggebiete für Wassergewinnung. Als Vorsorgegebiete sind 

zusätzlich zentrale Teile des Fläming und das Elbtal zwischen Prettin und Elster berück­

sichtigt. Im neuen Landesentwicklungsprogramm sind Letztere zu Vorranggebieten 

aufgewertet worden, was seine Ursache in der Trinkwasserzielplanung des Landes Sachsen­

Anhalt zu haben scheint, die eine stärkere Nutzung des Uferfiltrats anstrebt (.MRLU 1996c, 

vgl. Kapitel 8.1). 

Auch bei den Vorranggebieten für Natur und Landschaft handelt es sich um eine sogenannte 

nachrichtliche Übernahme von Schutzgebieten der Fachplanung: das Europäische Vogel­

schutzgebiet im Zerbster Ackerland, das Biosphärenreservat ,Mittlere Elbe' und die bestehen­

den, einstweilig sichergestellten und geplanten Naturschutzgebiete (NSG). Als Vorsorge­

gebiete sind zusätzlich bestehende und geplante Landschaftsschutzgebiete (LSG) sowie 

Flächen für das im Aufbau befindliche Ökologische Verbundsystem (ÖVS) des Landes 

(MRLU 1997b) in den REP aufgenommen worden. Die Vorranggebiete Forstwirtschaft zielen 

auf einen reinen Bestandsschutz, in den alle größeren existierenden Waldflächen eingeschlos­

sen sind. Ausnahmen sind die Annaburger Heide und die Auwälder des Biosphärenreservates. 

Im Biosphärenreservat steht die naturnahe Waldentwicklung eindeutig über einem forstwirt­

schaftlich definierten Vorrang. Vorsorgegebiete für Aufforstung werden nicht festgesetzt, es 

findet sich lediglich der textliche Hinweis auf eine anzustrebende Erhöhung des Waldanteils in 

den Intensivagrarlandschaften. 
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Karte 4: Vorrang- und Vorsorgegebiete des Regionalen Entwicklungsprogramms Dessau 

Zentralörtliche 
Gliederung: 
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Inhaltliche Bearbeitung, Kartographie und GIS: D. Petry 

Datengrundlage: 
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Ministerium für Raumordnung, Landwirtschaft 
und Umwelt des Landes Sachsen-Anhalt 



5.2 R.egional- und Landschaftsplanung 

Die Täler von Elbe, Mulde und Saale sind als Vorranggebiete für den Hochwasserschutz 

ausgewiesen, was zur Erhaltung und Entwicklung natürlicher Überschwemmungsgebiete und 

Retentionsräume beitragen soll. 

Eine aktive Rolle der Regionalplanung in der planerischen Umweltvorsorge, wie sie in der 

Planungsdiskussion zunehmend gefordert und in Kapitel 4 skizziert wird, kommt im REP nur 

bedingt zum Ausdruck. Die ausgewiesenen Vorrang- und Vorbehaltsgebiete sind überwiegend 

unveränderte Übernahmen von Fachplanungen (Wasserwirtschaft, Naturschutz) oder allein 

auf den Nutzungsanspruch ausgerichtet (Landwirtschaft, Forstwirtschaft). Ihrem Auftrag zur 

Integration einerseits unterschiedlicher Interessen und andererseits von Nutzungsanfor­

derungen und Umweltvorsorge wird die Regionalplanung so nur bedingt gerecht, was aber ein 

überregional festzustellendes Problem ist (Kiemstedt et al. 1993, Pinke et al. 1993, Pinke 1996, 

von Dressler 2000). Eine Ausnahme, auch im Hinblick auf die Weiterentwicklung des 

regionalplanerischen Instrumentariums als Teil der Umweltvorsorge, sind die vorsorgliche 

Sicherung von Flächen für den Biotopverbund und die Ausweisung von Vorranggebieten für 

den Hochwasserschutz. Letzteres stellt zumindest für das Einzugsgebiet der Elbe eine Novität 

dar, die in anderen Regionen und Bundesländern noch nicht realisiert ist (Böhm, H.R. 1999). 
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6 Datengrundlagen und Geographisches 
Informationssystem 

Für die Verknüpfung und Anwendung 

der in Kapitel 7 erläuterten Methoden 

und Modelle wurde eine GIS-Umgebung 

er-stellt. Teil der GIS-Anwendung ist der 

Aufbau einer integrierten Datenbank mit 

den in diesem Kapitel erläuterten Daten 

sowie zusätzlichen Daten der Raum- und 

Umweltplanung. Deren Kenntnis ist Vo­

raussetzung einer problem- und ziel­

orientierten GIS-Anwendung und Daten­

verwaltung. Die Funktionsweise der GIS­

Anwendung wird erläutert und in ihren 

Möglichkeiten und Grenzen diskutiert. 
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Abbildung 9: In Kapitel 6 bearbeitete Teile 
der Verfahrensentwicklung 

6.1 Datengrundlagen der Verfahrensanwendung im 
Regierungsbezirk Dessau 

6.1.1 Klima 

Für die Berechnung des Gesamtabflusses mit dem Modell ABIMO werden Daten zu Nieder­

schlagsverteilung und potentielle Verdunstung als Eingangsdaten benötigt. Weiterhin dienen 

klimatische Daten der Bestimmung der Bodenkundlichen Feuchtestufe (Klimabereich) und 

des Biotischen Ertragspotentials Gahresniederschlag und Jahresdurchschnittstemperatur). Die 

langjährigen Mittel des Jahresniederschlags und der potentiellen Verdunstung wurden als 

digitale 1 km-Rasterdaten durch den Deutschen Wetterdienstes (DWD) für die Messreihe 

1961 - 1990 bereitgestellt (Karte 5). Die Datengrundlage bilden die reliefabhängig interpolier­

ten Messdaten der Wetterstationen des DWD. Durch die Interpolation kommt es zu Unge­

nauigkeiten, die vom DWD mit einer Fehlertoleranzbreite von± 7% angegeben werden. Als 

zusätzliche Informationsgrundlage diente der Agraratlas des Landes Sachsen-Anhalt (MRLU 

1997a), der weiterreichende meteorologische und agrarmeteorologische Daten auf Gemeinde­

ebene enthält. Die Werte der Jahresdurchschnittstemperatur und des kältesten und wärmsten 

Monats lassen sich hier ablesen. Aufgrund der geringen räumlichen Differenzierung dieser 

Daten im Untersuchungsraum konnte auf eine digitale Aufbereitung verzichtet werden. 

64 



Karte 5: Klimatische Datengrundlagen 

Mittlere jährliche Niederschlagshöhe 

Mittlere jährliche potentielle Verdunstung 
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lnhalUiche Bearbeitung und Kartographie: D. Petry 
GIS: D. Petry und S. Erfurth 

Datengrundlage: 
30-jähriges Mittel (1961 - 1990), Deutscher Wetterdienst 



6 Datengnmdlagen und Geographfrches Iriformations!Jslem 

6.1.2 Relief 

In wasser- und stoffhaushaltlichen Untersuchungen kommt dem Relief als Steuergröße eine 

besondere Bedeutung zu. Kuppen-, Hang- und Senkenbereiche, als typische Reliefsequenzen 

in landschaftswasserhaushaltlichen Analysen (z.B. Gerold 1999), sind reliefbedingt durch 

unterschiedliche Qualitäten und Quantitäten des Wasser- und Stoffumsatzes charakterisiert. 

Neben der relativen Höhe (Kuppen- oder Senkenbereich) ist die Hangneigung ein wesent­

licher differenzierender Faktor, aber auch die Exposition trägt zur standörtlichen Differen­

zierung des Bodenwasserhaushaltes bei. 

Für den Regierungsbezirk Dessau wurde an der Sektion Angewandte Landschaftsökologie des 

UFZ ein Digitales Geländemodell (DGM) mit einer Rasterweite von 250 m erstellt (Karte 6). 

Mit der Raster-Punkt-Methode wurden Topographische Karten (TK) im Maßstab 1:25.000 

mit einem 1 cm-Raster überlagert. Für jeden Rasterschnittpunkt lässt sich die Geländehöhe 

aus Höhenlinien und Höhenpunkten manuell ermitteln und in eine Datenbank eingeben. 

Anschließend erfolgte im GRID-Modul von ARC/INFO® die GIS-technische Aufbereitung 

des Geländemodells. 

Karte 6: Digitales Geländemodell des Regierungsbezirks Dessau 
Höhe über NN 

• Größere Städte 

~Gew.lsser 
- 47-58 

59- 70 

§ 71-82 
83-93 
94-105 

D 106-117 

c::::J1 18-128 
0 129- 140 

~
141- 1 52 
153- 163 
164- 175 

- 176- 187 

Die Rasterweite und damit auch die räumliche Auflösung des verwendeten DGM sind relativ 

gering. In der mesoskaligen Landschaftsmodellierung werden in der Regel DGM mit deutlich 

größerer Auflösung verwendet (z.ß_ 80 m bei Dabbert et al. 1999, 30 m bei Gerold 1999). Die 

alleinige Beurteilung der räumlichen Auflösung eines DGM an der Rasterweite der Höhen­

angaben ist jedoch falsch und irreführend. DGM basieren in der Regel entweder auf der 

Auswertung von TK oder auf Fernerkundungsdaten. Im Bereich der Fernerkundung "vurden 

sehr grobe DGivI bereits aus Satellitendaten abgeleitet, der übliche Weg geht jedoch über 
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6.1 Datengrundlagen der Veifahrensanwendung im Regierungsbezirk Dessau 

stereoskopische Luftbilder. Hier basiert die hohe Auflösung eines DGM tatsächlich auf einer 

hoch aufgelösten Datengrundlage; ein für große Räume sehr teures und aufwändiges Verfah­

ren. DGM auf der Grundlage von TK werden entweder mit der beschriebenen Raster-Punkt­

Methode oder durch die Interpolation digitalisierter Höhenlinien erstellt. Letzteres Verfahren 

liegt den meisten kommerziell, beispielsweise durch die Landesvermessungsämter, vertriebe­

nen DGM zugrunde. Mit Hilfe der Interpolation lassen sich technisch problemlos räumliche 

Auflösungen von 50 m und geringer erzielen. Entscheidendes Qualitätskriterium für die Güte 

des DGM ist jedoch die Differenziertheit der Höhenlinien in der TK. Für Räume mit relativ 

geringen Höhenunterschieden wie dem Regierungsbezirk Dessau oder dem gesamten nord­

deutschen Tiefland weist in der Regel die TK25 (fK im Maßstab 1 :25.000) die maximale 

Höhenliniendichte und -differenzierung auf. Die topographischen Grundkarten, TKl 0 in den 

neuen und TKS in den alten Bundesländern, liefern zusätzliche Informationen nicht durch­

gängig und in einem Umfang, der einen Skalenwechsel nicht rechtfertigt. Die Höhenlinien der 

TK25 lassen sich mit einem 250 m-Raster hinreichend genau wiedergeben, so dass sich die 

Güte der Datengrundlage in der Auflösung des DGM wiederspiegelt. Auf der Interpolation 

von Höhenlinien basierende hoch aufgelöste DGM verschleiern hingegen die Güte ihrer Aus­

gangsdaten. 

Ein Vergleich des verwendeten DGM mit einem vom Landesamt für Landesvermessung und 

Datenverarbeitung vertriebenen DGM mit einer Rasterweite von 40 m wurde in ausgewählten 

Testgebieten (Einzugsgebiet der Rosse!, südliches Köthener Ackerland) von Gränitz (in Vor­

bereitung) durchgeführt. Die höhere Auflösung führt zu einer besseren räumlichen Differen­

zierung des Reliefs, was beispielsweise die Ableitung von Fließbahnen, Hangformen und 

Expositionen erlaubt. Die Differenzierung der Hangneigungen ändert sich jedoch nicht 

grundlegend, weder im räumlichen Verteilungsmuster noch in den absolut berechneten Hang­

neigungsgraden. 
Mit Hilfe des verwendeten DGM lassen sich im GIS die Hangneigungen berechnen, die als 

Eingangsdaten für die vereinfachte ABAG (potentielle Erosionsgefährdung durch Wasser) 

und den Abflussquotienten (Bestimmung des Direktabflusses) benötigt werden. 

6.1.3 Boden 

Die Böden des Untersuchungsraumes sind aufgrund ihrer zentralen landschaftsökologischen 

Funktionen wesentliche Faktoren der drei bearbeiteten Landschaftsfunktionen. Die Boden­

verhältnisse bestimmen maßgeblich die Ausprägung landschaftlicher Strukturen und Prozesse 

und sind als dynamische Systeme wiederum selbst ein Ausdruck der Landschaftsentwicklung. 

Böden und insbesondere der Bodenwasserhaushalt als sehr dynamisches Teilsystem wurden 

daher bereits von Neef et al. (1961) neben der Vegetation als ,landschaftsökologische Haupt­

faktoren' bezeichnet. In der Verfahrensanwendung sind daher die bodenkundlichen Daten­

grundlagen von zentraler Bedeutung. Entsprechend sollen sie hier ausführlicher diskutiert 

werden. 

In der deutschen Bodenkunde hat sich die Bodenform als Ausdruck von Substrat und Genese 

zur zentralen bodensystematischen Einheit entwickelt (AK Bodensystematik 1998), der auch 

in der Landschaftsökologie besondere Bedeutung beigemessen wird (Mosimann 1980, Haase 
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6 Datengrundlagen und Geographisches Infarmation.rystem 

1991, Leser 1997). Mosimann (1980: 66) macht die geoökologische Bedeutung der Bodenform 

an vier Punkten fest (Hervorhebungen im Original kursiv): 

„ 1. Sie ist ein hochintegrales Merkmal far die Gesamtheit der physikalischen, chemischen 
und biologischen Prozesse an der Erdobeifläche in Vergangenheit und Gegenwart. 

2. Sie ist Ausdruck realer Verhältnisse an der Erdobeifläche und beschreibt wesentliche 
Teile des Geo.rystems. 

3. Die Bodenform ist stabil. Dadurch eignet sie sich besonders als Gerüst far die räumliche 
Ordnung der materiellen Ausstattung des Systems 'Landschaft'. Diese Stabilität begrenzt aber 
auch die Aussagekraft, weil sie kurzfn'stige Veränderungen nicht unbedingt sichtbar macht. 

4. Die Bodenform gibt einen genetischen Entwicklungsstand wieder. Sie erlaubt damit, 
festgestellte Eigenschaften in einen räumlichen und zeitlichen Rahmen Z!' stellen. " 

Für den Regierungsbezirk Dessau steht die vom Geologischen Landesamt (GLA) heraus­

gegebene Bodenübersichtskarte im Maßstab 1:200.000 (BÜK200) digital zur Verfügung 

(Schröder, Knauf & Kainz 1997). Großmaßstäbigere Kartenwerke wie die Bodenkarte 

1 :50.000 befinden sich noch im Aufbau. Ältere flächendeckend verfügbare Bodendaten wie 

die Reichsbodenschätzung werden zur Zeit für Sachsen-Anhalt flächendeckend digital auf­

bereitet (LAU 1998). Die Reichsbodenschätzung erlaubt zwar räumlich differenziertere 

Aussagen als die BÜK200, genügt aber nicht mehr den heutigen bodensystematischen 

Standards, die zudem in den 1990er Jahren eine Angleichung zwischen ost- und westdeutscher 

Terminologie erfahren hat (Altermann & Kühn 1994, 1998, Hartmann & Kainz 1997, AK 

Bodensystematik 1998). 

Die Verfahrensanwendung im Regierungsbezirk Dessau arbeitet mit der BÜK200. Dies hat (a) 

arbeitspraktische (flächendeckende digitale Verfügbarkeit), (b) fachliche (Bodenformengesell­

schaften als Grundlage der ausgewiesenen Bodeneinheiten) und (c) planungspraktische (von 

der Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) koordiniertes und damit 

überregional verfügbares und vergleichbares Kartenwerk) Gründe. In die BÜK200 wurden 

unter anderem die Ergebnisse der Mittelmaßstäbigen Landwirtschaftlichen Standortkartierung 

(MMK) mit einbezogen (Hartmann & Böthmer 1997), die in der DDR in den 1970er und 

1980er Jahren im Maßstab 1:100.000 durchgeführt wurde. Daher weist die BÜK200 eine für 

kleinmaßstäbige Bodenkarten hohe räumliche Differenziertheit auf, so dass die von Hennings 

(1998) geäußerte Kritik, die BÜK200 stelle gegenüber der BÜK1000 nur eine unwesentliche 

Verbesserung dar, auf das verwendete Kartenblatt nicht zutrifft. Die in der Bodenkarte 

enthaltenen Substratflächentypen und Bodentypen sind in den Karten 1 und 2 bereits 

dargestellt worden. 

Ableitung bodenkundlicher Parameter aus der Bodenübersichtskarte 1 :200.000 (BÜK.200) 

Zum Zeitpunkt der Verfahrensanwendung stand die BÜK200 erst in einer vorläufigen 

Version zur Verfügung, was sich vor allem in einer reduzierten Flächendatenbank äußerte. 

Grundlage für die Ableitung bodenkundlicher Kennwerte ist der Substratflächentyp in der in 

der DDR üblichen Schreibweise (vgl. Lieberoth 1982, TGL1 24300/07), der Angaben zu den 

1 Technische Güte und Lieferbedingungen; staatliche Standards der DDR, den bundesdeutschen DIN-Normen vergleichbar, 
jedoch mit dem Charakter einer Rechtsvorschrift. 
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6.1 Datengrundlagen der Verfahrensanwendung im Regierungsbezirk Desaau 

Flächenanteilen und Schichtungen vorkommender Substrate enthält. Aus den Substratflächen­

typen wurden durch Kainz & Hartmann (1997) Bodenartenspektren abgeleitet, welche die 

Substratverhältnisse durch Bodenartenminima und - maxima wiedergeben. Die Vorgehens­

weise ist beispielhaft in Tabelle 15 dargestellt. In der Flächendatenbank des GLA werden aus 

den Bodenartenspektren unter Berücksichtigung der Schichtung - aber ohne die im Substrat­

flächentyp ausgedrückten Flächenanteile - Kennwerte wie die nFK abgeleitet. Dies geschieht 

durch Bildung des arithmetischen Mittels der jeweiligen Kennwerte für die Bodenartenminima 

und -maxima nach Maßgabe der Bodenkuncllichen Kartieranleitung (KA4) (AG Boden 1994). 

Tabelle 15: Ableitung von Bodenartenspektren aus den Substratflächentypen der Bodenformen­
gesellschaften der Bodeneinheiten der BÜK 200 (nach Kainz & Hartmann 1997, verändert) 

Bodenfonnengesellschaften Substratflächentyp Bodenarten- Bodenarten-
(Beispiele) minimurn maximurn 

Löss-Schwarzerden bis Braunschwarz- ö Uu Ut4 
erden, in Abtragslagen Rendzinen Löss 
Löss tieflehm-Schwarzerden bis ö/l Uu/Sl3 Ut4/ Ls2 
Braunschwarzerden Lösstieflehrn 
Löss über Lehm bis Ton-Staugleye auf ö/1-t 

Uu/Sl3-Lt2 Ut4/ Ls2-Tt 
Tertiärton und Unterem Buntsandstein Lösstieflehm bis Ton 

Aus den in Tabelle 15 angeführten Beispielen wird die teilweise große Heterogenität der 

Bodeneinheiten deutlich, welche die Ableitung landschaftsökologisch relevanter Boden­

parameter für geschichtete, ein großes Bodenartenspektrum oder mehrere Substrate um­

fassende Substratflächentypen kompliziert werden lässt. Hinzu kommt, dass zwischen Boden­

art und bodenkuncllichen Parametern kein linearer Zusammenhang besteht. Das 

Bodenartenspektrum ,Uu bis Ut4' (Schluff bis stark toniger Schluff) lässt sich nicht in eine 

Spannbreite der nFK-Werte 26,0 bis 20,5 Val.-% (nach KA4) und deren Mittelwert 23,25 

Vol.-% übersetzen. Die vereinfachte Vorgehensweise des GLA ohne Berücksichtigung der 

Flächenanteile und mit einfacher Mittelwertbildung erscheint daher nicht ausreichend. 

Im Folgenden wird eine Vorgehensweise zur Ableitung bodenkuncllicher Parameter aus den 

Substratflächentypen der BÜK200 entwickelt und erläutert, die der Heterogenität der 

Bodenverhältnisse Rechnung trägt: 

a) Bestimmung der repräsentativen Bodenart eines Substrates 

Jedem Einzelsubstrat werden Bodenartenspektren, repräsentiert durch Bodenartenminima 

und -maxima, nach den Angaben von Kainz & Hartmann (1997) in der Flächendatenbank 

der BÜK200 zugewiesen. Die Bodenarten eines Substrates werden nach Maßgabe der 

KA4 (AG Boden 1994: 135) in 6 Werte der Korngrößenverteilung (Minima und Maxima 

der Ton-, Schluff- und Sandfraktion) übersetzt. Mit Hilfe dieser Quantifizierung lässt sich 

die mittlere Korngrößenverteilung eines Substrates berechnen. Der mittleren Korngrößen­

verteilung lässt sich wiederum eine Bodenart zuordnen, zu deren nach KA4 definierter 

Korngrößenverteilung die berechnete, mittlere Verteilung die geringste Abweichung (Sum­

me der Einzelabweichungen der 6 Werte der Korngrößenverteilung) besitzt. So wird für 

jedes Substrat eine repräsentative Bodenart definiert, für welche die Ausprägungen boden­

kuncllicher Parameter bestimmt werden können. Tabelle 16 veranschaulicht die Vorge-
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hensweise am Beispiel des Lösses, dessen mittlere Korngrößenverteilung die geringste 

Abweichung zu derjenigen der Bodenart ,Ut3' (mittel toniger Schluff) besitzt. 

Tabelle 16: Ableitung repräsentativer Bodenarten aus den Korngrößenverteilungen des Bodenar­
tenspektrums nach KA4 am Beispiel des Substrates ,Löss' 

Substrat ,ö = Löss' Ton Schluff Sand 
Min Max Min Max Min Max 

Bodenartenminimum Uu ~ 0 !8 i 80 100 :o 20 
Bodenartenmaximum Ut4 ~ 17 j 25 ! 65 83 :o 18 

"' mittlere 
8,5 16,5 72,5 191 ,5 10 19 

Korngrößenverteilung ' 

"' repräsentative 
Ut3 + 12 17 65 j 88 10 123 Bodenart 

Dies verhindert, dass Ausprägungen gemittelt werden, zwischen denen kein pedologisch 

begründeter linearer Zusammenhang besteht. Stattdessen werden Korngrößenverteilun­

gen, welche die pedologischen Verhältnisse wiedergeben, gemittelt und stehen dann für 

Parameterzuordnungen zur Verfügung. In der Verfahrensanwendung sind dies: 

};> Feldkapazitiit (FK) diejenige Wassermenge, die ein Boden maximal gegen die 

Schwerkraft zurückhalten kann (Speicherfeuchte); Angabe in Vol.-% oder mm/ m 3 

};> nutz/Jare Feldkapazittil (nFK). pflanzenverfügbare Feldkapazität in Vol.-% oder 

mm/m 3 (ohne Totwasseranteil) 

~ k.fWert. Wasserdurchlässigkeit des Bodens im wassergesättigten Zustand; Angabe 

meist in cm/ d (Fließgeschwindigkeit) 

};> efftkhue Durcbwurzelungsti~ (fPE) 

Für weitere Erläuterungen dieser Kenngrößen sei auf die bodenkundliche Fachliteratur 

verwiesen (z.B. Schachtschabel et al. 1989). Die Ableitung der repräsentativen Bodenarten 

und den jeweiligen Parameterzuordnungen ist in Tabelle 17 wiedergegeben. 

Tabelle 17: Repräsentative Bodenarten und bodenkundliche Parameter der Substrate und Bodenar­
tenspektren der BÜK200 für den Regierungsbezirk Dessau 

Flächendatenbank der BÜK200 Eigene Ableitung 

Substrate Bodenarten Repräsenative nFK FK kf 
Name Symbol Min. Max. Bodenarten Vol.-% Vol.-% cm/d 

(Auen-)Sand os, s Ss Su2 Ss+Su2 13,3 19,0 159 
Tief-, Bändersand d, bs Ss Sl2 Su2 16,0 21,5 88 

(Auen-, Berg-)Salm om,vm,m Su2 Sl2 Su2+Sl2 16,8 22,8 69 
(Auen-)Lehrn ol, 1 Sl3 Ls2 Ls3 15,0 33,5 7 

Berglehm vl Sl3 Ls4 Sl4 17,0 28,5 21 

(Kolluvial-)Sandlöss esö, sö Sl3 Uls Slu 21,0 31 ,5 11 

Berglöss vö Sl3 Tu4 Ls2 15,5 33,5 20 

Löss ö Uu Ut4 Ut3 23,5 36,0 8 

Auenschluff ou Us Ut4 Ut3 23,5 36,0 8 

Auenton ot Ls2 Tu2 Lt3 41,0 43,5 10 

(Berg-)Ton vt, t Lt2 Tt Tl 14,5 50,5 3 

Torf,Mudde h, h, h, h, 40,0 70,0 25 



6.1 Datengrundlagen der Verfahrensanwendung im Regierungsbezirk Desaau 

b) Bestimmung bodenkundlicher Parameter unter Berücksichtigung von Substrafschichtung und 

Flächenanteilen 
Substratflächentypen enthalten Angaben zu Schichtungsverhältnissen innerhalb eines Sub­

stratyps und zu den Flächenanteilen bei mehreren Substrattypen in einer Bodeneinheit. 

Dabei bedeuten vereinfacht: 

/ Substratwechsel bei 60 cm unter Flur (ö/l = Lösstieflehm) 

/ / Substratwechsel bei 100 cm unter Flur (s/ /1 = lehmunterlagerter Sand) 

Substrattyp 1 dominiert über Substrattyp 2 im Verhältnis 70-30 

(ol-ou = Auenlehm bis Auenschluff) 

+ Substrattyp 1 und 2 annähernd gleich dominant (l+t =Lehm+ Ton) 

Mit Hilfe dieser Angaben lassen sich auf Grundlage der repräsentativen Bodenarten für 

die teilweise sehr komplexen Substratflächentypen der Bodeneinheiten der BÜK.200 

bodenkundliche Parameter berechnen. 

Anhang 4 enthält die für die Verfahrensanwendung relevanten und oben erläuterten boden­

ökologischen Parameter. In der BÜK.200 als Siedlungs-, Bergbau- oder Kippflächen ausgewie­

sene Bodeneinheiten sind in der Tabelle nicht berücksichtigt. Bergbau- und Kippböden 

werden nicht in die Verfahrensanwendung einbezogen und Siedlungsböden (mit vorgestelltem 

,a' im Substrattyp) werden entweder entsprechenden Substratflächentypen gleichgestellt (,a/s' 

= ,s') oder bei bestimmten Anwendungen (z.B. Einschätzung der Erosionsgefährdung) nicht 

berücksichtigt. 

6.1.4 Bodenbedeckung 

Sowohl für die allgemeine Charakterisierung der Landnutzungsstruktur des Regierungsbezirks 

Dessau (siehe Karte 3) als auch für die Landnutzungsparameter der verwendeten Methoden 

und Modelle wurden die Daten zur Bodenbedeckung des CORINE2-Projektes Land Cover 

eingesetzt (Statistisches Bundesamt 1996). Die CORINE-Daten entstammen einem europa­

weiten Vorhaben zur Bereitstellung vergleichbarer Daten zur Bodenbedeckung, die von der 

Europäischen Umweltagentur (im EIONET~ und dem Statistischen Bundesamt (im 
ST ABIS4

) als geographische Basisdaten verwendet werden. Als Datengrundlage dienten 
Topographische Karten im Maßstab 1:100.000 sowie Satelliten- und Luftbilder aus den Jahren 

1989 bis 1992. Die Mindestgröße ausgewiesener Einzelflächen beträgt 25 ha, was weniger den 

Datengrundlagen als vielmehr der Aufwandsreduzierung geschuldet ist (Statistisches Bundes­

amt 1994). 

Maßstab und Zweck der CORINE-Daten bedingen eine auf regionaler Betrachtungsebene 

relativ geringe Differenzierung der Landnutzung, die zudem durch unübersehbare Fehler in 

der Klassifizierung gekennzeichnet ist. Die im Regierungsbezirk Dessau vorkommenden 

Nutzungsklassen sind in Anhang 3 enthalten. Der große Vorteil liegt in der einfachen Zugäng­

lichkeit der Daten und ihrer überregionalen Vergleichbarkeit. Im Vergleich zu den ATKIS5
-

2 CoORdination ofINformation on the Environment 

3 Environmental Information and Observation Network 

4 Statistisches Informationssystem zur Bodennutzung 

5 Amtliches Topographisch-Kartographisches Informationssystem 
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Daten der Landesvermessungsämter besitzen sie auch eine deutlich einfachere Handhabbar­

keit. Zudem lassen sich Fehler aufgrund der groben Auflösung und vergleichsweise geringen 

inhaltlichen Differenzierung leicht identifizieren und in ihrer Wirkung auf das Muster der 

Landnutzungsstruktur, beispielsweise in statistischen Auswertungen, einschätzen. Petry et al. 

(2000) haben in einer vergleichenden Untersuchung zur Eignung von CORINE-Daten und 

Daten der amtlichen Biotoptypenkartierung im Maßstab 1 :10.000 festgestellt, dass sich auf 
mesoskaliger Ebene (Nutzungsstruktur von Landschaftseinheiten, Naturräumen oder Land­

kreisen) für die Nutzungstypen Wald, Acker, Grünland nur geringfügige Differenzen zwischen 

beiden Datentypen ergeben. Eine Verwendung der CORINE-Daten erscheint gemessen an 

den Anforderungen der Verfahrensanwendung, die nur Grundtypen der Bodenbedeckung 

benötigt, sowohl aus arbeitspraktischer als auch aus fachlicher Hinsicht gerechtfertigt. 

6.2 Aufbau eines relationalen Datenmodells innerhalb des GIS 

Analyse und Bewertung von Landschaftsfunktionen erfordern eine Vielzahl unterschiedlicher 

Informationen zu Klima, Relief, Boden und Nutzung, die mit den in Kapitel 7 beschriebenen 

Methoden und Modellen verknüpft werden. Dies erfordert einen integrierten Ansatz, der 

bereits die Ausgangsdaten zueinander in Relation setzt und Wechselwirkungen zwischen 

Einzelfaktoren in die Betrachtung mit einzubeziehen hilft. Im Unterschied zu sektoralen 

Vorgehensweisen, bei denen Landschaftskompartimente oder Schutzgüter separat bewertet 

und erst die Ergebnisse integriert werden, bezeichnen Dabbert et al. (1999: 4) den hier 
gewählten Ansatz als Primärintegration. 

6.2.1 Das Datenmodell 

Die Auswahl der Datengrundlagen orientiert sich an den Anforderungen der verwendeten 

Methoden und der flächendeckenden Verfügbarkeit für den Regierungsbezirk Dessau (Tabelle 

18). Im Zuge der Primärintegration wurden die Eingangsdaten mit der GIS-Software 

ArcView® zu einem topologisch-relationalem Datenmodell verknüpft (Abbildung 11). Als 

Rasterdaten vorliegende Informationen wurden vektorisiert, um eine Verschneidung aller vor­

liegenden Daten zu ermöglichen. Deren Ergebnis ist eine neue Topologie aus den kleinsten 

gemeinsamen Geometrien (KGG) der Eingangsdaten und damit verknüpft eine die Ausgangs­

daten enthaltende Datenbank, die im Folgenden als integrierte Datenbank bezeichnet wird. KGG 

besitzen eine homogene Struktur der ihnen zugeordneten Sachdaten oder Attribute. Jedes 

einzelne Polygon verfügt also über eine einheitliche Ausprägung der in den Ausgangsdaten 

enthaltenen Parameter (z.B. Bodenform, Geländehöhe oder Nutzungstyp). 

Das unbearbeitete Verschneidungsprodukt besteht aus ca. 120.000 Polygonen. Dies führt auch 

mit heute üblichen Rechnerkapazitäten zu sehr langen Zeiten für Kartenaufbau, Abfragen, 

statistische und räumliche Analysen, die dem hier erhobenen Anspruch der einfachen Hand­

habbarkeit entgegen stehen. Zudem entsteht eine Vielzahl kleinster Splitterpolygone ohne 

sinnvolle inhaltliche Eigenständigkeit. Daher wurden die Polygone der integrierten Datenbank 

nach der Verschneidung aggregiert, indem Polygone unterhalb einer definierten Mindestgröße 

dem Nachbarpolygon, zu dem die längste Grenze besteht, angegliedert wurden. 
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Abbildung 10: GIS-Datenmodell des Verfahrens zur Analyse und Bewertung von Landschafts­
funktionen im Regierungsbezirk Dessau 

TOPOLOGISCH-RELATIONALES DATENMODELL 

Ausgangsdaten in sektoralen Datenbanken 

Geometriedaten Sach-/Attributdaten 

Primärintegration durch Verschneidung/! 
Erzeugung kleinster gemeinsamer 
Geometrien 

Integrierte Datenbank 

P1 
P2 
P3 
P4 
PS 

Temporärer Datenexport unter Beibehaltung von Topologie und Relationen 

GIS-externe GIS-interne 
Modellkopplungen Ableitungen 

Regeln zur 
Ableitung 
integrierter 
Parameter 

Externe 
Modelle zur 
Berechnung 
integrierter 

LB. z.B. 
ABIMO ABAG 
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~a.. 
::::1 a; N 
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Q) ""' a:: 3l 

Reintegration von Modellierungsergebnissen und abgeleiteter 
Parameter in die integrierte Datenbank 

Als ein optimaler Kompromiss zwischen Speicherplatzminimierung und Aussagegenauigkeit 

hat sich für den Regierungsbezirk Dessau eine Mindestgröße von SO ha erwiesen: 

J>. Mit SO ha liegt die Mindestgröße unter der Flächengröße der Eingangsdaten mit der 

größten räumlichen Auflösung, den Rasterzellen des Geländemodells mit einer Kanten­

länge von 2SO x 2SO m (= 62,5 ha). 

Ji> Die Veränderung von Informationen aus den Ausgangsdaten bleibt auf dieser Generalisie­

rungsebene klein. Die Flächenanteile von Bodenformen oder Nutzungsklassen mit gerin­

ger Verbreitung und Einzelflächengröße im Untersuchungsraum ändern sich um maximal 
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5%, bei solchen mit großer Verbreitung und großen Einzelflächengrößen liegt die Verän­
derung bei :s; 1 %. 

> Durch die Zuordnung aller Polygone < 50 ha zu Nachbarpolygonen reduzierte sich die 

Gesamtzahl der Polygone auf 17.000. Damit liegen die Zeiten für den Bildaufbau im 

Sekundenbereich, diejenigen für Abfragen, statistische Analysen, Parameterableitungen im 

Minutenbereich. 

Tabelle 18: Ausgangsdaten für die Analyse und Bewertung von Landschaftsfunktionen 

Thema Datenquelle Auflösung und Inhalt 
Datentyp 

Boden Bodenübersichtskarte, Region 1:200.000 Bodentyp, Bodenform, 
Dessau, des GLA Sachsen-Anhalt 1025 Polygone Substrat, Bodenarten-

min.i.ma und -maxima 
Klima Langjährige Mittel von Klimadaten 1km X 1km Jahresniederschlag 

für die Zeitreihe 1961-1990 des Raster Sommerniederschlag 
DWD potentielle Verdunstung 

Relief Digitales Geländemodell am UFZ 250m X 250m Geländehöhe 
auf Basis der TK25 erstellt 68912 Raster-

zellen 
Nutzung CORINE land cover / Daten zur 1:100.000 Nutzungstyp/ 

Bodenbedeckung des Statistischen 1054 Polygone Bodenbedeckungstyp 
Bundesamtes 

Regional- Auszug aus dem 1:200.000 Vorranggebiete, 
planung Raumordnungskataster Vorsorgegebiete 
Gewässer Digitalisierung am UFZ auf Basis der 1:200.000 Gewässemetz 

Karte zur Wasserwirtschaft des LAU 

6.2.2 Der Landschaftsbezug von kleinsten gemeinsamen Geometrien - ein 
Skalenproblem? 

Die Erzeugung kleinster gemeinsamer Geometrien führt verglichen mit den Ausgangsdaten zu 

einer deutlich höheren geometrischen Auflösung mit deutlich mehr und deutlich kleineren 

Flächen. Es entsteht der optische Eindruck eines Skalenwechsels. Hinsichtlich der Sachinfor­

mationen der Ausgangsdaten ist dies jedoch nicht der Fall. Auf der Skalenebene der Aus­

gangsdaten charakterisieren die Sachinformationen ihre Bezugsflächen als homogene Ein­

heiten durch die Angabe dominierender (z.B. Boden, Nutzung) oder mittlerer (z.B. Relief, 

Niederschlag) Parameterwerte, die sich durch Übertragung auf mehrere kleinere Teilflächen 

nicht disaggregieren lassen. So kann beispielsweise eine Bodeneinheit der BÜK200 durch die 

Verschneidung auf 10 verschiedene Teilflächen verteilt werden, die jeweils identische Infor­

mationen zur Bodeneinheit enthalten, aber mit unterschiedlichen Relief-, Klima- und/ oder 

Nutzungsinformationen kombiniert sind. Mithin ändert sich durch die Erzeugung von KGG 

der Skalenbezug der Ausgangsdaten nicht. Thre räumliche Differenzierung nimmt nicht zu, 

obwohl sie nun für kleinere räumliche Bezugseinheiten definiert sind. Der entscheidende 

Informationsgewinn besteht in der nun möglichen Kombination unterschiedlicher Sachinfor­

mationen aus den sektoralen Datenbanken. Der Wert eines integrierten Parameters für eine 

einzelne Fläche resultiert aus der V erknüpfu.ng von Einzelparametern, die jeweils nur auf einer 
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kleineren Maßstabsebene gültig sind. Dadurch steigt mit der räumlichen Auflösung der KGG 

die Unsicherheit auf ihrer Grundlage erzielter sachlicher Aussagen. In der vorliegenden Arbeit 

kann diese Unsicherheit akzeptiert werden, da nicht die einzelne Teilfläche interessiert, 

sondern die großräumige funktionsräumliche Differenzierung, die in Beziehung zu regional­

planerischen Gebietskategorien zu setzen ist. Die begrenzte Möglichkeit, mit den angewen­

deten numerischen Modellen quantitative Aussagen zu machen, ist in der Verfahrensent­

wicklung jedoch weniger der Verwendung von KGG als des Einsatzes kleinmaßstäbiger 

Datengrundlagen geschuldet. 

Sowohl in der allgemeinen GIS-Literatur (z.B. Bartelme 1995, Bill 1996) als auch in der 

Literatur mit explizitem GIS-Anwendungsbezug in der Umweltplanung (z.B. Schaller 1996, 

Blaschke 1997, Dabbert et al. 1999) wird die größere räumliche Auflösung von KGG häufig 

mit einer größeren sachlich-thematischen Auflösung gleichgesetzt und das damit verbundene 

Skalenproblem vernachlässigt. In der Landschaftsökologie oder auch der Hydrologie ist es 

üblich, KGG als Flächen mit homogenem Verhalten im betrachteten Prozessgeschehen (z.B. 

als ,kleinste homogene Einheiten' bei Diekkrüger (1999), als ,Representative Elementary 

Areas' bei Gerold (1999)) zu verwenden. Mit Blick auf die obigen Ausführungen müssen auf 

diese Weise erzielte Ergebnisse kritisch und im größeren räumlichen Zusammenhang 

reflektiert werden. Das gilt vor allem für quantitative Aussagen, beispielsweise die Ergebnisse 

numerischer Modellierung. 

6.2.3 Analysen mit dem GIS-Datenmodell 

Innerhalb des relationalen Datenmodells bleiben die sektoralen Datenbanken der Ausgangs­

informationen mit der integrierten Datenbank des Verschneidungsproduktes über ihre 

jeweiligen Primärschlüssel (üblicherweise die ID-Nummer (Identifizierungscode) eines 

Polygons) und gemeinsame Attribute verknüpft. Dadurch ist einerseits ein interaktiver Daten­

austausch zwischen den einzelnen Datenbanken möglich und andererseits kann der Umfang 

der integrierten Datenbank auf die für die Analyse und Bewertung erforderlichen Attribute 

beschränkt bleiben. Mit diesem Datenmodell sind in der GIS-Anwendung unter Beibehaltung 

einer logischen Struktur mit eindeutigen Datenzuordnungen sehr flexible Datenanalysen 

möglich, was an drei Beispielen erläutert werden soll (siehe auch Abbildung 10): 

i> Primäre Grundinformation der bodenkundlichen Datenbank ist die Bodenform. Aus der 

Bodenform lassen sich über das zugehörige Substrat und dieses charakterisierende Boden­

artenspektren repräsentative Bodenarten ableiten ryorgehensweise siehe Kapitel 6.1.3). 

Aus der repräsentativen Bodenart lassen sich wiederum für die Analyse der Landschafts­

funktionen relevante Parameter, wie die nutzbare Feldkapazität des effektiven Wurzel­

raumes, ableiten. Aus Gründen der Handhabbarkeit und Übersichtlichkeit ist es sinnvoll, 

solche sektoralen Ableitungen innerhalb der bodenkundlichen Primärdatenbank vorzu­

nehmen und nur die für die weitere Analyse relevanten Parameter in die integrierte Daten­

bank zu übernehmen. Speicherumfang und Rechenzeiten bei Arbeiten mit der integrierten 

Datenbank bleiben auf diese Weise auf ein notwendiges Minimum beschränkt. 

i> Solche sektoralen Ableitungen bilden die Grundlage für komplexere integrierte Analysen: 

Die Berechnung der ABAG muss zwangsläufig innerhalb der Datenstruktur der integrier-
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ten Datenbank erfolgen, da Niederschlags-, Relief-, Boden- und Nutzungsdaten benötigt 

werden. Dennoch ist es sinnvoll, die zur Berechnung der ABAG relevanten Parameter 

unter Beibehaltung der Topologie aus der integrierten Datenbank zu extrahieren. In einer 

eigenen Datenbank, aber nach wie vor im GIS, können dann die relevanten Faktoren 

bestimmt und das Ergebnis für die KGG berechnet werden. Über die gemeinsame ID 

braucht dann lediglich das Ergebnis in die integrierte Datenbank eingefügt zu werden. 

J;> Eine dritte Form der Datenanalyse und Parameterableitung ist die Kopplung des GIS­

Datenmodells mit externen Modellen. Die Berechnung der Grundgrößen des Landschafts­

wasserhaushaltes erfolgt teilweise mit dem Modell ABIMO, das auf einer eigenen Daten­

bankplattform arbeitet. Über eine Schnittstelle im GIS können die für ABIMO relevanten 

Parameter aus der integrierten Datenbank in das Modell exportiert, die ABIMO-Model­

lierung durchgeführt und die Ergebnisparameter anschließend der integrierten Datenbank 

angefügt werden. 
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7 Methoden zur Analyse und Bewertung von 
Landschaftsfunktionen 

In Kapitel 7 werden die methodischen 

Voraussetzungen für die Analyse und 

Bewertung von Landschaftsfunktionen 

erarbeitet. Das Kapitel geht über eine 

Dokumentation der verwandten Verfah­

ren und Modelle hinaus, indem die 

skalenspezifische und planungsbezogene 

Anwendbarkeit von Methoden und Mo­

dellen diskutiert wird und diese zu einem 

konsistenten Methodensystem verknüpft 

werden. Eingangs werden die Grund­

lagen planungsfachlicher Bewertungs­

verfahren dargestellt, an denen sich die 

Verfahrensentwicklung orientiert und in 

die sich die in diesem Kapitel erläuterten 

Methoden und Modelle einfügen. 
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Abbildung 11: In Kapitel 7 bearbeitete Teile 
der Verfahrensentwicklung 

7 .1 Grundlagen planungsbezogener Bewertungsverfahren 

In Kapitel 2.3 ist auf die notwendige Trennung von Sach- und Wertebene sowie die Verwen­

dung transparenter Kriterien für die Transformation sachbezogener in wertbezogene Aussa­

gen hingewiesen worden. Bastian (1997) veranschaulicht die in einer Bewertung erforder­

lichen Schritte von der Analyse bis zur Handlung in einem allgemeinen Modell (Abbildung 

12). Handlungen haben je nach Planungszusammenhang direkte oder indirekte Auswirkungen 

auf eine Landschaft. Eine direkte Handlung ist die Ausführung eines Vorhabens (Bau einer 

Umgehungsstraße, Förderung von Grundwasser) in der - nach Analyse und Bewertung der 

damit verbundenen Folgen und Wirkungen in einer UVP - favorisierten Form, welche die 

Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen im Zuge der naturschutzrechtlichen Eingriffsrege­

lung einschließt. Eine indirekte Handlung ist die Ausweisung eines Vorranggebietes für Natur 

und Landschaft im Regionalplan, die sich auf die Landschaftsentwicklung über ihre bindende 

Wirkung für Fachplanungen und Aufsichtsbehörden auswirkt18
• 

18 Sog. Behördenverbindlichkeit; im Unterschied zur Außenverbindlichkeit, die - auch außerhalb des Verwaltungshandelns -
für jeden Bürger bindend ist (z.B. rechtsverbindlicher Bebauungsplan, Bestimmungen in einem Naturschutzgebiet) 
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Für die Verfahrensentwicklung kann das 

Modell von Bastian nicht unverändert über­

nommen werden, da die Trennung zwischen 

Sach- und Wertebene nicht eindeutig ist und 

der Planungsprozess als eigentliche Bewertung 

nicht eindeutig zuzuordnen ist. Die erste 

Bewertungsebene wird in Anlehnung an 

Schalles (1997, vgl. nachfolgendes Teilkapitel) 

in der Verfahrensentwicklung als Einschätzflng 

(Sachebene) bezeichnet, darin eingeschlossen 

sind aber Teile der 2. Bewertungsebene nach 

Bastian. Die planerische Bewertung (Wertebene) 

verteilt sich auf 2. und 3. Bewertungsebene, da 

sie die gesellschaftlich-politisch motivierte In­

teressenabwägung einschließt. Diese findet 

idealtypischer Weise in einem partizipativen 

Prozess statt, in dem alle Beteiligten Zugang 

zum verfügbaren Abwägungsmaterial - dazu 

gehören die Ergebnisse des hier entwickelten 

Verfahrens - haben (siehe Kapitel 4.4). Es 

bleibt jedoch festzuhalten, dass standardisierte 

Bewertungsverfahren nicht zwangsläufig zu ge-
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Transformation 3 

Entscheidung 
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Handlung 

Abbildung 12: Schema eines mehrstufigen 
Bewertungsmodells (Bastian 1997, verändert) 

sellschaftlich-politischen Bewertungen und Entscheidungen führen, die sich am Leitbild 

nachhaltiger Landschaftsentwicklung orientieren. 

7 .1.1 Bewertungsverfahren 

Auf der in Abbildung 12 dargestellten fachlichen Bewertungsebene lassen sich in Anlehnung 

an Marks et al. (1992: 28) vier Grundtypen landschaftsbezogener ökologischer Verfahren 

unterscheiden: 

li> Ökologische Eignungsbewertung (Wert eines Raumes oder naturräumlicher bzw. land­

schaftlicher Potentiale für eine bestimmte Nutzung) 

li> Ökologische Belastungsbewertung (Belastung bzw. Beeinträchtigung eines Raumes, eines 

Potentials, eines Schutzgutes oder einer Funktion durch die Einwirkung anthropogener 

Belastungsfaktoren) 

li> Ökologische Wertanalyse (Wert eines Raumes, Schutzgutes, Potentials oder einer 

Funktion für Naturnähe oder Funktionsfähigkeit eines Raumes) 

li> ökologische Risikoanalyse (Kombination von Belastungsbewertung und Wertanalyse zur 

Bewertung des Risikos eines Eingriffs in die Leistungs- oder Funktionsfähigkeit eines 

Raumes, Schutzgutes oder einer Funktion) 

Unter planungsfachlichen und methodischen Gesichtspunkten der nachfolgend erläuterten 

Ökologischen Risikoanalyse ist eine Unterscheidung in Eignungsbewertung und Wertanalyse 
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7. 1 Grundlagen planungsbezogener Bewertungsverfahren 

unerheblich. Die Eignung eines Raumes (oder Schutzgutes, Funktion, etc.) kann sowohl für 

eine direkte Nutzung durch den Menschen als auch für Lebensgemeinschaften gefährdeter 

Tiere und Pflanzen oder die Regulation des Wasser- und Stoffhaushaltes bestimmt werden. 

Das alles sind Nutzen, die von der Landschaft oder ihren Kompartimenten realisiert werden. 

Die Verwendung des Begriffes ,Wertanalyse' ist zudem irreführend, da sich der Wert eines 

Raumes erst aus der kombinierten Betrachtung von Eignung und Belastung bzw. Empfind­

lichkeit herleiten lässt. 

Um ein besseres Verständnis der beschriebenen Begriffsvielfalt zu erreichen, sollen im 

Folgenden die auf Bachfischer et al. (1980) zurückgehende Ökologische Risikoanalyse und die 

von Bechmann (1987, 1989) für Anwendungen im Umweltbereich modifizierte Nutzwert­

analyse erläutert werden. Beide Methoden haben sich in den vergangenen 20 Jahren zu 

unverzichtbaren Bestandteilen der Umweltplanung und - bewertung entwickelt. Sie dienen der 

Bewertung von Funktionen, Schutzgütern, Potentialen, Landschaften oder Biotopen unter 

bestimmten Gesichtspunkten oder zur Bewertung von Beeinträchtigungen durch geplante 

oder ungeplante Veränderungen der Umwelt. In der DDR wurden im Zuge der methodischen 

Fundierung der Territorialplanung ebenfalls Verfahren zur Umweltbewertung entwickelt, die 

vor allem durch Niemann (1982) als polyfunktionale Landschaftsanalyse vorangetrieben 

wurden. Viele landschaftsbezogene Bewertungsverfahren (z.B. Marks et al. 1992, Plachter 

1994, Meyer 1997, Bastian & Schreiber 1999) beruhen auf einem risiko- und/ oder nutzwert­

analytischen Grundkonzept. 

Die Ökologische Risikoanafyse 

Nach Bachfischer et al. (1980: 526) ist es das Ziel der Ökologischen Risikoanalyse, „die wechsel­

seitigen Nutzungseinflüsse auf den Landschaftshaushalt zu beurteilen und damit Abwägungskriterien aus dem 

bkologischen Bereich .far die Erstellung eines Gesamtkonzeptes der fuzumnutzf"ng zu liefern". An den 

methodischen Grundlagen für die heute vermehrt geforderte Berücksichtigung ökologischer 

Belange in der räumlichen Gesamtplanung ist also bereits vor 20 Jahren gearbeitet worden. 

Bewertungsgegenstand des Verfahrens ist entweder ein bestimmter Raumausschnitt und/ oder 

eine Funktion, ein Potential oder ein Schutzgut. Das Grundprinzip basiert auf der indikator­

basierten Bestimmung der Eignung oder Leistungsfähigkeit und der Beeinträchtigungs­

empfindlichkeit des Bewertungsgegenstandes auf der einen und der Beeinträchtigungs­

intensität auf der anderen Seite (Abbildung 13). Die Möglichkeit zur Kombination unter­

schiedlicher wertbestimmender Kriterien wie Eignung, Empfindlichkeit, Belastungsintensität 
und Risiko machen die Ökologische Risikoanalyse sehr flexibel und haben sie zu einer 

wichtigen Methode gerade in der UVP gemacht (umfassende Diskussion bei Schalles 1997). 

Die Operationalisierung der einzelnen Kriterien und deren Aggregierung lassen sich mit Hilfe 

von Bewertungsbäumen und Matrizen veranschaulichen. In Abbildung 14 ist die Vorgehens­

weise exemplarisch für die in dieser Arbeit bearbeitete Landschaftsfunktion „Erneuerung der 

Grundwasserressourcen" dargestellt. Die Verwendung von Bewertungsbäumen und Matrizen 

ermöglicht den Transfer von der Sach- auf die Wertebene sowohl mit ordinal als auch kardinal 

skalierten Daten. Die einzelnen Bewertungsschritte bauen nach-vollziehbar aufeinander auf, 

bedürfen aber noch der expliziten Darstellung der normativen Kriterien, die verwendet 

werden um Eignungs-, Empfindlichkeits- oder Schutzwürdigkeitsstufen festzulegen. Dazu 

dienen die in Kapitel 3 definierten normativen Grundlagen. 
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1 Methoden Zflr Ana/yse und Bewertung von Landscheftsfunktionen 
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.------___,_----"---~ suchungen 
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Beeinträchtigungs­
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Abbildung 13: Ablaufschema der Ökologischen Risikoanalyse (Bachfischer 1978, verändert) 
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(nach Zepp in Maries et al. 1992) 
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Abbildung 14: Bewertungsbaum zur Bestimmung der Empfindlichkeit und Verknüpfungsmatrix zur 
Bestimmung der potentiellen Schutzwürdigkeit für die Landschaftsfunktion Erneuerung der Grund­
wasserressourcen 
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7.1 Grundlagen planungsbezogener Bewertungsverfahren 

Die Nutz!vertana!Jse 

Für die Bestimmung von Eignungen und 

Empfindlichkeiten innerhalb der Ökologi­
schen Risikoanalyse können nutzwert­

analytische V erfahren verwendet werden. 

Die Nutzwertanalyse ist von Bechmann 

(1987, 1989) für die Anwendung in der 

Umweltplanung weiterentwickelt worden 

und erlaubt die Verwendung ordinal- wie 

kardinalskalierter Daten. Das Prinzip ist in 

Abbildung 15 veranschaulicht. Viele in der 

landschaftsökologischen und naturschutz­

fachlichen Llteratur verbreiteten V erfahren 

arbeiten nach einem nutzwertanalytischen 

Prinzip. Das gilt für die Methoden zur 

Bewertung des Leistungsververmögens des 

Landschaftshaushaltes (Marks et al. 1992), 

für die Bewertung der Gewässerstruktur­

güte (LUA 1998, Zumbroich et al. 1999) 

ebenso wie für das von Plachter (1994) ent­

wickelte synoptische Bewertungsverfahren 

im Naturschutz (vgl. Auhagen in Bastian & 

Schreiber (1999), Schalles (1997)). 

Bewertungs­
kriterien 

Zielerträge 

Bewertungs­
anliegen 

:.. ............................................................ : 

Wert-und 
Zielsystem 

Zielerfüllungs­
grade 

Nutzwerte 
(Güteprädikate) 

~ „ .•••••• „ •........ .......... ........... ~ ........... .. ..... .: 

Abbildung 15: Aufbau einer Nutwertanalyse 
(nach Bechmann 1989, verändert) 

In Anlehnung an die in Abbildung 15 verwendeten Begriffe soll dies am Beispiel der Ero­

sionswiderstandsfunktion (Marks et al. 1992) erläutet werden. Im Sinne der Nutzwertanalyse 

ist 

a) der Erosionswiderstand eines Raumes als Wertträger zu verstehen, 

b) seine Merkmale (besser geeignet als der von Bechmann verwendete und in Abbildung 15 
wiedergegebene Begriff Bewertungskriterien, der auf eine im Sachmodell noch nicht vorhan­
dene normative Komponente hindeutet) sind Faktoren wie Bodenart oder Hangneigung, 

c) als Zielerträge lassen sich Bodenabtragsmengen in t/ha/a verstehen, 

d) aus denen sich über ein definiertes Wert- und Ziel.rystem (z.B. die in Kapitel 3 genannten 

Leitbilder und UQZ), 

e) die Zielerfallungsgrade des Erosionswiderstandes in der Form gering, mittel, hoch ableiten 

lassen. 

f) Werden für einen Wertträger mehrere Zielerfüllungsgrade bestimmt, so lassen diese sich 

zu einem einheitlichen Nutz!vert aggregieren. Beim Beispiel ,Erosionswiderstand' sind Ziel­

erfüllungsgrad und Nutzwert identisch, da nur ein Zielerfüllungsgrad betrachtet wird. 
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Karte 14: Bewertung der Landschaftsfunktion 'Erneuerung der Grundwasserressourcen' 
- Potentielle Schutzwürdigkeit und Funktionssicherung in der Regionalplanung -
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Inhaltliche Bearbeitung, Kartographie l.lld GIS: D. Petry 











Karte 15: Bewertung der Landschaftsfunktion 'landwirtschaftliche Ertragsfunktion' 
- Potentielle Schutzwürdigkeit und Funktionssicherung in der Regionalplanung -
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Karte 16: Bewertung der Landschaftsfunktion 'Regulation des Wasser- und Stoffhaushaltes' 
- Potentieller Sicherungsbedarf und potentieller Entwicklungsbedarf -
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Inhaltliche Beart>eitung, Kartographie und GIS: D. Petry 







Karte 17: Integrierte Funktionsbewertung 
- Konflikte und Komplementaritäten bei Sicherung und Entwicklung der Landschaftsfunktionen -
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